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Vorwort. 

JNachdem  die  finnländische  Frage  1899  bis  1905  eine 
kritische  Zeit  durchgemacht  hatte,  schien  seit  1905  eine  Be- 
ruhigung einzutreten.  Allein  in  den  Jahren  1908  und  1909 
sind  in  Rußland  Maßnahmen  getroffen  worden,  die  abermals 
die  Selbständigkeit  Finnlands  gefährden.  Diese  Maßnahmen 
haben,  sofort  nach  ihrem  Bekanntwerden,  innerhalb  und  außer- 
halb Rußlands  nicht  nur  in  den  politischen ,  sondern  auch  in 
den  juristischen  Kreisen  einen  sehr  tiefen  Eindruck  hervor- 
gerufen. Fast  in  allen  Ländern  sind  in  mehreren  Zeitschriften  und 
in  einzelnen  angesehenen  Zeitungen  ^\dssenschaftliche  Unter- 
suchungen über  dieses  Thema  erschienen.  In  Deutschland  und 
Osterreich  wurde  hierdurch  eine  gemeinsame  Erklärung  von 
Juristen,  Gelehrten  und  Schriftstellern  veranlaßt.  In  Frank- 
reich wiederum  veranstaltete  die  y>  Gesellschaft  ehemaliger 
Schiller  und  Schülerinnen  der  Freien  Hochschule  für 
politische  Wissenschaften<i  auf  Vorschlag  eines  Herrn 
Komarow,  Kammerherrn  Seiner  Majestät  des  Kaisers  von  Ruß- 
land, am  28.  Januar  einen  Diskussionsabend,  bei  welchem 
jedoch  der  Urheber  dieses  Antrages  nicht  erschien,  da  er  zwei 
Tage  zuvor  von  seiner  Regierung  auf  telegraphischem  Wege 
nach  Rußland  zurückgerufen  worden  war. 

Angesichts  der  Schwierigkeit,  genauen  Aufschluß  über  die 
russische  Beweisführung  zu  erlangen,  und  von  dem  Wunsche 
beseelt,  sich  mit  voller  Sachkenntnis  und  nach  streng  wissen- 
schaftlicher Methode    hierüber  äußern  zu  können,   kamen  da- 
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mals  mehrere  Persönlichkeiten  der  juristischen  Welt  zu  der 
Überzeugung,  daß  es  für  ihre  eigene  Belehrung  und  vielleicht 
auch  für  die  der  öffentlichen  Meinung  nicht  überflüssig  sein 
würde ,  wenn  eine  gewisse  Anzahl  von  Rechtsgelehrten  ver- 
schiedener Nationen  gemeinschaftlich  die  finnländische  Frage 
einer  wissenschaftlichen  Untersuchung  unterzöge. 

Holländische  Rechtsgelehrte  waren  es,  die  in  einem 
„konsultativen  Gutachten"  sich  zuerst  in  solchem  Sinne 
äußerten.  In  England  fand  dieser  Gedanke  eine  sehr  günstige 
Aufnahme.  Herr  Westlake  erklärte  sich  bereit,  in  London 
diejenigen  seiner  deutschen ,  belgischen ,  französischen  und 
englischen  Kollegen  zu  empfangen ,  die  zur  Mitarbeit  be- 
reit wären,  um  die  betreffende  Frage  in  wünschenswerter 
Weise  aufzuklären.  Die  Vorbereitungen  zu  der  Zusammen- 
kunft bestanden  in  einer  vorläufigen  Mitteilung  der  unter  der 
Leitung  des  Herrn  Westlake  gesammelten  Aktenstücke  und 
in  der  Prüfung  eines  Berichts,  dessen  Ausarbeitung  Herrn 
de  Lapradelle  übertragen  worden  war.  Hierauf  beratschlagten 
die  zu  der  Konferenz  eingeladenen  Rechtsgelehrten  vom 
2G.  Februar  bis  "1.  März  1910  in  London  und  trennten  sich, 
nachdem  sie  den  mit  einer  Begründung  versehenen  Schluß- 
folgerungen, die  weiter  unten  zum  Abdruck  gelangen,  einhellig 
zugestimmt  hatten  ^ 

^  Einige  der  Rechtsgelehrteu,  die  sieh  zu  der  Konferenz  begeben 
sollten,  haben  im  letzten  Augenblick  sich  nicht  zur  festgesetzten  Zeit 
in  London  einfinden  können.  Sie  haben  indessen  von  den  vorbereitenden 
Arbeiten  Kenntnis  genommen  und  sind  auch  über  die  verschiedenen 
Phasen  der  Beratung,  an  der  sie  sich  schriftlich  beteiligten,  auf  dem 
Laufenden  erhalten  worden.  Es  läßt  sich  daher  sagen,  daß  sie  in 
gleicher  Weise  wie  ihre  Kollegen  an  den  Arbeiten  der  Konferenz  teil- 
genommen haben. 


Einleitung. 


Die  unterzeichneten  Juristen  sind  durch  ihre  Forschungen 
veranlaßt  worden ,  die  Beziehungen  zwischen  Finnland  und 
Rußland  einer  wissenschaftlichen  Prüfung  zu  unterwerfen. 

Sie  haben  seit  1899  beständig  mit  Aufmerksamkeit  die 
verschiedenen  Phasen  des  russisch  -  finnländischen  Konfliktes 
verfolgt  wie  auch  dessen  Wechselfälle ,  indem  abwechselnd, 
je  nach  Zeit  und  Umständen,  die  Mißhelligkeiten  bald  —  wie 
beispielsweise  1905  —  zu  verschwinden,  bald  jedoch  —  zum 
Beispiel  1908  —  wieder  aufzuleben  schienen. 

Sie  ziehen  in  Betracht ,  daß  Finnländer  und  Russen  in 
gleicher  Weise  versichern ,  die  Frage  sei  nicht ,  wie  man 
glauben  könnte,  ein  politisches,  sondern  ein  juristisches 
Problem. 

Sie  wissen  den  schönen  Ausspruch  des  Herrn  Stolypin : 
„In  Rußland  wird  niemals  Macht  vor  Recht  gehen  können" 
zu  würdigen. 

Sie  sind  der  Meinung ,  daß  auch  politische  Fragen ,  die 
in  eine  juristische  Formel  gebracht  werden ,  in  dieser  Form 
sich  sehr  wohl  entscheiden  lassen. 

Sie  haben  sich  in  demselben  Gedanken  zusammengefunden, 
daß  ein  gemeinschaftliches  Studium  der  russisch-finnländischen 
Streitfrage  vielleicht  unter  den  gegenwärtigen  Umständen  nicht 
überflüssig  sein  würde ,  sondern  zur  Lösung  eines  Konfliktes 
zwischen  zwei  Teilen  emes  großen  Reiches  beitragen  könnte ; 
eines  Konfliktes,  der  bei  längerer  Fortdauer  dieses  Reich  not- 
wendigerweise schwächen  muß. 
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Sie  haben  daher  den  Vorschlag  einer  Gruppe  holländischer 
Juristen  angenommen  und  sind  in  London  zusammengetreten, 
um  die  von  beiden  Seiten  geltend  gemachten  Beweisgründe 
zu  prüfen  und  darüber  gemeinschaftlich  zu  beraten. 

Sie  haben  alle  einschlägigen  Aktenstücke,  die  sie  von 
finnländischer  und  russischer  Seite  erlangen  konnten,  zu  Rate 
gezogen,  insbesondere  die  Rede  des  Herrn  Stolypin  in  der 
Duma  (18.  Mai  1908)  und  die  Reden  der  Herren  Deutrich 
und  Korewo  (28.  März/10.  April  1909)  in  der  russisch-finn- 
ländischen  Kommission ,  die  zur  Ausarbeitung  einer  gemein- 
samen Gesetzgebung  ernannt  worden  war. 

An  der  Hand  dieser  Dokumente  haben  sie  die  russischen 
Bestimmungen  vom  20.  Mai/ 2.  Juni  1908  und  die  Arbeiten 
der  am  28.  März/10.  April  1909  zur  Ausarbeitung  einer  Reichs- 
gesetzgebung eingesetzten  russisch-finnländischen  Kommission 
geprüft.  Der  Bericht,  den  einer  von  ihnen  erstattet  hat,  ist 
ausdrücklich  genehmigt  worden. 

Hierauf  ist  ihnen  vom  Präsidenten  das  vorliegendem 
Protokoll  beigefügte  Gutachten  vorgelesen  worden,  das  Sir 
Edward  Fry,  Mitglied  des  Geheimen  Staatsrates  (Privy  Council) 
des  Königs  von  England  und  MitgUed  des  Haager  ständigen 
Schiedsgerichts,  verfaßt  hat. 

Hierauf  haben  die  Unterzeichneten  die  Beweisführung 
und  die  Schlußfolgerungen ,  die  weiter  unten  zum  Abdruck 
gelangen,  einstimmig  genehmigt. 

G.  Anschütz ,  Dr.  iur. ,  ordentl.  Professor  des  öffentlichen 
Rechts  an  der  Universität  zu  Berlin. 

L.  V.  Bar,  Dr.  iur.,  Professor  der  Rechtswissenschaft  an  der 
Universität  zu  Göttingen,  Dr.  hon,  causa  der  Universitäten 
zu  Bologna  und  zu  Cambridge,  Geh.  Justizrat,  Ehrenmitglied 
und  ehemaliger  Präsident  des  „Instituts  für  Internationales 
Recht",  Mitghed  des  Haager  Internationalen  Schiedsgerichts. 

A.  de  Lapradelle,  auD.erordentl.  Professor  der  Rechtsfakultät 
der   Universität   zu  Paris,   Redakteur  der  Revue  de  droit 
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international  prive ,  Mitherausgeber  des  Reciieil  des  ar- 
bitrages  internattonaux ,  außerordentl.  Mitglied  des 
., Instituts  für  Internationales  Recht". 

Leon  Michoud,  Professor  des  öffentlichen  Rechts  an  der  Rechts- 
fakultät der  Universität  zu  Grenoble. 

Ernest  Nys ,  Rat  am  Appellationsgericht  zu  Brüssel ,  Mitglied 
des  „Instituts  für  Internationales  Recht",  Mitglied  des 
Haager  Internationalen  Schiedsgerichts. 

Sir  Frederick  Pollock,  Baronet,  Dr.  iur.,  Doctor  of  civil  Law, 
ehemaliger  Professor  der  Rechtswissenschaft  an  der  Uni- 
versität zu  Oxford. 

W.  van  der  Vlugt,  ordentl.  Professor  der  Rechtsphilosophie 
an  der  Universität  zu  Leiden. 

J.  Westiake,  Kommandeur  p.  p.,  Dr.  iur.,  Doctor  of  civil  Law, 
ehemaliger  Professor  des  Völkerrechts  an  der  Universität  zu 
Cambridge,  Ehrenmitglied  und  ehemahger  Präsident  des 
„Instituts  für  Internationales  Recht". 
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Beweisführung. 


1.   Die  Tatsachen. 

Die  Geschichte  Finnlands  unter  den  Großfürst-Zaren  um- 
faist  bis  zum  heutigen  Tage  drei  Perioden.  Die  erste  beginnt 
im  Jahre  1809,  die  zweite  im  Jahre  1863,  die  dritte  im 
Jahre  1899. 

Die  erste  Periode  wird  durch  eine  selbständige  Regierung 
und  durch  das  Fehlen  jeglicher  gesetzgeberischen  Tätigkeit 
gekennzeichnet.  Dank  der  Hochherzigkeit  eines  Zaren,  der 
das  Großfürstentum  nicht  nur  von  den  Schweden  erobern, 
sondern  auch  mit  dessen  freiwilliger  Zustimmung  erwerben 
wollte,  war  Finnland  aus  einer  schwedischen  Provinz  zu  einer 
„Nation"  geworden.  Sein  Großfürst  hatte  ihm  die  Aufrecht- 
erhaltung seiner  „Grundgesetze",  d.  h.  der  schwedischen  Ver- 
fassung {Regierungsform  vom  21.  August  1772 ;  Vereinigiings- 
und  Sicherheitsakte  vom  21.  Februar  und  3.  April  1789) 
zugesichert.  Es  wurde  von  einem  „Regierungskonseil" 
(6./18.  August  1809)  regiert,  der  seit  dem  9.'21.  Februar  1816 
den  Namen  „Senat"  führte  sowie  ausschließlich  aus  Finn- 
ländern bestand,  und  dessen  Entscheidungen  ein  anderer 
Finnländer ,  der  Staatssekretär  für  Finnland,  in  St.  Petersburg 
dem  Landesfürsten  zur  Bestätigung  unterbreitete,  so  daß  sich 
zwischen  Fmnland  und  seinen  Großfürsten  kein  fremdes  Ele- 
ment eindrängte.  Alexander  I.  und  Nikolaus  I.  haben  den 
Landtag  nicht  einberufen.  Dies  brauchte  aber  verfassungsgemäß 
(Art.  40  u.  41  der  Res^ierungsforfU  von  1772)   nur  dann   zu 
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geschehen,  wenn  die  Annahme  einer  gesetzgeberischen  Reform 
erfolgen  soll,  und  eine  solche  erachteten  damals  weder  die 
Großfürsten  noch  das  Land  für  erforderlich.  Die  gesetz- 
gebende Gewalt  des  Landtages  wird  also  deshalb  nicht  nach 
außen  hin  sichtbar,  weil  er  keine  Materie  findet,  w^o  er  sich 
wirksam  betätigen  kann ;  seine  gesetzgebende  Befugnis  bleibt 
jedoch  unangetastet  bestehen. 

Infolge  der  Ausübung  dieser  Befugnis  entfaltete  sich  in 
der  zweiten  Periode  die  konstitutionelle  Regierungsform  zu 
voller  Blüte.  Alexander  IL  berief  als  erster  am  6./18.  Juni  1863 
den  finnländischen  Ständelandtag  nach  Helsingfors.  In  der 
Thronrede  vom  6./18.  September  1863  versprach  er  ihm  eine 
regelmäßig  wiederkehrende  Einberufung  und  eröffnete  ihm  die 
Aussicht  auf  eine  Erweiterung  seiner  finanziellen  Befugnisse 
sowie  auf  eine  Verfassungsrevision,  die  einerseits  von  der 
Initiative  des  Großfürsten  und  anderseits  von  der  Zustimmung 
des  Landtages  abhängig  sein  sollte.  Zwar  kam  es  zu  keiner 
Verfassungsrevision;  aber  der  Landtag,  dem  ein  Grundgesetz 
vom  15.  April  1869  die  Periodizität  zusicherte,  ward  in  der 
Folge  regelmäßig  einberufen.  Diese  politische  Entwicklung 
wurde  von  einem  raschen  wirtschaftlichen  Aufschwung  be- 
gleitet, der  es  ermöglichte,  die  konstitutionelle  Tätigkeit  in 
ihrer  Bedeutung  zu  würdigen. 

Bald  machten  sich  indessen  besorgniserregende  Symptome 
bemerkbar.  Die  -Sonderstellung  des  nur  wenige  Werst  von 
St.  Petersburg  entfernten  Großfürstentums  im  Russischen 
Reiche  und  der  Gegensatz  zwischen  dem  politischen  Regierungs- 
system Finnlands  und  der  russischen  Autokratie  erregten 
die  Aufmerksamkeit  einer  Partei,  welche  die  Russifizierung 
aller  Grenzmarken  des  Kaiserreiches  verlangte.  Die  Angriffe 
nahmen  1889  ihren  Anfang  und  fanden  ihren  Ausdruck  in 
dem  Werke  Ordins,  Die  Eroberung  Finnlands.  Im  Juni  1890 
erfolgte  der  erste  Eingriff  in  die  Selbständigkeit  des  Groß- 
fürstentums,   indem    ein   Manifest   die    finnländische   Postver- 
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waltung  dem  zuständigen  russischen  Ministerium  unterordnete. 
Im  Jahre  1892  erfolgte  der  zweite  Eingriff,  indem  eine  Ver- 
ordnung den  russischen  Beamten  die  Bekleidung  von  Ämtern 
im  Staatssekretariat  und  in  der  Kanzlei  des  Generalgouverneurs 
gestattete,  obwohl  verfassungsgemäß  (Art.  10  der  Regiernngs- 
form  von  1772;  Art.  1  der  Vereinigungs-  und  Sicherheits- 
akte von  1789;  Dekret  vom  9. /21.  Februar  1816)  die  Beamten 
Finnlands  sämtlich  finnländischer  Abstammung  sein  müssen. 
Unter  Alexander  III.  ließ  man  es  hierbei  bewenden.  Allein 
im  Jahre  1899  entschied  sich  der  Zar  (Nikolaus  II.)  dafür, 
Finnland  seine  finnländische  Armee  zu  entziehen,  die  von 
finnländischen  Offizieren  befehligt  und,  unter  der  Oberaufsicht 
des  russischen  Kriegsministers,  von  der  finnländischen  Re- 
gierung verwaltet  wurde.  Am  24.  Januar  1899  überwies  er 
dem  Landtage  „zur  vorbereitenden  Prüfung"  einen  Gesetz- 
entwurf, den  der  Landtag  verfassungsgemäß  nicht  behufs  Ab- 
gabe eines  einfachen  Gutachtens  hätte  prüfen,  sondern  er- 
örtern ,  verbessern ,  annehmen  oder  verwerfen ,  kurz  zum 
Beschlüsse  hätte  erheben  müssen,  genau  so,  wie  er  früher 
das  bis  dahin  gültige  Wehrpflichtgesetz  von  1878  zum  Be- 
schlüsse erhoben  hatte. 

Wenngleich  die  Wichtigkeit  der  Militärfrage  zur  Not 
einen  Verstoß  gegen  alle  hergebrachten  Regeln  erklärhch  er- 
scheinen lassen  konnte,  so  war  doch  das  solchergestalt  ein- 
geführte Verfahren  nichtsdestoweniger  regelwidrig.  Um  ihm 
die  gesetzliche  Weihe  zu  geben,  ließ  der  Großfürst-Zar  ein 
Manifest  ausarbeiten,  das  er  am  o./15.  Februar  1899  unter- 
zeichnete. Dem  Manifest  waren  Bestimmungen  beigefügt,  die 
der  Kaiser  festgesetzt  hatte  und  „die  bei  der  Ausarbeitung, 
Prüfung  und  Veröffentlichung  der  für  das  ganze  Reich,  ein- 
schließlich des  Großfürstentums  Finnland,  erlassenen  Gesetze" 
als  Richtschnur  dienen  sollten.  Durch  diese  Verfügungen 
beabsichtigte  der  Zar  in  der  Gesetzgebung  einen  Unterschied 
zwischen  solchen  Fragen  einzuführen,  die  ausschließlich  Finn- 
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land  beträfen  und  daher  der  finnländischen  Gesetzgebung  — 
d.  h.  zumeist  dem  Landtage  —  unterworfen  wären,  mid 
solchen,  die  in  enger  Verknüpfung  mit  den  Interessen  des 
gesamten  Reiches  ständen  und  daher  der  russischen  Gesetz- 
gebung unterworfen,  d.  h.  der  autokratischen  Entscheidung 
des  Zaren  vorbehalten  sein  müßten.  Dieses  Verfahren  sollte 
sowohl  bei  den  für  das  gesamte  Reich,  einschUeßlich  des 
GroMürstentums  Finnland,  gültigen  Gesetzen  beobachtet  w^erden, 
als  auch  bei  den  ausschließlich  innerhalb  der  Grenzen  des 
Großfürstentums  angewandten  Gesetzen,  falls  sie  auf  die  ge- 
meinsamen Erfordernisse  des  gesamten  Reiches  Bezug  hätten 
oder  falls  sie  mit  der  allgemeinen  Reichsgesetzgebung  im 
Zusammenliange  ständen. 

Die  Definition  der  ..Reichsgesetzgebung"  war  unklar  und 
ihre  Grenzlinie  unbestimmt.  Finnland  sollte  durch  einige 
Mitglieder  seiner  Regierung  im  russischen  Reichsrate  vertreten 
sein,  sobald  diese  nur  ungenau  bezeichneten  Fragen  behandelt 
würden.  Dagegen  war  der  finnländische  Landtag  bei  diesen 
Fragen  seines  Ranges  einer  beschließenden  Versammlung  ent- 
kleidet und  hatte  nur  noch  eine  beratende  Stimme.  Das 
Manifest  vom  3./15.  Februar  1899  verfolgte  den  Zweck,  den 
verfassungsmäßigen  Organen  des  Großfürstentums  einen  nicht 
näher  umgrenzten  Teil  der  finnländischen  Gesetzgebung  zu 
entziehen,  um  ihn  dann  der  russischen  Beamtenschaft  unter- 
zuordnen und  der  autokratischen  Entscheidung  des  Kaisers  zu 
unterwerfen.  Die  Stände  suchten  sich  die  ihnen  verfassungs- 
mäßig zustehenden  Rechte  zu  erhalten  und  beantworteten  das 
genannte  Manifest  nebst  den  beigefügten  Grundbestimmungen 
am  26.  Mai  1899  dm-ch  zwei  untertänige  Antwortschreiben. 
Allein  die  schon  vorher  eingeleitete  Mihtärreform  wurde  aus- 
schließlich nach  den  Anordnungen  jenes  Manifestes  betrieben. 
Freüich  blieb  sie  jahrelang  ein  toter  Buchstabe,  und  sogar 
das  Wehrpflichtgesetz,  das  1901  in  Kraft  trat,  konnte,  unge- 
achtet der  äußersten  Vorsichtsmaßregeln,  nicht  zur  Anwendung 
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gelangen.  Vergebens  wurden  mimer  rücksichtslosere  und 
härtere  Repressivmaßregeln  getroffen,  um  den  Widerstand 
Finnlands  zu  überwinden,  das  sich  gerade  im  Herzen  seiner 
Autonomie  getroffen  fühlte.  Am  9.  April  1903  erhielt  der 
General  Bobrikow  diktatorische  Gewalt.  Allein  seine  allzu 
strenge  Verwaltung  vermochte  nicht  nur  die  verfassungsmäßige 
Widerstandsbewegung  nicht  zu  besiegen,  sondern  trug  im 
Gegenteil  sogar  dazu  bei,  diese  noch  mehr  anzufachen.  Sein 
Versuch,  Finnland  zu  russifizieren,  fand  durch  ein  Verbrechen 
eine  tragische  Unterbrechung.  Am  16.  Juni  1904  wurde  er 
ermordet.  In  der  Thronrede  vom  9.  Dezember  1904  erklärte 
hierauf  der  Zar,  die  Repressivmaßregeln  würden  aufgehoben 
werden,  sobald  der  (neue)  Generalgouverneur  mitteilen  würde, 
daß  sie  gegenstandslos  geworden  wären.  In  der  großen 
Petition  vom  31.  Dezember  1904  verlangte  der  Landtag  die 
Rückkehr  zur  gesetzlichen  Ordnung.  Am  29.  März  (1905) 
wurde  die  Petition  dem  Landesherrn  zugestellt.  Die  Antwort, 
die  er  hierauf  gab,  berührte  nur  einen  Teil  der  ganzen  Frage; 
die  Anwendung  des  Wehrpflichtgesetzes  wurde  eingestellt 
und  die  Unabsetzbarkeit  der  Richter  wieder  eingeführt.  Allein 
dies  genügte  nicht.  Man  mußte  bis  auf  den  Grund  des  Übels 
zurückgehen  und  die  besorgniserregende  Wunde  heilen,  die 
das  Manifest  von  1899  durch  seine  unklaren  Ausdrücke  der 
Selbständigkeit  Finnlands  zugefügt  hatte. 

Infolge  innerer  und  auswärtiger  Begebenheiten,  und  zwar 
namentlich  des  Generalstreiks  von  1905,  wurde  das  Manifest 
von  1899  am  22.  Oktober/4.  November  1905  wenn  nicht  auf- 
gehoben, so  doch  zum  mindesten,  „bis  zur  Regelung  der  dort 
aufgeworfenen  Fragen  durch  einen  Gesetzgebungsakt,  außf:: 
Kraft  gesetzt".  Ohne  Anwendung  des  in  dem  Manifest  vox- 
geschriebenen  Verfahrens  wurden  dem  Landtage,  im  Laufe 
des  Jahres  1906,  zahlreiche  Gesetzentwürfe  von  hoher  Wichtig- 
keit überwiesen :  ein  Entwurf  über  Abänderung  der  Landtags- 
ordnung von  1869;  ein  Wahlgesetzentwurf;  ein  Grundgesetz- 
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entwurf  über  die  Prinzipien  der  Versammlungs-,  Koalitions 
undPreMreiheit ;  Spezialgesetzentwürfe  über  Vereins-,  Koalitions 
und  Preßwesen;  schließlich  ein  Gesetzentwurf  über  die  ju 
ristische  (nicht  aber  parlamentarische)  Verantwortlichkeit  der 
Regierung.     Der  Landtag  erhob  diese  Gesetze  zum  Beschluß 

Am  15.  und  16.  Mai  1907  fanden  die  ersten  Wahlen  zu 
der  neuen  Landtagskammer  auf  der  Grundlage  des  allgemeinen 
Stimmrechts  und  des  Proportionalsystems  statt. 

Eine  neue  Ära  begann  für  Finnland. 

In  einer  Petition  vom  1.  Oktober  1907  ersuchte  der  neue 
Landtag  den  Landesfürsten  sogar  um  Vorlegung  eines  Ent- 
wurfes zu  einer  neuen  Regieriingsfonn,  da  die  schwedischen 
Gesetze  von  1772  und  von  1789  m  verschiedenen  Punkten 
veraltet  schienen  und  in  verschiedenen  anderen  unklar  wären, 
und  da  außerdem  Alexander  11.  im  Jahre  1863  bereits  das 
Versprechen  gegeben  hätte,  dem  Landtage  eine  neue  Re- 
gierungsform zur  Prüfung  zu  unterbreiten.  Diese  Regierungs- 
form sollte  nicht  nur  den  noch  gültigen  Text  der  Grund- 
gesetze von  1772  und  von  1789  kodifizieren,  sondern  auch 
deren  Prinzipien,  besonders  durch  eine  Erweiterung  des 
Budgetrechtes  des  Landtages,  den  Erfordernissen  der  Gegen- 
wart und  den  Bedürfnissen  des  Landes  gemäß  fortentwickeln. 
In  einer  anderen  Petition  (vom  1.  November  1907),  verlangte 
der  Landtag  die  völlige  Wiederherstellung  der  gesetzmäßigen 
Ordnung  und  ersuchte  um  die  vollständige  Erfüllung  der  im 
Manifest  vom  November  1905  enthaltenen  Versprechungen, 
d.  h.  um  die  Aufhebung  des  Postmanifestes  von  1890  und 
der  Verordnung  von  1891  über  die  Anstellung  von  Russen 
in  der  Generalgouverneurskanzlei. 

Hernach  erhoben  sich  Schwierigkeiten.  Die  vom  Land- 
tage beschlossenen  Gesetze  werden,  bevor  über  sie  dem 
Landesfürsten  Vortrag  gehalten  wird,  dem  Senat  (und  auch 
dem  Generalgouverneur  in  dessen  Eigenschaft  als  Präsident 
des  Senats)  zur  Abgabe  seines  Gutachtens  in  der  betreffenden 
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Angelegenheit  übermittelt.  Der  im  Jahre  1906  mit  einigen 
Zusätzen  vom  Landtage  genehmigte  Gesetzentwurf  über  das 
Koalitionswesen  wurde  nun,  dem  gewöhnlichen  Verfahren 
gemäß,  dem  Senat  und  dem  Gencralgouverneur  zur  Begut- 
achtung mitgeteilt,  bevor  der  finnländische  Staatssekretär  ihn 
dem  Kaiser  zur  Bestätigung  unterbreitete.  Der  Senat  be- 
fürwortete das  Gesetz,  aber  der  Generalgouverneur  gab  ein 
teilweise  ungünstig  lautendes  Gutachten  darüber  ab.  Das 
Gesetz  wurde  nach  St.  Petersburg  geschickt;  seitdem  hat  man 
nichts  mehr  davon  gehört.  Dasselbe  Los  war  dem  Gesetz 
über  die  Preßfreiheit  beschieden.  Das  Gutachten  des  Senats 
lautete  günstig,  und  auch  der  Generalgouverneur  hielt  seine 
Bedenken  zurück,  obwohl  ein  Zusatz  allen  Nichtfinnländern 
(also  auch  den  Russen)  die  formelle  Verpflichtung  auferlegte, 
vorher  die  Ermächtigung  zur  Eröfl'nung  einer  Druckerei  nach- 
zusuchen, und  obwohl  ein  anderes  Amendement  den  Abdruck 
offizieller,  in  Rußland  noch  nicht  veröffentUchter,  russischer 
Aktenstücke  gestattete.  Vorbehaltlich  der  Meinungsäußerung 
der  „zuständigen  russischen  Minister"  befürwortete  der 
Generalgouverneur  besagtes  Gesetz.  Gemäß  der  Verordnung 
von  1891  ersuchte  darauf  der  finnländische  Ministerstaats- 
sekretär den  russischen  Minister  des  Innern  um  eine  Begut- 
achtung des  Amendements.  Es  geschah  dies  Anfang  1907. 
Der  Herbst  war  schon  gekommen,  als  man  vernahm,  daß 
nicht  der  russische  Minister  des  Innern,  sondern  der  gesamte 
russische  Ministerrat  sein  Gutachten  abgegeben  habe.  Und 
nicht  genug  damit  1  Dieses  Gutachten  des  ganzen  Ministerrates, 
nicht  aber  eines  einzelnen  Ministers,  verbreitete  sich  über 
sehr  viel  mehr  als  über  den  Punkt,  der  ihm  zur  Prüfung  vor- 
gelegt worden  war.  Der  Ministerrat  erhob  nicht  nur  den 
Einwand,  daß  bei  einer  etwaigen  Sanktion  des  Gesetzes  die 
Veröffentlichungen  in  russischer  Sprache  in  Finnland  milder 
als  in  Rußland  behandelt  werden  würden,  sondern  er  bestritt 
im  vorliegenden  Falle   auch  die  Zuständigkeit  des  Landtages, 


indem  er  geltend  machte,  daß  die  Landtagsordnung  von  1869 
(Art.  51)  dem  Landtage  ausdrücklich  jede  Befugnis  in  Preß- 
angelegenheiten entzöge,  wobei  er  jedoch  nicht  berücksichtigte, 
daß  die  neue  Landtagsordnung  von  1906  jene  Bestimmung 
nicht  wiederholt  hatte.  Schließlich  maßte  sich  der  Ministerrat 
das  Recht  an,  das  Novembermanifest  von  1905  zu  interpre- 
tieren, und  stellte  die  Behauptung  auf,  es  sei  die  Absicht 
des  Monarchen  nicht  gewesen,  mittelst  jenes  Manifestes  auf 
sein  früheres  Vorrecht,  ganz  allein  in  dieser  Hinsicht  Be- 
stimmungen treffen  zu  dürfen,  Verzicht  zu  leisten ;  denn,  wenn 
er  auch  den  finnländischen  Staatsbürgern  die  bürgerlichen 
Freiheiten  eines  Gesetzes  über  die  Presse  und  der  Aufhebung 
der  Präventivzensur  gewähren  wolle  und  zu  diesem  Zwecke 
die  Einbringung  von  Gesetzentwürfen  „grundgesetzlichen  Cha- 
rakters" in  Aussicht  stelle,  so  sei  doch  nirgends  zum  Aus- 
druck gebracht,  daß  diese  Bestimmungen  dem  Landtage  zur 
Beschlußfassung  unterbreitet  werden  müßten.  Man  vergaß 
hierbei  jedoch,  daß  gerade  infolge  der  Auslegung  des  Mani- 
festes von  1905  die  Landtagsordnung  von  1906  den  in  der 
Landtagsordnung  von  1869  befindlichen  Vorbehalt  bezüglich 
der  Presse  gestrichen  hatte ;  und  gerade  das  entschied  die 
ganze  Frage.  Allein  nicht  nur  in  dieser  Hinsicht  mußte  das 
Gutachten  des  Ministerrates  beunruhigend  wirken.  Es  wurden 
darin  die  doch  außerordentlich  weitgehenden  Bestimmungen 
der  Verordnung  von  1891  über  die  Mitteilung  der  finnländischen 
Angelegenheiten  an  die  in  Betracht  kommenden  russischen 
Behörden  für  unzureichend  erklärt.  Diese  Verordnung,  so 
hieß  es,  stelle  dem  finnländischen  Staatssekretär  die  Ent- 
scheidung darüber  anheim,  ob  ein  Grund  vorhanden  sei,  das 
Gutachten  des  zuständigen  russischen  Ministers  einzuholen, 
und  die  russische  Regierung  —  so  wurde  tadelnd  bemerkt  — 
erhalte  infolgedessen  von  Maßnahmen,  die  auch  die  russischen 
Literessen  berührten,  bisweilen  erst  durch  ihre  Veröffent- 
lichung in  der  »Finnländischen  Gesetzsammlung^  Kenntnis. 
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Es  waren  also  zwei  neue  Fragen  aufgeworfen  worden: 
die  der  Zuständigkeit  des  Landtages  in  Preßangelegenheiten 
und  die  der  Befugnis  des  finnländischen  Staatssekretärs, 
darüber  zu  entscheiden,  welche  Angelegenheiten  dem  be- 
teiligten russischen  Minister  zur  Begutachtung  zu  unterbreiten 
seien.  Der  russische  Ministerrat  bestritt  die  erste  der  beiden 
Befugnisse  und  verlangte  eine  Beschränkung  der  zweiten. 
Da  es  ihm  zweckmäfsig  erschien,  daß  die  Preßverhältnisse  in 
Finnland  gleichzeitig  mit  denen  im  Russischen  Reiche  geregelt 
würden  und  da,  insoweit  es  sich  um  Rußland  handelte,  das 
Manifest  vom  17./30.  Oktober  1905  ein  Gesetz  über  die  Preß- 
freiheit verheißen  hatte,  so  fand  der  Ministerrat  es  geboten, 
dem  Senat  die  Veröffentlichung  „interimistischer"  Vorschriften 
anzubefehlen.  Im  Sommer  1908  wurde  dem  Zaren  über  das 
von  dem  Landtage  beschlossene  Preßgesetz  Vortrag  gehalten ; 
allein  der  Zar  verweigerte  ihm  die  Bestätigung. 

Hierzu  kamen  auch  noch  andere  berunruhigende  Maßnahmen. 
Im  Januar  1908  erteilte  der  Kaiser,  auf  Vorschlag  und 
Antrag  des  russischen  Ministerrates,  den  Befehl,  daß 
die  Ernennung  und  Entlassung  des  finnländischen  General- 
gouverneurs künftig  durch  kaiserliche,  dem  russischen  Reichs- 
rat zu  übermittelnde  Dekrete ,  also  in  Übereinstimmung  mit 
den  für  die  Regierung  des  Kaiserreiches  geltenden  Vorschriften, 
erfolgen  solle.  Der  erste  Landtag  nach  Erlaß  des  neuen  Ge- 
setzes über  Einführung  des  allgemeinen  Stimmrechtes  wurde, 
auf  Antrag  des  russischen  Ministerrates,  am 
24.  März  1908  aufgelöst.  Am  18.  Mai  1908  hielt  Herr  Stolypin 
in  der  Reichsduma  eine  große  Programmrede,  in  der  er  in 
dunklen ,  aber  scharfen  Worten  eine  nahe  bevorstehende 
Änderung  in  den  Beziehungen  zwischen  Finnland  und  Ruß- 
land ankündigte.  Er  hatte  versprochen  zu  handehi.  Am 
20.  Mai/2.  Juni  1908  erfüllte  er  diese  Zusage.  Ohne  jede  vor- 
herige Benaclmchtigung  der  finnländischen  Regierung  setzte 
der  russische  Ministerrat  es  durch,   daß,  wie  er  es  früher  ge- 
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legentlich  des  Preßgesetzes  verlangt  hatte,  alle  finnländischen 
Angelegenheiten  ihm  unterbreitet  werden  sollten ,  bevor  sie 
von  dem  Monarchen  geprüft  würden.  Bisher  war  es  der  finn- 
ländische  Miuisterstaatssekretär  gewesen,  der  persönlich  dem 
Landesfürsten  über  alle  seiner  Entscheidung  unterworfenen 
Angelegenheiten  Vortrag  erstattete  und,  nach  der  Verordnung 
von  1891,  diejenigen  Gesetzentwürfe,  die  mit  den  Interessen 
des  Kaiserreiches  in  Beziehung  ständen ,  den  zuständigen 
russischen  Ministern  zur  Kenntnis  bringen  sollte. 

Alles  dies  erfuhr  eine  Modifikation  durch  die  nachfolgende, 
vom  russischen  ^Ministerrat  vorgeschlagene  und  am  20.  Mai/ 
2.  Juni  1908  vom  Kaiser  bestätigte  Verordnung  über  das 
Verfahren  bei  der  Behandlung  derjenigen  finnländischen 
Angelegenheiten,  die  auch  die  Interessen  des  russischen 
Kaiserreiches  berühren. 

Entsprechend  der  dem  Ministerrat  erteilten 
Aufgabe,  die  Einheitlichkeit  der  Staatsverwal- 
tung in  allen  Teilen  zu  sichern,  sowie  auf  Grund 
der  Art.  10  und  11  der  Grundgesetze  des  Kaiser- 
reiches hat  der  Ministerrat  folgendes  beschlossen: 

1.  Der  Ministerrat  ist  befugt,  zu  prüfen, 
welche  der  das  Groüf  ürste  ntum  Finnland  be- 
treffenden Fragen  gleichzeitig  auch  die  Inter- 
essen des  russischen  Kaiserreiches  berühren  und 
deshalb  einer  eingehenden  Prüfung  durch  die 
Ministerien  und  Hauptverwaltungen  bedürfen. 

2.  Entsprechend  diesem  Grunds  atze  soll  der 
f innländische  Generalgouverneur  zu  derselben 
Zeit,  wo  er  dem  finnländischen  Ministerstaats- 
sekretär die  dem  Monarchen  zu  unterbreitenden 
Angelegenheiten  übersendet,  dem  Präsidenten 
des  Ministerrates  ein  zweites  Exemplar,  mit 
seinem  Gutachten  und  den  auf  die  Frage  bezüg- 
lichen   Aktenstücken,      übermitteln,     damit     der 

FinnlandundRiißland.  2 
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Ministerrat     alle      diese     Aktenstücke     prüfen 
kann. 

3.  Zu    der  Kategorie   der  im    §  2  angedeuteten 
Angelegenheiten  gehören:  a)  alle  Gesetzentwürfe 
für    das    Großf ürstentum   Finnland,    gleichgültig, 
ob   sie   dem  Landtage   unterbreitet   oder   aber  auf 
dem     Verwaltungswege     veröffentlicht    werden 
sollen;    b)   die   Entwürfezu   kaiserlichen    Gesetz- 
entwürfen, die  dem  Landtage  unterbreitet  werden 
sollen;    c)   die   an   den  Landesfürsten   gerichteten 
Petitionen   und  Schreiben   des  Landtages;    d)   die 
Gutachten  des  Kaiserlich  Finnländischen  Senats 
betreffend     1°    die     Verwaltungsfragen     von     all 
gemeiner   Wichtigkeit,    2°    die  Gesuche   um   aller 
höchste  Ermächtigung   zur  Ausarbeitung  von  Ge 
setzentwürfen     und    Vorlagen     für    den    Landtag 
3°  die  Petitionen  und  Schreiben  des  Landtages. 

4.  Dem  Ministerrat  sollen  zur  vorbereitenden 
Prüfung  außerdem  die  Entwürfe  zu  solchen  an 
den  Monarchen  gerichteten  Berichten  vorgelegt 
werden,  die  der  finnländische  Generalgouverneur 
oder  der  finnländische  Staatssekretär  aus 
eigenem  Antrieb  ausgearbeitet  hat,  und  die  sich 
auf  die  im  §  3  angedeuteten  Fragen  beziehen. 

5.  Nach  Empfang  der  oben  (§  3  und  §  4)  ge- 
nannten Entwürfe  soll  derPräsident  desMinister- 
rates sobald  als  möglich  dem  finnländischen 
Generalgouverneur  wie  auch  dem  Ministerstaats- 
sektetär  das  Gutachten  des  Ministerrates  in  der 
betreff  enden  Frage  mitteilen.  Ohne  ein  solches 
Gutachten  darf  keine  Angelegenheit  Seiner 
Kaiserlichen  Majestät  unterbreitet  werden. 

6.  Falls  der  Ministerrat  es  nicht  für  möglich 
befindet,  inbezug   auf  die   Behandlung   oder  Ent- 
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Scheidung  einer  Frage  sich  der  Meinung  der  zu- 
ständigen Obrigkeiten  des  Großfürstentums  an- 
zuschließen, oder  falls  der  Ministerstaatssekret'är 
nicht  mit  dem  Gutachten  des  Ministerrates  ein- 
verstanden ist,  so  können  der  f  innländische 
Generalgouverneur  und  der  Ministerstaatssekretär 
die  betreffende  Angelegenheit  dem  Monarchen 
nur  zusammen  mit  d  e  m  P  r  ä  s  i  d  e  n  t  e  n  d  e  s  M  i  n  i  s  t  e  r  - 
rates  oder  mit  dem  zuständigen  Minister  des 
russischen  Kaiserreiches   unterbreiten. 

7.  Der  finnländische  Generalgouverneur  und 
der  Ministerstaatssekretär  sollen  dem  Präsi- 
denten des  Ministerrates  die  anläßlich  ihi*er  Be- 
richte (§  3  und  §4)  empfangenen  allerhöchsten  Be- 
fehle unverzüglich  zur  Kenntnis  bringen^  indem 
sie  ihm  die  Verzeichnisse  der  vom  Kaiser  be- 
stätigten Verordnungen  und  Vorlagen,  nebst  ihren 
eigenen  Berichten  übersenden. 

Diesen  Beschluß  hat  Seine  Kaiserliche  lajestät 
am  20.  Mai/2.  Juni  1908  zu  bestätigen  ger    ht. 

Gemäß  der  Verordnung  vom  20.  Mai/ 2.  Juni  1908  sind 
hinsichtlich  der  Ordnung,  in  der  die  finnländischen  imge- 
legenheiten  dem  Kaiser  zur  Prüfung  unterbreitet  w<  ;den 
sollen,  die  Anträge  des  Ministerrates  als  unumgänglich  not- 
wendiges Zwischenglied  eingeschoben  worden.  Wird  es  doch 
(vgl.  Art.  5)  den  finnländischen  Obrigkeiten  untersagt,  irgend- 
einen beliebigen  Antrag  zu  stellen,  bevor  der  Ministerrat  sein 
Gutachten  abgegeben  hat.  Ferner  darf,  falls  zwischen  dem 
finnländischen  Landtage  oder  Senat  und  den  russischen  Rat- 
gebern Seiner  Majestät  Uneinigkeit  entsteht,  die  betreffende 
Angelegenheit  dem  Monarchen  nicht  von  dem  finnländischen 
Staatssekretär  vorgetragen  werden,  wofern  nicht  der  Präsident 
des  Ministerrates  oder  derjenige  seiner  Kollegen,   der  für  die 

Angelegenheit   zuständig   ist,    sich   bereit   erklärt,    hierbei   als 
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Mitberichterstatter  tätig  zu  sein  (vgl.  Art.  6).  Nur  unter 
Aufsicht  und  mit  Erlaubnis  des  russischen  Ministerrates 
dürfen  also  die  finnländischen  Obrigkeiten  mit  dem  Grofsfürsten 
verkehren. 

Kraft  dieser  Verordnung  gibt  es  keine  auf  Finnland  be- 
zügliche Angelegenheit,  die  nicht  durch  die  Hände  des  russi- 
schen Ministerrates  geht,  keine  ferner,  die  dieser  nicht  — 
unter  dem  elastischen  Vorwande,  dafs  es  sich  um  „geraeinsame 
Interessen"  handele  —  als  mit  den  allgemeinen  Reichsinter- 
essen verknüpft,  sich  zur  Entscheidung  vorbehalten  kann. 

In  zwei  „untertänigen  Schreiben  vom  6.  Juni  und  22.  De- 
zember 1908  an  den  Großfürst-Kaiser"  lenkte  der  Senat 
dessen  Aufmerksamkeit  auf  die  Folgen  dieser  Bestimmungen. 
Im  Gegensatz  zu  dem  in  der  Verfassung  ausgesprochenen 
Grundsatze,  daß  der  Herrscher  in  Gemeinschaft  mit  finn- 
ländischen Behörden  Finnland  zu  regieren  habe  (§  10  der 
Regierungsform  von  1772;  Art.  1  der  Vereinigungsakte  von 
1789;  Reskript  vom  9./21.  Februar  1816),  w^erde  durch  die 
Verordnung  vom  20.  Mai/ 2.  Juni  1908  bewirkt,  daß  der 
Herrscher  in  Gemeinschaft  mit  dem  russischen  Ministerrat 
das  Großlürstentum  regiere.  Im  Gegensatz  ferner  zu  der 
durch  das  Reskript  von  181H  bekräftigten  Unabhängigkeit  von 
„jeder  anderen  Gew^alt,  als  derjenigen,  die  dem  Herrscher 
kraft  der  Gesetze  zukommt",  sei  der  finnländische  Senat 
fortan  in  Abhängigkeit  von  dem  russischen  Ministerrat  ge- 
bracht. Vor  allem  aber  habe  man  schließlich  bei  dieser  die  Ver- 
fassung ändernden  Verordnung  es  verabsäumt,  die  für  jede 
Verfassungsänderung  erforderliche  Zustimmung  des  Landtages 
einzuholen.  Am  1.  August  (1908)  fand  die  Eröffnung  des  Land- 
tages statt.  Am  30.  Oktober  genehmigte  dieser  eine  Petition, 
in  der  die  durch  die  obige  Entscheidung  veranlaßten  Einwände 
theoretischer  und  praktischer  Natur  hervorgehoben  wurden. 
Der  Landtag,  so  hieß  es  dort,  erwarte  die  Übermittlung  eines 
entsprechenden  Gesetzentwurfes,  falls  der  Herrscher  eine  Ab- 
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änderung  des  Verfahrens  bei  ge\vissen  Angelegenheiten  für 
wünschenswert  hielte.  Er  verlangte,  daß  das  am  20.  Mai/ 
2.  Juni  1908  für  die  finnländischen  Angelegenheiten  festge- 
setzte Verfahren  dergestalt  solle  verbessert  werden,  daü  es 
sich  mit  den  Grundsätzen  der  Verfassung  in  Übereinstimmung 
befinde.  Allein  die  Session  schloß  am  31.  Oktober,  ohne  daß 
eine  Abänderung  der  Verordnung  vom  20.  Mai/ 2.  Juni  1908 
erfolgt  wäre.  Kraft  dieser  Verordnung  hatten  die  finnländischen 
Angelegenheiten  sämtlich  eine  vorherige  Prüfung  vonseiten 
des  (russischen)  Ministerrates  durchzumachen.  Auch  wenn 
der  Ministerrat  keine  Einwendungen  diesbezüghch  machte, 
entstand  dadurch  doch  eine  Verzögerung  von  mehreren  Mo- 
naten. Ziemlich  häufig  erhob  der  Ministerrat  indessen  Ein- 
wände, die  keineswegs  sämtlich  der  Rücksicht  auf  die  „allge- 
meinen Reichsinteressen"  ihren  Ursprung  verdankten.  Der 
Kaiser,  der  zwischen  der  Ansicht  der  finnländischen  Obrig- 
keiten und  der  seiner  russischen  Räte  eine  Wahl  zu  treffen 
hatte,  entschied  sich  —  was  sich  psychologisch  erklären  läßt 
—  meistens  für  die  der  letztgenannten.  Die  Prüfung,  die  der 
niSvSische  Ministerrat  bei  allen  finnländischen  Angelegenheiten 
vornahm,  um  zu  bestimmen,  welche  derselben  auch  die  Inter- 
essen des  Kaiserreiches  berührten,  wurde  auf  solche  Weise 
bald  ein  Hemmnis  für  die  normale  Verwaltung  Finnlands. 
In  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1908  erwirkte  der  Minister- 
rat vom  Herrscher  die  Ablehnung  mehrerer  Etatsposten,  u.  a. 
eines  solchen  für  die  Errichtung  eines  neuen  Krankenhauses 
in  Tammerfors.  Auf  Veranlassung  des  Ministerrates  wurden 
ferner  die  Landtagspetition  von  1906  über  die  völlige  Wieder- 
herstellung des  gesetzmäßigen  Zustandes  sowie  ein  Senats- 
gesuch, betreffend  die  Aufhebung  des  Postmanifestes  von  1890, 
abschlägig  beschieden.  Ebenso  setzte  der  Ministerrat  es  durch, 
daß  ein  anderes  Senatsgesuch,  das  die  endgültige  Regelung 
der  Militärfrage  auf  verfassungsmäßigem  Wege  betraf,  ver- 
worfen wurde,   und   daß   das  Preßgesetz   von  1906   nicht   zu- 
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stände  kam.  Später  bewirkte  er  auch,  daß  dem  Gesetz  über 
die  Verantwortlichkeit  der  Regierungsmitglieder  eine  falsche 
Auslegung  gegeben  wurde.  Er  lehnte  das  betreffende  Gesetz 
ab,  verlangte  aber  gleichzeitig,  daß  der  Senat  mit  der  Aus- 
arbeitung eines  neuen  Gesetzentwurfes  beauftragt  werden 
solle ;  und  zwar  sollte  dieses  Gesetz  den  Charakter  eines 
gewöhnlichen  Gesetzes,  nicht  mehr  den  eines  Grundgesetzes 
tragen  —  womit  der  Herrscher  sein  ausdrückliches  Versprechen 
im  Novembermanifest  von  1905  implizite  brach  —  und  dem 
Landtage  nur  bei  ausschließlich  finnländischen  Angelegen- 
heiten —  d.  h.  bei  solchen,  die  nicht  auch  die  Interessen 
des  Kaiserreiches  berührten  —  das  der  Reichsduma  gemäß 
den  russischen  Gesetzen  zustehende  Interpellationsrecht  ge- 
statten, obwohl  doch  die  im  Jahre  1901)  bestätigte  Landtags- 
ordnung dem  finnländischen  Landtage  ein  ausgedehnteres 
Interpellationsrecht  gewährte.  In  seiner  Rede  vom  18.  Mai 
(1908)  kündigte  Herr  Stolypin  der  Reichsduma  die  Be- 
stimmungen vom  20.  Mai/ 2.  Juni  an,  indem  er  erklärte,  man 
könne  unmöglich  diejenigen  Fragen,  die  für  ganz  Rußland 
gemeinsam  seien  und  „dessen  innerste  Interessen  berührten", 
der  „ausschheßhchen  Entscheidung  der  Finnländer"  überlassen. 
Als  solche  Fragen  bezeichnete  er  ungefähr  die  nachfolgenden: 
„die  Verteidigung  des  Vaterlandes,  eine  für  alle  Untertanen 
des  russischen  Herrschers  gemeinsame  Aufgabe ;  die  Beauf- 
sichtigung sämtlicher  Festungen ;  die  Überwachung  und  Ver- 
teidigung der  Küsten ;  die  Beaufsichtigung  der  Post,  der  Tele- 
graphen, verschiedener  Zweige  der  Zollverwaltung,  der  Eisen- 
bahnen, sowie  die  Bestimmung  der  den  Russen  in  Finnland 
zukommenden  Rechte".  Nun  hat  aber  der  Ministerrat  diesen 
Punkten  aus  freien  Stücken  andere  hinzugefügt,  die  in  keinerlei 
Weise  die  Reichsinteressen  berühren,  sondern  sich  entweder 
auf  die  einfache  Ausübung  finnländischer  Vorrechte  oder  auf 
Reformen  rein  zivilrechtlichen  Charakters  (der  Gesetzentwurf 
über   das   ländliche    Pachtwesen)    oder    endlich    gar    nur    auf 
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untergeordnete  Fragen  des  täglichen  Lebens  im  Großfürstentuni 
beziehen.  Genannt  seien  beispielsweise:  a)  die  Antwort  des 
Landtages  auf  die  neue  allerhöchste  Gesetzesvorlage  über  das 
ländliche  Pachtwesen;  b)  der  Gesetzentwurf  über  die  Weide- 
gerechtigkeit von  Rindern  auf  den  Gemeindetriften;  c)  die 
Anw^eisung  einer  Subvention  von  25  000  Mark  (finnisch)  an 
die  Geographische  Gesellschaft  durch  das  Finnländische  Schatz- 
amt; d)  die  Auszahlung  einer  Jahrcssubvention  von  5  400  Mark 
(finnisch),  von  Anfang  1901  an  gerechnet,  durch  das  nämliche 
Schatzamt  an  die  private  Industrieschule  der  Stadt  Björneborg. 
Wohl  niemand  dürfte  erklären  können,  in  welcher  Weise  die 
Regelung  finnländischer  Agrarfragen,  die  Anweisung  von  Sub- 
ventionen aus  finnländischen  Fonds  an  wissenschaftliche  Ge- 
sellschaften und  an  Schulanstalten  oder  die  Weidegerechtigkeit 
von  Rindern  auf  finnländischen  Wiesen  in  einem  Zusammen- 
hang mit  den  „allgemeinen  Reichsinteressen"  stehen.  In- 
w^iefern  berühren  denn  alle  diese  Fragen  die  „innersten  Inter- 
essen" Rußlands?  Und  welches  sind,  bei  einem  solchen 
Stande  der  Dinge,  denn  diejenigen  finnländischen  Angelegen- 
heiten, die  nicht  mit  den  Reichsinteressen  verknüpft  sind? 
Was  bleibt  denn,  bei  einer  derartigen  allumfassenden  Zu- 
ständigkeit des  russischen  Ministerrates,  noch  für  Rechnung 
der  finnländischen  Regierung  und  der  autonomen  Rechte 
Finnlands  übrig? 

Der  zweite  Landtag  von  1908  hatte  in  seiner  Petition 
Verwahrung  dagegen  eingelegt,  daß  der  russische  Ministerrat 
sich  mit  der  Prüfung  rein  finnländischer  Fragen  beschäftigt 
hatte,  bei  denen  sich  auch  nicht  das  geringste  „Reichsinteresse" 
entdecken  ließ.  Am  13.  November,  einige  Tage  nach  Schluß 
der  Session,  erfuhr  man,  daß  der  Kaiser  am  22.  Oktober  einen 
vom  Ministerrat  gestellten  Antrag  genehmigt  hatte,  demzufolge 
die  Fragen  des  Ausgabebudgets,  und  zwar  alle  ohne  Aus- 
nahme, künftig  dem  Ministerrat  zur  Prüfung  unterbreitet 
werden  sollten,   bevor   dem   Kaiser   darüber  Bericht   erstattet 
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würde.  Es  Avar  dies  eine  indirekte  Antwort  auf  die  kritischen 
Bemerkungen  des  Landtages :  sie  verwischte  den  illusorischen 
Unterschied  zwischen  den  „auch  die  allgemeinen  Reichs- 
interessen berülirenden  Angelegenheiten"  und  den  „lokalen 
Angelegenheiten",  den  die  Verordnung  vom  20.  Mai/2.  Juni  1908 
einzuführen  beabsichtigte.  Schritt  für  Schritt  drang  man 
russischerseits  vor;  aber  nach  der  Meinung  der  Gegner  der  finn- 
ländischen  Autonomie  genügte  dies  noch  nicht.  Als  der  Land- 
tag am  18.  Februar  1909  wieder  zusammentrat,  glaubte  man 
sich  darauf  gefaßt  machen  zu  müssen,  daß  die  Antwort  auf 
die  Thronrede  eine  Anspielung  auf  alle  diese  Maßnahmen 
enthalten  werde.  Der  Generalgouverneur  benachrichtigte  den 
Präsidenten,  der  Monarch  habe  (auf  Antrag  des  russi- 
schen Ministerrates)  den  Wunsch  ausgedrückt,  daß  die 
Rede  des  Präsidenten  keine  Kommentare  enthalte.  Dieser 
glaubte  jedoch  nicht  schweigen  zu  dürfen.  Achtundvierzig 
Stunden  später  war  der  Landtag  aufgelöst. 

Nachdem  auf  solche  Weise  alle  finnländischen  Angelegen- 
heiten einer  vorhergehenden  Prüfung  vonseiten  des  russischen 
Ministerrates  unterworfen  worden  waren,  galt  es  nur  noch, 
diejenigen  genau  zu  bestimmen,  die,  des  „allgemeinen  Inter- 
esses" halber,  künftig  der  legislativen  Zuständigkeit  des 
Landtages  entzogen  sein  sollten. 

Kaum  war  das  Manifest  von  1899  erschienen,  so  tauchte 
die  Frage  auf,  in  welcher  Weise  die  Grenze  zwischen  der 
finnländischen  Gesetzgebung  und  der  Reichsgesetzgebung  be- 
stimmt werden  solle.  Am  1.  November  1904  erfolgte  die 
Ernennung  einer  gemischten,  aus  je  sechs  russischen  und 
sechs  finnländischen  Mitgliedern  bestehenden  Kommission,  die 
den  Auftrag  hatte,  das  Zuständigkeitsgebiet  der  finnländischen 
Gesetzgebung  und  der  Reichsgesetzgebung  festzustellen.  Vor- 
sitzender war  Herr  Tagantsew.  Li  dieser  Kommission  war 
die  Mehrheit  der  russischen  Mitglieder  damit  einverstanden, 
daß  der  von  ihr   ausgearbeitete  Gesetzentwurf  dem  Landtage 
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vorgelegt  werden  solle.  Die  Arbeiten  der  Kommission  zogen 
sich  sehr  in  die  Länge,  Aveshalb  der  Senat  im  Jahre  1905, 
nach  der  Aufhebung  des  Manifestes  vom  3./15.  Februar  1899 
durch  das  Manifest  vom  22.  Oktober/ 4.  November,  die  Ab- 
berufung der  finnländischen  Mitglieder  verlangte.  Erst  im 
Jahre  1907  beantragte  er  deren  Wiederernennung,  um  eine 
Beseitigung  der  noch  immer  schwebenden  Mißhelligkeiten 
herbeizuführen.  Am  28.  März/10.  April  1909  verfügte  der 
Kaiser  die  Ernennung  einer  neuen  Kommission,  in  der  (man 
beachte  die  ungerade  Zahl ! )  elf  Delegierte,  sechs  Russen  und 
fünf  Finnländer,  sitzen  sollten.  Schon  in  der  ersten  Sitzung 
(29.  Juni)  erklärte  der  finnländische  Erzbischof  Johansson, 
daß  die  Anerkennung  der  finnländischen  Verfassung  die  un- 
umgänghche  Vorbedingung  für  jedes  Einvernehmen  sei.  Hiermit 
war  sogar  der  Grundgedanke  einer  Reichsgesetzgebung  in 
Frage  gestellt.  Die  russischen  Mitgheder  erwiderten,  die 
Zuständigkeit  der  Kommission  erstrecke  sich,  dem  Programm 
vom  28.  März/10.  April  zufolge,  nur  auf  den  Wirkungskreis 
der  Reichsgesetzgebung,  nicht  aber  auf  die  Schaffung  dieser 
Gesetzgebung  selbst ;  denn,  nach  ihrer  Ansicht  sei  Finnland 
einfach  eine  russische  Provinz  und  besitze  lediglich  eine  auf 
lokale  Angelegenlieiten  beschränkte  Autonomie.  Hierauf  ver- 
tagte sich  die  Kommission  bis  zum  Herbst.  Inzwischen 
sollten  die  russischen  wie  auch  die  finnländischen  Mitglieder 
einen  entsprechenden  Gesetzentwurf  ausarbeiten. 

Der  finnländische  Entwurf  ist  in  folgender  Weise  auf- 
gebaut : 

I.  Er  geht  von  der  Voraussetzung  aus,  daß  die  finn- 
ländische Verfassung  anerkannt  und  demzufolge  die  Zustim- 
mung des  Landtages  eingeholt  \\ird. 

n.  Hinsichtlich  des  Umfanges  der  gemeinsamen  Gesetz- 
gebimg  unterscheidet  er  zwei  Kategorien. 

Loisoweit  es  sich  um  die  erste  Kategorie  handelt,  sind 
die  russischen  Gesetze  und  Dokumente   direkt  für   das  Groß- 
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fürstentiim  gültig.  Zu  dieser  Kategorie  gehören:  die  Thron- 
folge, die  auswärtigen  Angelegenheiten,  die  aus  dem  russischen 
Budget  bezahlten  Einrichtungen  (Telegraphen,  russische  Schulen), 
die  geistlichen  Angelegenheiten  der  griechisch  ■  orthodoxen 
Kirche  und  die  innere  Verwaltung  der  in  Finnland  liegenden 
russischen  Truppen. 

Zur  zweiten  Kategorie  gehören:  1.  der  Militärdienst  und 
die  Lieferung  von  Pferden;  2.  die  Naturalisation  der  in  Finn- 
land lebenden  Russen  und  der  in  Rußland  lebenden  Finn- 
länder; 3.  das  internationale  Privatrecht;  4.  die  Handelsbe- 
ziehungen; 5.  der  Schutz  des  literarischen  und  künstlerischen 
Eigentums.  Bezüglich  aller  dieser  Angelegenheiten  nimmt 
der  finnländische  Entwurf  den  Grundgedanken  wieder  auf, 
den  ein  russisches  Komitee  unter  dem  Vorsitz  des  Grafen 
Solsky  im  Frühjahr  1908  ausgesprochen  hatte,  und  schlägt 
die  Errichtung  von  Delegationen  vor,  die  von  beiden  Parla- 
menten, dem  russischen  und  dem  finnländischen,  für  jede 
einzelneJAngelegenheit  besonders  ernannt  und  getrennt  be- 
raten sollen.  Falls  die  beiden  Delegationen  den  Gesetzent- 
wurf ablehnen  oder  ihn  in  verschiedener  Fassung  annehmen, 
soll  er  als  abgelehnt  gelten.  Genehmigen  sie  ihn  aber  in 
gleicher  Fassung,  so  soll  er  dem  Monarchen  vorgelegt  werden. 
Die  Initiative  soll  entweder  von  russischer  oder  von  finn- 
ländischer  Seite  ausgehen ,  die  Entscheidung  jedoch  dem 
Kaiser  zustehen,  der  auch  die  Ernennung  der  Delegationen 
verfügt.  Die  Ausarbeitung  des  den  Delegationen  vorzulegenden 
Gesetzentwurfes  soll  Aufgabe  einer  gemischten  Kommission 
sein.  Über  den  von  der  Kommission  oder  den  Delegationen 
angenommenen  Entwurf  haben  die  Obrigkeiten  ein  Gutachten 
abzugeben.  Die  Angelegenheit  soll  von  dem  zuständigen 
russischen  Minister,  in  Gegenwart  des  finnländischen  Staats- 
sekretärs oder  gemeinsam  mit  ihm,  vorgetragen  werden.  Falls 
das  Gesetz  eine  Abänderung  in  Rußland  erfährt,  erlischt  seine 
Gültigkeit  in  Finnland  (Art.  2  und  Art.  3  des  Entwurfes). 
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in.  Um  bei  den  übrigen  Fragen  (vgl.  Art.  4)  das  er- 
forderliche Einvernehmen  zu  sichern,  sollen  die  dem  Monarchen 
zur  Entscheidung  zu  übermittelnden  Angelegenheiten  sämtlich 
zunächst  von  einem  gemischten  Komitee  geprüft  werden,  dessen 
Vorsitzender  der  finnländische  Staatssekretär  ist  und  das  zu 
untersuchen  hat,  ob  die  betreffenden  Fragen  auch  die  Inter- 
essen Rußlands  berühren  und  ein  motiviertes  Gutachten  des 
russischen  Ministerrates  erfordern.  Erhebt  der  Ministerrat 
Einwendungen,  so  soll  der  finnländische  Staatssekretär  den 
Senat  und  den  Generalgouverneur  zur  Abgabe  eines  Gut- 
achtens über  die  Einwendungen  veranlassen  und  nötigenfalls 
beim  Kaiser  anfragen,  ob  der  zuständige  russische  Minister 
der  Berichterstattung  über  die  betreffende  Frage  beiwohnen 
soll.  Ferner  soll  der  Generalgouverneur  (der  direkte  Stell- 
vertreter des  Kaisers)  auf  Vorschlag  des  Präsidenten  des 
russischen  Ministerrates  und  in  Gegenwart  des  finnländischen 
Staatssekretärs  ernannt  werden. 

IV.  Zum  Unterpfand  dafür,  daß  die  finnländischen  Eisen- 
bahnen auf  der  Höhe  ihrer  militärischen  Aufgabe  stehen,  soll 
ein  russischer  Beamter  zum  Mitglied  der  finnländischen  Eisen- 
bahndirektion ernannt  werden,  in  ihr  beratende  Stimme  haben 
und  auch  befugt  sein,  seine  Meinung  dem  Generalgouverneur 
mitzuteilen,  damit  diese  dem  Senat  und  gegebenenfalls  dem 
Kaiser  unterbreitet  wird. 

V.  Russisches  Geld  soll  in  Finnland  gesetzlichen  Kurs 
haben  (bei  der  Post  hat  es  bereits  gesetzKchen  Kurs). 

Schließlich  soll  das  auf  der  Grundlage  des  obigen  Ent- 
wurfes endgültig  veröffentlichte  Gesetz  in  Finnland  den  Cha- 
rakter eines  Grundgesetzes  haben  und  nur  auf  dem  in  Finn- 
land bei  Grundgesetzen  vorgeschriebenen  Wege  abgeändert, 
ergänzt  oder  aufgehoben  werden  können. 

Dem  russischen  Entwürfe  zufolge  sollen  dagegen  folgende 
Fragen  auf  dem  Wege  der  allgemeinen  Gesetzgebung,  d,  h. 
der  russischen  Gesetzgebunsr  behandelt  werden: 
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1.  Die  Beteiligung  Finnlands  an  den  Ausgaben  des  Kaiser- 
reiches; 2.  die  Militärfrage;  o.  die  Keclite  der  in  Finnland 
wohnhaften  russischen  Untertanen;  4.  die  Anwendung  der 
Reichssprache  in  Finnland;  5.  die  Gültigkeit  von  Entschei- 
dungen russischer  Gerichtshöfe  und  Behörden;  t).  die  allge- 
meinen Prinzipien  der  finnländischen  Verwaltung;  7.  die  Auf- 
rechterhaltung der  öffentlichen  Ordnung  in  Finnland  (was 
namentlich  auf  die  Verhängung  des  Belagerungszustandes 
abzielt);  8.  das  Kriminalprozeßverfahren;  9.  die  allgemeinen 
Prinzipien  der  Justizorganisation  in  Finnland;  10.  die  allge- 
meinen Prinzipien  des  Unterrichtes  und  der  Schulaufsicht; 
11.  und  12.  das  Koalitions-,  Vereins-  und  Preßwesen;  13.  die 
Zollgesetzgebung;  14.  der  Schutz  des  kommerziellen  Eigen- 
tumrechts; 15.  das  Münzwesen;  16.  bis  18.  das  Verkehrs- 
und Transportwesen ;  19.  die  Rechte  der  in  Finnland  lebenden 
Ausländer. 

Alle  Gesetze,  die  in  die  obige  Kategorie  fallen,  sollen 
vom  russischen  Parlament  zum  Beschluß  erhoben  werden. 
Finnland  soll  fünf  Abgeordnete  in  die  Reichsduma  entsenden ; 
vier  derselben  sind  von  dem  Landtage,  einer  von  den  in 
Finnland  lebenden  Russen  zu  wählen.  In  den  Reichsrat 
wählt  der  Landtag  ein  Mitglied;  ferner  ernennen  der  Adel, 
die  Universität  und  die  Kaufleute  Wahlmänner,  die  in  den 
entsprechenden  russischen  Kurien  an  den  Wahlen  teilnehmen. 
Vom  Senat,  und  gegebenenfalls  auch  vom  Landtage,  ist  ein 
Gutachten  einzuholen,  doch  muß  dieses  innerhalb  einer  be- 
stimmten Frist  abgegeben  werden.  Die  auf  solche  Weise 
angenommenen  Gesetze  werden  durch  den  Dirigierenden  Senat 
des  Kaiserreiches  promulgiert  und  in  Finnland  bloß  durch 
Vermittlung  des  Generalgouverneurs  bekanntgegeben.  Die 
Anwendung  und  die  Auslegung  dieser  Gesetze  sind  der  Kon- 
trolle  des  Dirigierenden  Senats   im  Kaiserreich   unterworfen. 

Als  Art.  3  wird  noch  folgendes  hinzugefügt:  Abände- 
rungen und  Ergänzungen  des  in  Art.  2  angeführten  Verzeich- 
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nisses  von  Gesetzen  und  Verordnungen  sollen  sowohl  bei  den 
Fragen  der  obigen  Kategorie  als  auch  bei  anderen  Gesetzen, 
die  sich  möglicherweise  auch  auf  Finnland  erstrecken,  auf 
dem  Wege  der  allgemeinen  (d.  h.  russischen)  Gesetzgebung 
vorgenommen  werden.  Diese  allgemeine  Gesetzgebung  läßt 
sich  also  nach  Belieben  ausdehnen,  so  daß  es  ihr  möglich  ist, 
nach  und  nach  das  ganze  legislative  Zuständigkeitsgebiet  des 
Landtages  an  sich  zu  reißen.  So  lang  und  vollständig  die 
Liste  auch  sein  mag,  so  ist  sie  doch  noch  nicht  abgeschlossen, 
sondern ,  dem  Entwurf  zufolge ,  in  unbestimmter  Weise 
dehnbar. 

Nun  aber  genügt  schon  ein  flüchtiger  Blick  auf  die  neun- 
zehn Kategorien  der  allgemeinen  Gesetzgebung,  um  sich  davon 
Rechenschaft  zu  geben,  daß  es  sich  hier  nicht  mehr  um  den 
Schutz  der  russischen  Interessen,  sondern  um  die  Vernichtung 
der  finnländischen  Autonomie  handelt,  indem  man  den  gesetz- 
gebenden Organen  Finnlands  in  allen  Fragen  ihre  Befugnisse 
entziehen  will.  Die  Betrachtungsweise,  welcher  dieser  Ent- 
wurf seine  Entstehung  verdankt,  ist  sehr  einfach:  jede  legis- 
lative Kategorie,  die  im  russischen  Recht  und  im  finnländischen 
Recht  besteht,  wird  für  „gemeinsam"  erklärt.  Weil  Rußland, 
genau  so  wie  Finnland,  seine  Gerichtshöfe  besitzt,  wird  die 
Justizorganisation  zu  einer  „Angelegenheit  der  Reichsgesetz- 
gebung", usw.  usw.  In  Wahrheit  möchte  man  gern  überall 
das  russische  Gesetz  einführen.  Denn  einerseits  sollen  die 
gesetzgebenden  Organe  Finnlands  lediglich  dazu  berufen  sein, 
„Gutachten"  abzugeben,  auf  die  das  russische  Parlament 
keine  Rücksicht  zu  nehmen  braucht,  und  anderseits  wird  aus- 
drücklich gesagt,  daß  durch  die  solchergestalt  angenommenen 
Gesetze  de  piano  alle  auf  dieselben  Gegenstände  bezüglichen 
finnländischen  Gesetze  aufgehoben  sind. 

Dies   sind  die   beiden  Anträge  —  der   eine    maßvoll,   der 
andere  intransigent  — ,  die  feindlich  einander  gegenüberstehen. 
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Denn  es  handelt  sich  hier  nicht  um  zwei  Interessen,  die  zu 
einem  Einvernehmen  zu  gelangen  suchen,  sondern  um  zwei 
juristische  Vorstellungen,  die  in  Widerstreit  geraten.  Zwischen 
Russen  und  Finnländern  besteht  eine  grundlegende  Meinungs- 
verschiedenheit. Für  die  einen  besitzt  Finnland  Rußland 
gegenüber  Rechte,  für  die  anderen  jedoch  nicht.  Im  Hinter- 
grunde dieses  Zuständigkeitsproblems  taucht  aber  wiederum 
die  alte  Frage  auf:  bringt  die  souveräne  Gewalt  über  das 
Großfürstentum,  welche  die  Ereignisse  von  1808  und  1809  in 
die  Hände  Alexanders  I.  und  seiner  Nachfolger  gelegt  haben, 
vermöge  ihrer  tatsächlichen  Beschaffenheit  oder  kraft  der  Ver- 
fassung das  Recht  mit  sich,  diese  oder  jene  Angelegenheit 
einzig  deshalb  der  Zuständigkeit  Finnlands  zu  entziehen, 
weil  die  betreffende  Angelegenheit  außer  den  Interessen  Finn- 
lands gleichzeitig  auch  diejenigen  Rußlands  berührt?  Ist  die 
Autonomie  Finnlands  seit  Anbeginn  oder  seit  1899  oder  seit 
1906  wirklich  nichts  weiter  gewesen  als  eine  leere  Einbildung 
oder  ein  trügerischer  Schein?  Ist  sie  in  der  Tat  nur  eine 
patriotische  Legende  finnländischer  Einbildungskraft,  der  die 
historische  Wirklichkeit  niemals  entsprochen  hat  oder  der 
zum  mindesten  die  juristische  Wirklichkeit  jetzt  nicht  mehr 
entspricht  ? 

Zwei  Thesen  stehen  hier  einander  gegenüber. 


2.    Die  beiden  Thesen. 

Welches  sind  diese  beiden  Thesen? 


I.  Auf  finnländischer  Seite  ist  die  Beweisführung  sehr 
einfach.  Sie  ergibt  sich  aus  einer  Reihe  von  Aktenstücken, 
die  von  den  Großfürst-Zaren  herrühren  und  die  man  nur  zu 
lesen  braucht,  um  sich  davon  zu  überzeugen,  daß  das  Recht 
Finnlands  tatsächlich  besteht.     Als  die  finnländischen  Stände 
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im  Jahre  1899  die  Empfindung  hatten,  daß  ihr  historisches 
Recht  zum  erstenmal  nicht  in  einer  mehr  oder  minder  unter- 
geordneten Einzelheit,  sondern  in  seinem  Kern  und  in  seiner 
Grundhige  bedroht  sei,  richteten  sie  an  den  Großfürst-Zaren 
ein  „untertäniges  Antwortschreiben  der  finnländischen  Stände". 
Das  betreffende  Aktenstück  ist  durch  seinen  Wortlaut  be- 
merkenswert. Es  findet  sich  darin  keine  Auseinandersetzung, 
keine  Beweisführung,  sondern  nur  eine  Reihe  von  Akten- 
stücken. Das  Recht  Finnlands  ist  eines  jener  glücklichen 
Rechte,  die  sich  zur  Evidenz  aus  so  klaren  und  bündigen 
Dokumenten  ergeben,  daß  man  sie  lediglich  zu  lesen  und 
nicht  einmal  zu  erläutern  braucht. 

Wir  geben  im  folgenden  ganz  einfach  einen  Auszug  aus 
diesem  imtertänigeu  Antwortschreiben  der  ßnnländischen 
Stände : 

„Durch  die  von  Kaiser  Alexander  I.  im  Jahre  1809  feier- 
lich abgegebene  und  den  Ständen  überreichte  Bekräftigung  der 
Grundgesetze  Finnlands  wurde  für  Finnland  die  während  der 
schwedischen  Zeit  im  Lande  geltende  Verfassung  bestätigt, 
und  zwar  besagt  diese  u.  a. :  daß  das  Land  nach  seinen 
eigenen  Gesetzen  regiert  werden  soll;  daß  der  Monarch  mit 
Beihilfe  einheimischer  Obrigkeiten  zu  herrschen  und  zu  re- 
gieren hat;  daß  ein  Gesetz,  das  im  Lande  Gültigkeit  haben 
soll,  nur  mit  Genehmigung  und  Einwilligung  der  Stände  ge- 
schaffen w^erden  kann,  mit  Ausnahme  derjenigen  Angelegen- 
heiten, die  zu  den  sog.  Ordnungs-  und  Haushaltungsangelegen- 
heiten gehören ;  sowie  auch,  daß  neue  oder  erhöhte  Steuern 
oder  andere  Lasten  dem  Volke  nicht  ohne  Genehmigung  und 
Einwilligung  der  Stände  auferlegt  werden  dürfen,  die  das 
uralte  Recht  des  Volkes,  sich  selbst  zu  besteuern,  auszu- 
üben haben". 

„Von  Staatsdokumenten  und  Grundgesetzbestimmungen, 
welche  die  obigen  Sätze  bestätigen,  erlauben  sich  die  Stände 
folgende  hier  anzuführen" : 
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n)  „Da  durch  die  Schickung  der  Vorsehung  und 
durch  den  Erfolg  Unserer  Waffen  das  Großfürsten- 
tum Finnland  für  immer  mit  Unserem  Kaiserreiche 
vereinigt  worden  ist...,  haben  Wi  r  .  .  .  ange- 
ordnet und  befehlen  hiermit,  daß,  gemäß  den  Ge- 
setzen des  Landes,  am  10.  März  des  laufenden 
Jahres  in  der  Stadt  Borga  ein  allgemeiner  Land- 
tag abgehalten  werden  soll.  In  Anbetracht  dessen 
haben  sich  die  Bevoll m  ächtigten  sämtlicher  Stände 
dorthin  zu  begeben,  so  wie  es  die  Reichstagsord- 
nungen vorschreiben,  um  über  diejenigen  Ange- 
legenheiten zu  beraten,  die  ihnen  zur  Beratung 
zu  übergeben  Wir  für  gut  befinden"  (Kaiserl.  Edikt 
vom  20.  Januar/ 1.  Februar  1809,  betreffend  einen  in  der 
Stadt  Borgä  abzuhaltenden  allgemeinen  Landtag). 

b)  „Wir,  Alexander  L  usw.  usw.,  tun  kund  und 
zu  wissen:  Nachdem  Wir,  nach  der  Schickung  der 
Vorsehung,  das  Großfürstentum  Finnland  in  Be- 
sitz genommen,  haben  Wir  die  Religion  und  die 
Grundgesetze  des  Landes  samt  den  Privilegien 
und  Rechten,  die  ein  jeder  Stand  in  besagtem 
Großfürstentum  für  sich  besonders  und  alle  seine 
Bewohner  insgemein,  sowohl  hoch  wie  niedrig, 
bisher  gemäß  den  Konstitutionen  genossen,  hier- 
mit bestätigen  und  bekräftigen  wollen,  und  ge- 
loben Wir  zugleich,  alle  diese  Vorrechte  und  Ge- 
setze fest  und  un verrückt  in  ihrer  vollen  Kraft 
aufrechtzuerhalten.  Zu  m  obrerer  Gewißheit  haben 
Wir  diese  Versicherungsakte  mit  Unser  er  eigen- 
händigen Unterschrift  versehen"  (Allerhöchste  Ver- 
sicherungsakte Seiner  Kaiserl.  Majestät  an  sämtliche  Bewohner 
Finnlands,  gegeben  zu  Borgä,  den  15. /27.  März  1809). 

c)  „Indem  Wir  die  Stände  Finnlands  zu  einem 
allgemeinen    L  a  n  d  t  a  i»'     v  e  r  s  a  m  m  e  1 1  e  n     u  n  d    ihren 
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Treueid  entgegen  na  Innen,  haben  Wir  bei  dieser 
(lelegenlieit  dnrch  eine  feierliche,  in  ihrer  Gegen- 
wart ausgefertigte  und  im  Heiligtum  des  Höchsten 
verkündigte  Urkunde  ihnen  die  Beibehaltung 
ihrer  Religion  und  ihrer  Grundgesetze  bekräf- 
tigen und  gewährleisten  wollen,  wie  auch  die  der 
Rechte  und  Privilegien,  die  ein  jeder  Stand  f  ü  r 
sich  besonders  und  alle  Bewohner  Finnlands  ins- 
gemein bis  auf  den  heutigen  Tag  genossen  haben. 
Indem  Wir  nun  hier  mittel  st  besagte  Urkunde  zur 
Veröffentlichung  bringen,  glauben  Wir  zugleich 
Unseren  treuen  Untertanen  in  Finnland  zur 
Kenntnis  bringen  zu  sollen,  d a f3  Wir  U n s  n a c h 
den  uralten,  ehrwürdigen  Gebräuchen  dieses 
Landes  richten  und  demgemäß  den  Treueid,  den 
die  Stände  insgemein  und  die  Abgeordneten  des 
Bauernstandes  für  sich  besonders  in  ihrem 
eigenen  Namen  und  in  dem  ihrer  Vollmachtgeber 
aus  freien  Stücken  und  ungezwungen  geleistet 
haben,  als'für  alle  Bewohner  Finnlands  bindend 
und  verpflichtend  ansehen"  (Proklamation  Seiner 
Kaiserl.  Majestät  vom  23.  März'-i.  April  1809  an  sämtliche 
Bewohner  Finnlands,  betreffend  den  von  den  Ständen  des 
Landes  geleisteten  Treu-  und  Huldigungseid). 

d)  „Wir,  Alexander  L,  usw.  usw.  Überzeugt, 
daß  die  Verfassung  und  die  Gesetze,  die,  ülier- 
einstimmend  mit  dem  Charakter,  den  Sitten  und 
dem  Bildungsgrade  des  Finnländischen  Volkes, 
während  einer  langen  Reihe  von  Jahren  'die 
Grundlage  seiner  bürgerlichen  Freiheit  undRuhe 
ausgemacht  haben,  nicht  ohne  Schaden  für  die- 
selben eingeschränkt  oder  erschüttert  werden 
könnten,  haben  Wir,  seit  der  ersten  Stunde 
Unserer  Regierung   über   dieses   Land,    nicht   nur 

Finnland  und  Rußland.  3 
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diese  Verfassung  und  diese  Gesetze,  mit  den 
einem  jeden  Finnländischen  Staatsbürger  in- 
folgedessen zukommenden  Freiheiten  und  Rech- 
ten, aufs  feierlichste  bestätigt,  sondern  auch, 
nach  vorhergegangener  Beratung  mit  den  ver- 
sammelten Ständen  des  Landes,  eine  besondere 
Regierung  eingesetzt,  die,  unter  der  Benennung 
„Unser  Regierungskonseil"  aus  eingeborenen 
Finnländern  bestehend,  bisher  in  Unserm  Namen 
die  Zivil  Verwaltung  des  Landes  und  in  letzter 
Instanz  die  Rechtsprechung  ge handhabt  hat,  un- 
abhängig von  jeder  anderen  Macht  als  derjenigen 
der  Gesetze  und  Unserm  mit  ihnen  überein- 
stimmenden Herr  seh  er  willen.  Indem  Wir  auf 
solche  Weise  die  wohlwollende  Gesinnung,  die 
Uns  hinsichtlich  Unserer  redlichen  Finnländi- 
schen Untertanen  geleitet  hat  und  fürderhin 
leiten  wird,  an  den  Tag  gelegt  haben,  hoffen  Wir, 
dafä  Wir  Unser  für  ewige  Zeiten  gegebenes  Ver- 
sprechen, betreffend  eine  unverbrüchliche  Auf- 
rechterhaltung der  besonderen  Verfassung  dieses 
Landes  unter  Unserm  und  Unserer  Nachfolger 
Zepter,  hinreichend  gewährleistet  haben  .  .  ." 
(Dekret  Seiner  Kaiserl.  Majestät  vom  9./21.  Februar  1816,  be- 
treffend die  Abänderung  der  Benennung  „Kaiserlicher  Regie- 
rungskonseil" in  „Kaiserlich  Fmnländischer  Senat"). 

e)  „Der  König,  Er  und  kein  anderer,  soll,  so 
wie  Schwedens  Gesetz  es  besagt,  sein  Reich 
regieren.  Recht  und  Wahrheit  stärken,  lieben 
und  schützen,  Unwahrheit  und  Unrecht  aber 
hindern,  abschaffen  und  unterdrücken,  niemand 
an  Leben  und  Ehre,  Körper  und  Wohlfahrt 
schädigen,  ohne  daß  er  gerichtlich  überführt 
und    verurteilt    ist,    niemandem    ein   bewegliches 
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oder  unbewegliches  Gut  ohne  gesetzlichen  Urteils- 
spruch und  gesetzliche  Untersuchung  entziehen 
oder  entziehen  lassen  und  das  Reich  gemäß  dem 
Königsbuch  des  Landesgesetses  und  gemäß  der 
gegenwärtigen  Regiertingsform  regieren"  (§  2 
der   Regierungsform  vom  21.  August  1772). 

f)  „Wir"  [die  Stände  und  das  Volk]  „halten  Uns  für 
freie,  dem  Gesetz  gehorsame  und  ungefährdete 
Untertanen,  unter  einem  rechtmäßig  gekrönten 
Könige,  der  Uns  nach  dem  geschriebenen  Gesetz 
Schwedens  regiert"  (Art.  2  der  Vereinigungs-  imd  Sicher- 
heitsakte vom  21.  Februar  und  3.  April  1789). 

g)  „Nicht  möge  der  König,  ohne  Vor  wissen 
und  Einwilligung  der  Stände,  ein  neues  Gesetz 
schaffen  oder  ein  altes  abschaffen"  (§40  der  Regio- 
rungsform). 

h)  Die  Königliche  Majestät  hat  das  Reich  zu 
schützen  und  zu  wahren,  insonderheit  wider  des 
Auslandes  und  der  Feinde  Macht,  möge  a  1  j  e  r 
nicht  wider  Gesetz,  Königseid  und  Königs- 
versicherung ohne  V  o  r  w  i  s  s  e  n  ,  freien  Willen  und 
Zustimmung  der  Stände  des  Reiches  den  Unter- 
tanen irgendwelche  Kriegsbeihilfen,  neue  Steuern, 
Ausschreibungen  und  andere  Abgaben  auferlegen; 
ausgenommen  jedoch  den  unheilvollen  Fall,  daß 
das  Reich  durch  Heeresmacht  angegriffen  würde. 
In  solchem  Falle  ist  Seine  Königliche  Majestät 
berechtigt,  diejenigen  Maßregeln  und  Schritte 
zu  ergreifen,  die  mit  der  Sicherheit  des  Reiches 
und  mit  dem  Frommen  der  Untertanen  überein- 
stimmen. Sobald  aber  der  Krieg  aufhört,  müssen 
die  Stände  zusammentreten  und  die  neuen  Steuern, 
die  um  des  Krieges  willen  auferlegt  waren,  sofort 

aufhören"  (§  45  der  Regierungsform). 
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i)  „Da  die  rechte  Freiheit  darin  besteht,  zum 
Unterhalt  des  Reiches  freiwillig  zugeben,  was 
für  nötig  befunden  wird,  so  hat  das  Schwedische 
Volk  diesbezüglich  ein  unbestreitbares  Hecht, 
mit  dem  Könige  zu  beratschlagen,  zu  verhandeln, 
übereinzukommen  und  ihm  zu  verweigern"  (Art.  5 
der  Vereinigungs-  und  Sicherheitsakte). 

j)  „Ein  Grundgesetz  kann  nur  auf  Vorschlag 
des  Kaisers  und  Großfürsten  und  mit  Zustim- 
mung sämtlicher  Stände  gegeben,  verändert, 
interpretiert  oder  aufgehoben  werden"  (§  71  der 
Landtagsordnung  vom  3./ 15.  April  1869). 

k)  „Gegenwärtige  Landtagsor dnting,  soll  in 
allen  ihren  Teilen  für  Finnlands  Regent  und 
Stände  als  ein  unverbrüchliches  Grundgesetz 
gelten,  bis  sie  durch  einhelligen  Beschluß  der- 
selben verändert  oder  aufgehoben  wird"  (§  83  der 
Landtagsordnung  von  1869).  ' 

1)  „Indem  Wir  Uns  Unser  Recht  vorbehalten, 
so  wie  es  sich  in  der  Re  gierung  sform  vom 
21.  August  1772  sowie  in  der  V  er  einiglings-  und 
Sicherheitsakte  vom  21.  Februar  und  S.April  1789 
zugesichert  findet  und  nicht  durch  ausdrückliche 
Worte  in  vorstehender  Landtagsordnung  ver- 
ändert worden  ist,  wollen  Wir  in  Gnaden  diese 
Landta gsordnung  als  ein  unverbrüchliches 
Grundgesetz  genehmigen  und  bestätigen.  Zu 
mehrerer  Gewißheit  haben  Wir  dieses  Eigen- 
händig unterzeichnet.  So  geschehen  zu  St.  Peters- 
burg am  0./15.  April  1869"  (Kaiser  Alexanders  IL  Be- 
stätigung der  Landtagsordnung  von  1869). 

„Zur  Vermeidung  von  Mißverständnissen  sei  hier  darauf 
hingewiesen,  daß  das,  was  in  den  vorerwähnten  Grundgesetz- 
bestimmungen   aus    schwedischer    Zeit    von    Schweden ,    dem 
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schwedischen  Volke  usw.  gesagt  wird,  seit  isOO  selbst- 
verständlich  für  Finnland,   das  finnländische  Volk  usw.  gilt". 

„Auf  die  angeführten  klaren  Urkunden  und  Tatsachen 
gründet  sich  Finnlands  Kecht  auf  eine  eigene  Verfassung,  die 
nicht  ohne  Einwilhgung  der  Stände  des  Landes  eingeschränkt 
oder  verändert  werden  kann.  Dieses  Recht,  das  auch  in 
mehreren  anderen  Urkunden  eine  Stütze  findet,  wird  besonders 
durch  ein  Reskript  Kaiser  Alexanders  I.  vom  14. /26.  Sep- 
tember 1810  an  den  Generalgouverneur  in  helles  Licht  ge- 
rückt, indem  es  dort  u.  a.  heißt" : 

„Bei  der  Regelung  der  f  in  nländischen  V(,'r- 
hältnisse  ist  es  Meine  Absicht  gewesen,  diesem 
Volke  eine  politische  Existenz  zu  verleihen,  so 
daß  es  sich  nicht  als  von  Rußland  erobert,  sondern 
als  mit  ihm  durch  den  eigenen  offenbaren  Vor- 
teil verbunden  betrachten  soll;  deshalb 

sind  nicht  nur  seine  bürgerlichen,  sondern 
auch  seine  politischen  Rechte  beibehalten 
worden". 


n.  Gegen  diese  finnländische  Beweisführung,  die  so  un- 
umwunden ,  so  einfach  und  so  knapp  ist ,  wendet  sich  die 
russische  Beweisführung  mit  langen  Erörterungen  spitzfindiger 
Textkritik  und  einer  ganzen  Reihe  von  Betrachtungen ,  die 
sich  von  den  bescheidensten  Fragen  der  Gesetzesterminologie 
bis  zu  den  erhabensten  Problemen  der  juristischen  Metaphysik 
bewegen.  Die  Auseinandersetzung,  die  sich  anfangs  mit  Ordin 
in  der  Form  einer  kleinlichen  literarischen  Fehde  vollzog, 
ging  mit  v.  Martens  und  Korkunow  auf  das  juristische  Gebiet 
hinüber  und  fand  schließlich,  unter  dem  Druck  der  Ereignisse, 
ihren  vollkommenen  Ausdi-uck  durch  drei  Reden,  in  denen  die 
russische  These  sich  zum  erstenmal  in  ihrem  ganzen  Umfang 
entfaltete:    am    18.  Mai    1908    in   der   Reichsduma   durch   die 
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Antwort  des  Herrn  Stolypin  auf  die  Interpellation  über  die 
linnländischen  Verhältnisse  und  am  28.  März/10.  April  1909 
in  der  zur  Schaffung  einer  allgemeinen  Gesetzgebung  ernannten 
russisch-finnländisehen  Kommission  durch  die  beiden  Reden 
der  Herren  Deutrich  und  Korewo. 

Nach  der  Auffassung  Ordins  ^  hat  Kaiser  Alexander  I., 
als  er  den  Ständen  Finnlands  die  Beibehaltung  ihrer  „Grund- 
gesetze" versprach,  nur  ihre  „bürgerlichen  Gesetze"  bezeichnen 
wollen ;  im  übrigen  aber  habe  er  den  Finnländern  überhaupt 
nichts  gewälirleistet,  denn  die  Akte,  die  in  dem  schwedischen 
Text  „Garantieakte"  heiße,  werde  in  dem  russischen  Texte 
„Edikt"   (oder  „Bekanntmachung")  genannt. 

Nach  der  Interpretation  der  Herren  v.  Martens^  und 
Korkunow  ^ .  die  allerdmgs  Finnland  eine  Verfassung  zu- 
gestehen, ist  Finnland  lediglich  eine  russische  Provinz,  da  es 
niemals  souverän  gewesen  sei,  seine  autonomen  Einrichtungen 
dem  Kaiser  verdanke  und  juristisch  mit  dem  Kaiserreiche  keine 
Realunion  bilden  könne,  wie  dies  bei  rechtlich  gleichstehenden 
Kontrahenten  der  Fall  sein  würde. 

Während  sich  die  russische  Beweisführung  bis  dahin  auf 
Urkundenbetrachtungen  oder  auf  kurze  juristische  Bemerkungen 
beschi'änkte ,  ist  sie  nun  aber  im  Jahre  1908  durch  Herrn 
Stolypin  erweitert  und  ausgesponnen  worden. 

Am  18.  Mai  1908  wandte  sich  Herr  Stolypin  an  die 
Reichsduma  mit  folgenden  Worten : 

„Meine  Herren!  Versuchen  wir  es  einmal,  in  den  Vor- 
stellungskreis der  Finnländer  einzudringen,  ohne  dabei  jedoch 
aus  den  Augen  zu  verlieren,  daß  fast  alle  gebildeten  Finn- 
länder, fast  alle  politischen  Parteien  in  Finnland  den  gleichen 

1  Ordin,  Die  Eroberung  Finnlands  (russisch;  Petersburg  1889). 

-  V.  Martens,  Das  Völkerrecht,  Bd.  1  (übersetzt  von  Leo, 
Paris  1882). 

^  Korkunow,  Das  russische  Staatsrecht,  I,  159  ff.  (russisch;  St. 
Petersburg  1893). 


—     39     — 

historischen  Vorstellungskreis  haben.  Ihrem  Vorstellungskreise 
liegt  in  erster  Linie  die  Erklärung  Alexanders  I.  auf  dem 
Borgäer  Landtage  von  1809  zugrunde.  Ich  führe,  meine 
Herren,  hier  den  Text  seiner  Garantieakte  wörtlich  an": 
„Nachdem  Wir.  nach  der  Schickung  der  Vorsehung,  das  Groß- 
fürstentum Finnland  in  Besitz  genommen ,  haben  Wir  die 
Religion  und  die  Grundgesetze  des  Landes,  samt  den  Privi- 
legien und  Rechten,  die  ein  jeder  Stand  in  besagtem  Groß- 
fürstentum für  sich  besonders  und  alle  seine  Bevrohner  ins- 
gemein, sowohl  hoch  wie  niedrig,  bisher  gemäß  den  Kon- 
stitutionen genossen,  hiermit  bestätigen  und  bekräftigen  wollen, 
und  geloben  Wir,  alle  diese  Vorrechte  und  Gesetze  fest  und 
unverrückt  in  ihrer  vollen  Kraft  aufrechtzuerhalten."  Dies 
ist  der  Grund,  weshalb  alle  Finnländer  der  Meinung  sind, 
daß  Kaiser  Alexander  I.  auf  dem  Borgäer  Landtage  Finn- 
land eine  Verfassung  bewilligt  und  Finnland  eine  sehr  deut- 
Uch  ausgeprägte  staatliche  Sonderstellung  zuerkannt  habe. 
Auch  noch  später  hat  Kaiser  Alexander  während  seiner 
Regierung  wiederholt  versichert,  daß  er  alle  alten  Gesetze 
des  Großfürstentums  unverbrüchlich  aufrechterhalten  wolle. 
Besonders  klar  hat  der  Kaiser  dies  in  einem  Manifest  von 
1816  hervorgehoben.  Ich  führe,  meine  Herren,  hier  einige 
Stellen  an:  „Überzeugt,  daß  die  Verfassung  und  die  Gesetze, 
die,  übereinstimmend  mit  dem  Charakter,  den  Sitten  und  dem 
Bildungsgrade  des  finnländischen  Volkes,  während  einer  langen 
Reihe  von  Jahi-en  die  Grundlage  seiner  bürgerlichen  Freiheit 
und  Ruhe  ausgemacht  haben,  nicht  ohne  Schaden  für  dieselben 
eingeschränkt  oder  erschüttert  werden  könnten,  haben  Wir, 
seit  der  ersten  Stunde  Unserer  Regierung  über  dieses  Land, 
nicht  nur  diese  Verfassung  und  diese  Gesetze,  mit  den  einem 
jeden  Finnländischen  Staatsbürger  infolgedessen  zukommenden 
Freiheiten  und  Rechten  bestätigt,  sondern  auch,  nach  vorher- 
gegangener Beratung  mit  den  Ständen  des  Landes,  eine  be- 
sondere  Regierung    eingesetzt ,    die ,    unter    der   Bezeichnmig 
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„Unser  Regicningskonscil"  aus  eingeborenen  Finnländern  be- 
stehend, bisher  in  ünserm  Namen  die  Zivilverwaltung  des 
Landes  und  in  letzter  Instanz  die  Rechtsprechung  gehandhabt 
liat,  unabhängig  von  jeder  anderen  Macht  als  derjenigen  der 
Gesetze  und  Unserm  mit  ihnen  übereinstimmenden  Herrscher- 
willen." Schließlich  erklärt  der  Kaiser,  daii  er  „hiermittelst 
noch  einmal  in  ihrem  gesamten  Umfange"  die  Verfassung  und 
die  Gesetze  „bestätige",  die  er  bereits  für  Finnland  sanktioniert 
habe.  Als  Kaiser  Alexander  II.  im  Jahre  1863  den  Landtag 
aufs  neue  einberief,  gebrauchte  er,  meine  Herren,  den  Aus- 
druck „konstitutionelle  Monarchie".  Im  Jahre  1869  bestätigte 
Alexander  II.  die  Landtagsordnung.  Später  bewilligte  er  für 
Finnland  ein  eigenes  Münzsystem  und  ein  eigenes  Heer.  Die 
Landtagsordnung  wurde  für  ein  unverletzliches  Grundgesetz 
erkläi-t,  das  ohne  Einwilligung  des  Monarchen  und  der  Stände 
nicht  abgeändert  werden  dürfe.  Ebenso  weiß  jedermann,  daß 
alle  russischen  Herrscher,  mit  Alexander  I.  angefangen,  bei 
ihrer  Thronbesteigung  die  Sonderstellung  Finnlands  im  Kaiser- 
reiche wie  auch  die  Sonderorganisation  seiner  Gerichtshöfe 
und  seiner  Verwaltung  von  neuem  durch  feierliche  Manifeste 
bekräftigt  haben. 

„Stellt  man  alle  diese  Urkunden  mit  anderen  Tatsachen 
und  Urkunden  zusammen,  so  erscheinen  sie  jedoch  in  anderem 
Lichte". 

„Geben  Sie,  meine  Herren,  zu,  daß  die  soeben  von  mir 
angeführten  historischen  Präzedenzfälle  eine  genügende  Grund- 
lage für  die  bei  den  gebildeten  Klassen  in  Finnland  so  tief 
eingewurzelte  Überzeugung  bilden,  daß  Finnland  eine  ganz 
besondere  Staatsorganisation  besitze,  durch  die  es  sich  wesent- 
lich von  Rußland  unterscheide  ?  Diese  Überzeugung  der  Finn- 
länder ist  noch  durch  die  Tatsache  bestärkt  worden,  daß 
Rußland,  das  durch  seine  inneren  Angelegenheiten  in  Anspruch 
genommen  war,  gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  sich 
sehr  wenig  um  die  finnländischen  Angelegenheiten  bekümmert 
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hat.  Man  verlangte  von  den  Generalgouverneuren  Finnlands 
nichts  weiter  als  Gemütsruhe  und  die  Herstellung  guter  Be- 
ziehungen mit  den  finnländischen  Staatsbürgern.  Das  ist  der 
Grund,  weshalb  die  Vorstellung,  Finnland  sei  ein  besonderer 
Staat,  sich  allmählich  so  weit  entwickelt  hat,  dafs  sie  sogar 
Gegenstand  einer  Spezialwissenschaft,  nämlich  eines  unab- 
hängigen finnländischen  Staatsrechts,  geworden  ist.  Um  für 
diese  Wissenschaft  eine  feste  Grundlage  zu  gewinnen,  sammelte 
man  eine  große  Zahl  von  Urkunden,  schloß  aber  gleichzeitig 
wohlverstanden  andere  Urkunden  aus,  die  keine  Bestätigung 
dafür  bildeten.  Die  betreffende  Theorie  erfuhr  eine  Fortent- 
wicklung noch  durch  die  Propaganda,  die  von  den  Professoren 
der  Alexanderuniversität,  von  anderen  Gelehrten  des  Landes 
und  von  Angehörigen  freier  Berufe  betrieben  wurde.  Die 
gesamte  Universitätsjugend  wurde  von  diesen  politischen  Vor- 
stellungen durchdrungen,  und  da  alle^Beamten  des  Landes, 
von  den  Senatoren  bis  zu  den  PoHzisten,  ehemahge  Studierende 
der  finnländischen  Landesuniversität  sind,  hat  die  betreffende 
Theorie  erfolgreich  bis  in  die  tiefsten  Schichten  des  Volkes 
dringen  können.  Die  höheren  Schulen  und  öffentliche  Vor- 
träge haben  die  Arbeit  fortgeführt.  Unter  solchen  Umständen 
ist  es  sehr  natürlich,  daß  jene  Theorie  sich  allmählich  in 
einen  Glaubensartikel,  in  ein  Dogma  verwandelt  hat.  Dogmen 
lassen  sich  aber  schwer  durch  Vernunftsgründe  widerlegen. 
Jenem  Dogma  zufolge  ist  Finnland  ein  besonderer  Staat  und 
sogar  ein  konstitutioneller  Staat,  ein  Rechtsstaat,  ein  Staat, 
dessen  Anschauungen  von  denen  Rußlands  verschieden  sind, 
und  zwar  sollen  sich  diese  Anschauungen  um  so  schwieriger 
verwirklichen  lassen,  je  mehr  Finnland  sich  Rußland  nähert". 
„Dies  ist,  meine  Herren,  die  Glaubenslehre,  die  sich 
schHeßlich  aus  einer  reinen  Theorie  in  die  seltsame  Wissen- 
schaft von  einem  finnländischen  Staatsrecht  verwandelt  hat. 
Nun  aber  mußte  diese  Glaubenslehre,  um  eine  praktische 
Wissenschaft  zu   werden,    vor   allem   tatsächlich    verwirklicht 
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werden.  Auf  dieses  Ziel  hat  die  gesamte  gebildete  iievölke- 
rung  Finnlands  seit  1863  —  d.  h.  seit  dem  Zeitpunkt,  wo  die 
Tätigkeit  des  Landtages  wieder  einsetzte  —  ihre  Bemühungen 
gerichtet.  Diese  Bemühungen  sind  namentlich  auf  dem  Ge- 
biet der  Verwaltungsgesetzgebung  sowie  auf  demjenigen  der 
finanziellen  Vorrechte  des  Monarchen  zutage  getreten.  Sie 
wissen,  meine  Herren,  daß  die  finnländische  Gesetzgebung 
aus  zwei  Teilen  besteht:  der  eine  wird  durch  die  dem  Land- 
tage zustehende  Gesetzgebung,  der  andere  dagegen  durch  das 
weite  Gesetzgebungsgebiet  gebildet,  das  die  ganze  allgemeine 
Haushaltung  umfaßt.  Über  diesen  letztgenannten  Teil  hat 
der  Monarch  allein  zu  bestimmen,  man  nennt  ihn  die  ad- 
ministrative oder  ökonomische  Gesetzgebung.  Sobald  nun 
eine  auf  eine  Verwaltungsfrage  bezügliche  Bestimmung  unter 
Mitwirkung  des  Landtages  eine  Abänderung  erfährt,  so  wird 
die  ganze  Frage,  der  finnländischen  Doktrin  zufolge,  für  die 
Folgezeit  auf  das  Gebiet  des  Gesetzgebungsrechtes  des  Land- 
tages übertragen.  Auf  solche  Weise  ist  der  Landtag  für  die 
ganze  Gesetzgebung  zuständig  geworden,  die  sich  auf  Handel 
und  Industrie  sowie  auf  viele  andere  Dinge  bezieht.  Nach 
dem  Entwurf  zu  einer  neuen  Regierungsform,  von  dem  ich 
schon  gesprochen,  soll  die  gesamte  Schulgesetzgebung,  von 
den  niedrigsten  Schulen  bis  zur  Universität  hinauf,  der  Zu- 
ständigkeit des  Landtages  unterworfen  sein". 

„Was  die  finanziellen  Fragen  betrifft,  so  ist  es  wohl- 
bekannt, daß  man  wiederholt  das  Verfügungsrecht  des  Mon- 
archen über  die  Grundfonds  des  Landes  zu  bestreiten  sowie 
die  Einnahmen  dieser  Fonds  —  nämlich  des  Allgemeinen 
Staatsfonds,  des  Allgemeinen  Militärfonds  usw.  —  zu  mindern 
versucht  hat  ..." 

„Ein  Teil  Finnlands  —  der  östliche  Teil  —  ist  seit 
Menschengedenken  im  Besitze  Rußlands  und  mit  ihm  ver- 
bunden. Es  erhielt  ihn  1323  im  Friedens  vertrage  von  Nöte- 
borg.    Später  ging  uns  dieser  Landstrich  allmählich  verloren. 
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und  bereits  durch  den  Frieden  zu  Stolbowa  im  Jahre  1617 
wurde  die  Grenze  des  Russischen  Reiches  fast  bis  Tihvin 
zurückgedrängt.  Ich  rufe  Ihnen  dies  ins  Gedächtnis  zurück, 
um  die  Tatsache  zu  unterstreichen,  daß  Kaiser  Peter  der  Große 
im  Verlaufe  von  etwa  zwanzig  Jahren  mit  Waffengewalt  die 
Eroberung  jener  Landstriche  bewirkte,  sowie  daß  es  ihm  ge- 
lang, sie  fast  "sämtlich  zu  gewinnen  und  mit  ihnen  auch  die 
Stadt  Wiborg,  die  er  damals  das  „Ruhekissen  St.  Petersburgs" 
nannte,  womit  er  ihre  politische  Bedeutung  kennzeichnete. 
Diese  Landstriche  wurden  Rußland  einverleibt,  wie  desgleichen 
später  die  von  der  Kaiserin  Elisabeth  gewonnenen  Landstriche, 
deren  Eroberung  durch  den  Frieden  zu  Abo  im  Jahre  174;5 
bestätigt  wurde.  Man  behandelte  sie  wie  ein  erobertes  Land. 
Sie  wurden  von  dem  Finanzkollegium  und  von  anderen 
Kollegien  in  St.  Petersburg  verwaltet.  Man  machte  aus  ihnen 
anfangs  das  Gouvernement  Wiborg,  später  das  Vizekönigreich 
Wiborg  und  dann   von  neuem  ein  Gouvernement.     Durch  die 

o 

Friedensverträge  von  Nystad  und  Abo  wurden  jene  Landstriche 
unwiderruflich  auf  ewäge  Zeit  an  Rußland    abgetreten". 

„Hernach  kam  nun  aber  die  Regierung  Alexanders  I.  mit 
neuen  Kriegen.  Ohne  das  Ende  des  Krieges  abzuwarten, 
teilte  Alexander  I.  allen  W^estmächten  mit,  daß  das  solcher- 
gestalt eroberte  Land  auf  immer  mit  dem  Russischen  Reiche 
vereinigt  sei.  Erst  später  spielten  sich  die  Ereignisse  des 
Borgäer  Landtages  ab,  und  erst  später  erließ  Kaiser  Ale- 
xander I.  die  Erklärung,  die  ich  Ihnen  bereits  vorgelesen 
habe  und  welche  die  Grundlage  der  politischen  Glaubenslehre 
sowie  das  Dogma  der  politischen  Parteien  Finnlands  bildet. 
Wir  Russen  aber,  wir  müssen  jene  Ereignisse  unter  einem 
andern  Gesichtswinkel  betrachten.  Wir  müssen  uns  ins  Ge- 
dächtnis zurückrufen,  daß  nach  dem  Borgaer  Landtage  der 
Friedensvertrag  von  Fredrikshamn  geschlossen  wurde.  Er 
ist  das  Dokument,  kraft  dessen  wir  Finnland  besitzen,  er  ist 
die  Urkunde,   die   den   Charakter   der  Beziehungen    zwischen 
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dein  Kaiserreiche  und  dem  Großfürstentum e  genau  angibt. 
Artikel  IV  des  Friedensvertrages  zu  Fredrikshamn  lautet, 
wie  folgt" : 

„»Seine  Majestät  der  König  von  Schweden  entsagt,  sowohl 
für  Sich,  wie  für  Seine  Nachfolger  auf  dem  Throne  Schwedens 
und  im  Königreiche  Schweden,  unwiderruflich  und  auf  ewig, 
zugunsten  Seiner  Majestät  des  Selbstherrschers  aller  Reußen 
sowie  Seiner  Nachfolger  auf  dem  Throne  Rußlands  und  im 
Russischen  Reiche,  allen  Seinen  Rechten  und  Ansprüchen 
auf  die  weiter  unten  im  einzelnen  angeführten  Provinzen,  die 
der  Krone  Schweden  im  gegenwärtigen  Kriege  durch  die 
Waffen  Seiner  Kaiserlichen  Majestät  abgenommen  worden 
sind :  nämlich  auf  die  Gouvernements  Kymmenegard,  Nyland- 

o  o 

Tawastehus,  Abo-Björneborg  nebst  den  Alandsmseln,  Savolaks- 
Karelen ,  Wasa ,  Uleäborg  und  auf  den  bis  zum  Torneä 
reichenden  Teil  von  Westerbotten,  so  wie  es  im  nächsten 
Artikel  inbezug  auf  die  Bestimmung  der  Grenzen  fest- 
gesetzt wird". 

„Diese    Provinzen  mit  allen    ihren  Bewohnern,    Städten, 

Häfen,  Festungen,  Dörfern  und  Inseln  sowie  deren  Eigentum, 

ihre   Privilegien,    Rechte   und  Einkünfte    sollen    künftig   dem 

.  Russischen  Reiche  mit  vollem  Eigentumsrecht  und   mit  voller 

Souveränität  zugehören  und  ihm  einverleibt  bleiben«". 

„Dies  ist  das  Dokument,  dies  der  Rechtstitel,  ki-aft  dessen 
Rußland  sich  im  Besitze  Finnlands  befindet,  und  zwar  haben 
wir  hier  die  einzige  Urkunde,  die  den  Charakter  der  gegen- 
seitigen Beziehungen  zwischen  Rußland  und  Finnland  fest- 
legt. Und,  meine  Herren,  die  Worte  und  die  Taten  Kaiser 
Alexanders  I.  stehen  durchaus  nicht  im  AViderspruch  mit- 
einander. Niemand  unter  seinen  Zeitgenossen  hat  ihm  dies 
zum  Vorwurf  gemacht.  Er  selber  würde  sich  gewundert 
haben,  wenn  man  ihm  gesagt  hätte,  er  habe  einen  finn- 
ländischen  Staat  geschaffen.  Fast  gleichzeitig  mit  dem  Borgäer 
Landtage  ordnete  Alexander  I.  an,   daß   ganz  Finnland   einen 
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Teil  des  achten  russischen  Verkehrs-  und  Wegedistrikts  bilden 
solle.  Auf  demselben  Landtage  ferner  erklärten  sich  Abge- 
ordnete für  die  Annahme  des  Rubels  als  Münzeinheit,  „damit 
Finnland  betreffs  des  Münzsystems  sich  nicht  von  den  übrigen 
Provinzen  Rußlands  unterscheide".  So  lautete  die  Ent- 
scheidung jenes  Landtages,  der  die  Grundlage  für  alle  finn- 
ländischen  Ansprüche  bildet.  Den  Zeitgenossen  war  es  damals 
sonnenklar,  daß  Rußland  sechs  Gouvernements  von  Finnland 
erobert  hatte,  die  kein  Sonderstaatsrecht  besaßen.  Es  waren 
vielmehr  einfache  Provinzen,  die  mit  Rußland  keine  LTnion 
eingehen  konnten,  da  es  ja  zum  Zustandekommen  einer  Union, 
sie  mag  nun  eine  Realunion  oder  eine  Personalunion  sein, 
zweier  Einheiten  bedarf,  die  gleiche  Rechte  besitzen.  Genug, 
es  wurde  anerkannt,  daß  Finnland  dem  Russischen  Reiche 
mit  vollem  Eigentumsrecht  und  mit  voller  Souveränität  zu- 
gehörte. Kaiser  Alexander  I.  bewilligte  Finnland  eine  innere 
Autonomie  und  das  Recht  auf  eine  innere  Landesgesetzgebung; 
er  bestätigte  alle  Grundgesetze  und  alle  Grundlagen  der 
inneren  Verwaltung  sowie  des  Prozeßverfahrens ;  aber  er 
bedang  sich  das  Recht  aus,  den  Charakter  der  Beziehungen 
zwischen  Finnland  und  Rußland  genau  festzulegen,  und  er 
bestimmte  ilm  mit  den  Worten  „  »Eigentumsrecht  und  Souve- 
ränität«". 

„Nach  alledem  begreift  man,  weshalb  Alexander  I.  Alt- 
finnland und  Neufinnland  unter  ein  und  derselben  Verwaltung 
vereinigte.  Alexander  I.  schenkte  keineswegs  etwa  einen  mit 
dem  Blute  unserer  Vorfahren  eroberten  Teil  Finnlands  einem 
benachbarten  und  seinem  Zepter  unterworfenen  Nachbarstaat. 
Kaiser  Alexander  organisierte  vielmehr  lediglich  die  Verwaltung 
der  verschiedenen  Teile  seines  Kaiserreiches.  Das  Manifest 
von  1811,  das  diese  Verwaltung  regelte,  war  kein  vom  Land- 
tage beschlossenes  Gesetz,  sondern  ein  einseitiger  Akt  der 
von  Alexander  I.  ausgeübten  allerhöchsten  Macht,  und  zwar 
ein  Akt,    der  sich  auf  ein   vom  Kaiser  bestätigtes  Gutachten 
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des  russischen  Reichsrates  gründete.  Ich  wiederhole  nochmals, 
daß  alle  inneren  Gesetze  und  die  Verwaltungsprinzipien  feier- 
lich von  Kaiser  Alexander  I.  bekräftigt  wurden.  Allein  er 
behielt  sich  das  Recht  vor,  den  Charakter  der  Beziehungen 
zwischen  Finnland  und  Rußland  genau  zu  bestimmen". 

„Die  finnländische  Gesetzgebung  enthält  keine  Bestim- 
mungen über  die  Regelung  und  Festlegung  der  gegenseitigen 
Beziehungen  zwischen  Finnland  und  Rußland.  Wie  wäre  es 
auch  möglich,  daß  derartige  Bestimmungen  sich  dort  ent- 
decken ließen  I  Denn  die  Stellung  Finnlands  Rußland  gegen- 
über wird  durch  das  souveräne,  einseitige  Recht  Rußlands  und 
nur  im  Hinblick  auf  die  Interessen  Rußlands  bestimmt. 
Dazumal  wurden  die  Entscheidungen  durch  den  Kaiser  ge- 
troffen; da  es  in  jener  Zeit  an  einem  gemeinsamen  Organ 
fehlte,  um  den  Willen  des  Monarchen  in  der  Form  gesetz- 
geberischer Akte  zum  Ausdruck  zu  bringen,  stützte  sich 
Kaiser  Alexander  I.  bei  denjenigen  Fragen,  welche  die  gegen- 
seitigen Beziehungen  Finnlands  und  Rußlands  betrafen,  auf 
eine  ganze  Reihe  finnländischer,  geheimer  und  nicht  geheimer, 
Kommissionen.  Ebenso  verfuhren  die  folgenden  Monarchen. 
Als  Alexander  II.  beispielsweise  feierlich  erklärte,  daß  die 
frülieren  schwedischen  Staatsurkunden  —  die  Regierungsform 
von  1772  und  die  Vereinigungs-  und  Sicherheitsakte  von  1789 
—  die  Grundlage  der  neuen  Landtagsordnung  bilde,  beab- 
sichtigte er  einfach  die  innere  Autonomie  Finnlands  zu  be- 
kräftigen. Niemand  unter  Ihnen  könnte  in  jenen  Staatsur- 
kunden —  und  es  wäre  dies  sogar  schon  vom  zeitlichen 
Gesichtspunkte  aus  unmöglich  —  auch  nur  eine  einzige  Klausel 
entdecken,  welche  die  Stellung  Finnlands  dem  souveränen 
Staate  (Schweden  oder  Rußland)  gegenüber  regelte.  Es  ist, 
meine  Herren,  keineswegs  überflüssig,  Ihnen  ins  Gedächtnis 
zurückzurufen,  daß  Kaiser  Alexander  H.,  der  doch  als  der 
Wohltäter  Finnlands  angesehen  wurde,  gelegentlich  eines  Be- 
suches  im   Finnländischen  Senat   zu   den  Senatoren   äußerte : 
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»Erinnern  Sie  sich,  meine  Herren,  daran,  daß  Sie  einer  großen 
Familie  angehören,  an  deren  Spitze  sich  der  russische  Kaiser 
befindet«.  Die  späteren  Zaren  richteten  sich  nach  den  solcher- 
gestalt von  ihren  Vorgängern  getroffenen  Maßnahmen  und 
befolgten  die  von  diesen  festgestellten  Grundsätze.  So  erUeß 
beispielsweise  Alexander  III.  im  Jahre  1891  ein  Reskript, 
das  die  Schaffung  eines  besonderen  Verfahrens  bei  den  für 
Rußland  und  für  Finnland  gemeinsamen  Gesetzgebungsfragen 
verlangte.  Aus  demselben  Gedankenkreise  ging  hernach  auch 
das  Manifest  von  1899  hervor.  Es  ist,  meine  Herren,  durch- 
aus natürlich,  daß,  seitdem  Finnland  und  Rußland  einen 
einzigen  politischen  Körper  bilden,  nicht  nur  die  auswärtigen 
und  internationalen  Beziehungen  die  gleichen  sein  müssen, 
sondern  daß  auch  bei  bestimmten  Reichsfragen  eine  Ein- 
heitlichkeit bestehen  muß.  Es  wäre  offenbar  schwierig,  Ihnen 
sogleich  eine  vollständige  Liste  dieser  Fragen  zu  unterbreiten. 
Aber  es  ist  doch,  wie  ich  glaube,  für  jedermann  sonnenklar, 
daß  hierzu  folgende  Fragen  gehören:  die  allen  Untertanen 
des  russischen  Monarchen  gemeinsame  Pflicht,  das  gemeinsame 
Vaterland  zu  verteidigen;  die  Überwachung  der  Festungen; 
die  Überwachung  der  Küstengewässer;  die  Postverwaltung, 
die  Telegraphenverwaltung,  gewisse  Teile  der  Eisenbahn-  und 
Zollverwaltung;  sowie  schließlich  die  Regelung  der  in  Finn- 
land den  Russen  zustehenden  Rechte.  Alle  diese  Fragen 
berühren  Rußland  so  nahe  und  greifen  so  tief  in  unsere 
Lebensinteressen  ein,  daß  sie  nicht  der  Gegenstand  einer 
Beschlußfassung  durch  die  Finnländer  allein  bilden  und  vor 
allem  nicht  lediglich  auf  dem  Wege  der  finnländischen  Ge- 
setzgebung entschieden  werden  können". 

„Bevor  ein  solches  Verfahren  Platz  greifen  könnte,  würden 
einige  Paragraphen  unserer  Gesetzgebung  aufgehoben  werden. 
Eine  Verletzung  der  gesetzmäßigen  Rechte  Finnlands  auf 
Autonomie  in  alledem,  was  seine  innere  Gesetzgebung,  seine 
Sonder  Verwaltung  und  seine  Sondergerichtshöfe  betrifft,  kann 
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Rußland  nicht  im  Auge  haben.  Allein,  meine  Herren,  hin- 
sichtlich der  gemeinsamen  Gesetzgebungsfragen  und  hinsicht- 
lich einzelner  Verwaltungsfragen  von  gemeinsamem  Interesse 
hat  man  notwendigerweise  nach  einer  für  Rußland  und  für 
Finnland  gemeinschaftlichen  Lösung  zu  suchen,  wobei  natür- 
lich die  souveränen  Rechte  Rußlands  geachtet  w^erden  müssen. 
Die  Auffassung  der  Finnländer  ist  jedoch  eine  ganz  andere. 
Nach  ihrer  Ansicht  kann  kein  für  das  ganze  Kaiserreich  ge- 
meinsames Gesetz  in  Ivi-aft  treten,  wofern  der  Landtag  es 
nicht  bestätigt.  Wenn  man  sich  indessen  dieser  Auffassung 
anschließt,  so  gelangt  man  in  eine  widersinnige  Lage.  Die 
nämliche  Frage  würde  gleichzeitig  von  unseren  "gesetzgebenden 
Institutionen  und  vom  finnländischen  Landtage  erörtert  und 
entschieden  werden.  Vorausgesetzt  nun,  die  Beschlüsse  in 
jener  Frage  w'ürden  sich  in  verschiedener  Richtung  bewegen, 
so  daß  eine  einstimmige  Entscheidung  nicht  zu  erzielen  wäre, 
so  würde  es  alsdann  im  Kaiserreich  weder  einen  souveränen 
Willen,  noch  eine  souveräne  Gewalt  geben,  die  jene  Differenz 
ausgleichen  könnte.  Die  betreffende  Frage  müßte  also  in 
ihrem  früheren  Stand  verbleiben  oder  aber  zu  einem  scharfen 
Konflikt  führen". 

„Meine  Herren  1  Dies  ist  offenbar  unstatthaft.  Die 
Wurzel  des  Übels  indessen,  ich  wiederhole  es,  liegt  wieder  in 
der  Untätigkeit  der  Behörden,  noch  in  der  Gesetzwidrigkeit 
ihres  Vorgehens,  sondern  darin,  daß  ein  ganzer  Teil  unserer 
Gesetzgebung,  nämlich  das  weite  Gebiet  unserer  gegenseitigen 
Beziehungen  mit  Finnland,  noch  völlig  ungeordnet  ist.  Diese 
gewaltige  Lücke,  meine  Herren,  ist  unerträglich  und  muß 
verschwinden.  Fragen  von  solcher  Wichtigkeit  dürfen  nicht 
dem  Ungefähr,  oder  Männern,  die  durch  ein,  blindes  Los 
dazu  erwählt  worden,  und  zufälligen  Ereignissen  überlassen 
bleiben". 

„Die  Reichsduma  wird  sie  auch  nicht  immer  durch  Inter- 
pellationen regeln   können.     Denn    auf   dem  Wege   der  Inter- 
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pellation  werden  Sie  nicht  alle  Umstände  kennen  lernen 
können,  denen  man  auf  diesem  Gebiete  begegnet.  Ich  muß, 
meine  HeiTen,  Sie  daran  erinnern,  daß  wir  jetzt  ein  untrüg- 
liches Mittel  zur  Entscheidung  aller  Gesetzgebungsfragen  be- 
sitzen. Es  ist  dies  das  im  Ai'tikel  86  der  Grundgesetze  vor- 
gesehene Verfahren :  das  Verfahren  mittels  der  Reichsduma 
und  des  Reichsrats.  Auf  dem  uns  gegenwärtig  beschäftigenden 
Gebiet  der  für  Rußland  und  Finnland  gemeinsamen  Gesetz- 
gebung hat  man  zwei  Phasen  zu  unterscheiden.  Die  erste, 
die  vorbereitende  Phase,  hat  darauf  Bezug,  zu  wissen,  ob 
eine  Frage  die  Interessen  des  Kaiserreiches  betrifft  oder  nicht. 
Es  ist  von  großer  Wichtigkeit,  daß  die  russische  Regierung 
diejenigen  Fragen  zur  Kenntnis  des  Monarchen  bringt,  die 
auch  Rußland  berühren,  und  zwar  ebensosehr  im  Augenblick 
der  Ausarbeitung  eines  Gesetzentwurfes  wie  bei  dessen  Be 
stätigung.  Diese  Phase  gehört  zum  Wirkungskreise  der 
obersten  Regierung,  und  es  sind  mir  denn  auch  diesbezüglicl 
von  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  sehr  klare  Vorschriften  er 
teilt  worden,  Vorschriften,  die  genau  befolgt  werden  sollen 
Nun  gibt  es  aber  bei  dieser  Gesetzgebung  auch  eine  andere 
Phase,  nämlich  die  eigentliche  Prüfung  der  Gesetzgebungs 
fragen  und  deren  endgültige  Entscheidung.  Es  ist  sonnenklar 
daß  das  hierbei  einzuschlagende  Verfaliren  nur  auf  dem  Wege 
der  Gesetzgebung  eingeführt  werden  kann.  Bei  dieser  letzt 
genannten  Phase  ist  es  unstreitig  erforderlich,  die  Auffassung 
der  Finnländer  kennen  zu  lernen  und  sie  in  Betracht  zu 
ziehen.  Der  Regierung  und  der  Reichsduma  aber  kommt  es 
zu,  die  Frage  der  Schaffung  eines  gemeinsamen  Gesetzgebungs- 
verfahrens bei  den  für  Rußland  und  Finnland  gemeinsamen 
Angelegenheiten  aufzuwerfen.  Ich  wiederhole  nochmals,  daß 
diese  Frage  von  außerordentlicher  Wichtigkeit  ist". 

„Es  handelt  sich  darum,  mit  Hilfe  von  für  das  Gesamt- 
reich gemeinsamen  Institutionen  die  kaiserliche  Gewalt  in  all- 
gemeinen Reichsangelegenheiten  auf  das  gesamte  Reichsgebiet 
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auszudehnen.  Es  liegt,  meine  Herren,  bei  dieser  Frage  kein 
Grund  vor ,  Rußland  im  Verdacht  zu  haben ,  daß  es  die  von 
den  Monarchen  Finnland  verliehenen  autonomen  Rechte  ver- 
letzen wolle.  In  Rußland  wird,  meine  Herren,  niemals  Macht 
vor  Recht  gehen  können.  Aber  ebensowenig  läßt  es  sich 
dulden,  daß  in  Finnland  die  bloße  Erwähnung  der  Rechte 
Rußlands  als  eine  Rechtskränkung  angesehen  wird.  In  Finn- 
land hat  man,  sowohl  im  öffentlichen  Leben  wie  auch  in  der 
Presse,  die  Äußerung  getan,  die  finnländische  Frage  sei  in 
Rußland  von  den  finsteren  Mächten  der  Reaktion  ins  Leben 
gerufen  worden.  Man  hat  dies  getan,  um  bei  den  intelli- 
gentesten und  mehr  oder  weniger  liberalen  Kreisen  Unter- 
stützung zu  finden,  und  in  der  Hoffnung,  daß  sie  zur  Ver- 
teidigung Finnlands  und  seiner  Rechte  wider  den  herannahenden 
bureaukratischen  Gewittersturm  beitragen  werden.  Man  lauscht 
in  Finnland  den  Stimmen  derer ,  die  nicht  begreifen  wollen 
oder  nicht  begreifen  können,  daß  die  strenge  Gewalt,  welche 
die  Revolution  unterdrückt,  und  die  schöpferische  Kraft,  welche 
die  soziale  Ordnung  im  gesamten  Kaiserreich  wie  in  dessen 
einzelnen  Teilen  umzuformen  sucht,  lediglich  ein  und  dasselbe 
Ziel  haben:  die  Einführung  einer  vollkommenen  und  un- 
erschütterlichen gesetzlichen  Ordnung  im  gesamten  Bereiche 
Rußlands.  Ich  vermag,  meine  Herren,  nicht  zu  begreifen,  wie 
man  Argwohn  gegen  eine  Regierung  haben  kann,  die  den 
Willen  des  Monarchen  ausführt  und  die,  in  Übereinstimmung 
mit  den  Organen  der  Volksvertretung,  in  Rußland  eine  aus- 
schließlich auf  die  Gesetze  gegründete,  ungestörte  und  un- 
erschütterliche Ordnung  einzuführen  sucht.  Wie  kann  man 
sie  im  Verdacht  haben,  sie  wolle  bei  unseren  finnländischen 
Untertanen  eine  völlig  gleiche  Ordnung  zugrunde  richten?" 
„Man  übersieht  hierbei  einen  Umstand,  man  übersieht, 
daß  sich,  infolge  der  Einführung  einer  neuen  Ordnung  der 
Dinge  in  Rußland,  daselbst  die  Welle  einer  anderen  Reaktion 
erhoben   hat:   die  Reaktion   des  russischen  Patriotismus,   des 
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russischen  Ncationalbewußtseins.  Diese  Reaktion  faßt  jetzt  in 
den  verschiedenen  Klassen  der  bürgerHchen  Gesellschaft  festen 
Fuß.  Früher  besaß  die  Regierung  nur  die  Befugnis,  die  Be- 
sitzungen und  die  historischen  Rechte  des  souveränen  Rußland 
zu  verteidigen.  Dies  hat  sich  gegenwärtig  geändert.  Jetzt 
ist  der  Monarch  bestrebt,  das  zerstörte  Gebäude  des  russischen 
Nationalbewußtseins  wieder  aufzurichten.  Sie  aber,  meine 
Herren,  sind  die  vom  Volke  gewälilten  Vertreter  dieses  Be- 
wußtseins, und  Sie  können  sich  nicht  den  Pflichten  entziehen, 
die  Ihnen  in  Ilu-er  Eigenschaft  als  Vertreter  des  Volkes  ob- 
liegen. Nicht  umsonst  ist  russisches  Blut  geflossen;  nicht 
zwecklos  und  ohne  eine  liesondere  Absicht  hat  Feter  der 
Große  die  Souveränitätsrechte  Rußlands  an  den  Küsten  des 
Finnländischen  Meerbusens  befestigt.  Würden  wir  auf  jene 
Rechte  verzichten,  so  würde  solches  dem  Russischen  Reiche 
zu  unersetzlichem  Schaden  gereichen.  Würden  wir  ihrer  aber 
allmählich  infolge  nationaler  Schwäche  oder  infolge  politischer 
Kurzsichtigkeit  verlustig  gehen,  so  wäre  dies  dasselbe,  als 
wenn  wir  sie  durch  eine  unter  der  Maske  der  Scheinheiligkeit 
verborgene  Abtretung  verlieren.  Ein  ganzer  Schatz  moralischer 
und  intellektueller  russischer  Kraft  ist  auf  die  Klippen  und 
Gewässer  Finnlands  verwendet  worden.  Verzeihen  Sie  mir, 
wenn  ich  Ihnen  die  Vergangenheit  ins  Gedächtnis  zurückrufe; 
allein  auch  sie  darf  man  nicht  vergessen.  Nur  mit  einer  auf 
den  Binnengewässern  eines  Flusses  erbauten  Flotte,  mit  von 
ihm  selbst  gedriUten  Matrosen  und  ohne  Geld,  aber  mit  un- 
erschütterlichem Glauben  an  Rußland  und  an  dessen  Zukunft 
ging  Peter  der  Große  seinen  Weg.  Als  der  Wind  ungünstig 
war,  trug  er  auf  schwieligen  Händen,  mit  seinen  Matrosen, 
seine  Galeeren  quer  übers  Land  vom  Finnländischen  bis  zum 
Bottnischen  Meerbusen,  schlug  die  feindliche  Flotte,  eroberte 
Schiffsgeschwader  und  belohnte  Peter  Michailowitsch  —  den 
einfachen  Arbeiter ,    der  das  neue  Rußland  geschaffen  —  mit 
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„Soll,  meine  Herren,  diese  erobernde  und  geniale  Kraft 
unserer  Vorfahren  bloß  im  Gedächtnis  der  Marinekadetten 
fortleben,  die  an  der  Stelle,  wo  die  Schlacht  von  Hangö  statt- 
fand, ein  bescheidenes  Kreuz  aus  Sardavalagranit  errichteten? 
Sollten  nur  sie  jener  schöpferischen  Kraft  unserer  Vorfahren 
eingedenk  sein ,  einer  Kraft ,  die  nicht  nur  diese  zum  Siege 
führte,  sondern  die  auch  politische  Ziele  in  sich  schloß  ?  Sollte 
wirklich  Rußland  diese  Kraft  vergessen  haben?  Nein,  das 
Blut  jener  Helden  rollt  in  unsern  Adern.  Sie  sind  Fleisch 
von  ihrem  Fleische.  Nicht  viele  gibt  es  unter  Ihnen,  die  das 
Vaterland  verleugnen;  die  ungeheure  Mehrheit  unter  Ihnen 
weiß,  daß  die  Menschen  sich  zu  einer  Familie,  die  Familien 
zu  Stämmen,  die  Stämme  zu  Nationen  vereinigt  haben,  um 
ihren  Lebenszweck  zu  erfüllen  und  die  Menschheit  dem  Fort- 
schritt entgegenzuführen.  Soll  man  etwa  sagen,  wir  müßten 
damit  warten,  bis  der  zentrale  Teil  des  Kaiserreiches  erstarkt 
sei?  Ist  wirklich  die  Vorstellung  von  unseren  politischen 
Zielen  verblaßt,  und  zwar  gerade  im  Zentrum  unserer  Staats- 
idee, unseres  politischen  Bewußtseins?  Ja,  meine  Herren,  bis- 
weilen vergessen  Völker  ihre  nationale  Mission.  Aber  diese 
Völker  gehen  zugrunde  und  verwandeln  sich,  meine  Herren, 
in  jenen  Staub,  in  jenen  Dünger,  aus  dem  andere,  stärkere 
Nationen  hervorgehen,  indem  sie  ihm  ihren  Lebenssaft  ent- 
nehmen. Wir  verlangen,  meine  Herren,  indessen  von  Ihnen 
nicht  die  Unterdrückung  einer  schwächeren  Nationalität.  Nein, 
meine  Herren ,  die  Regierung  verlangt  lediglich  Ihre  mora- 
lische Unterstützung  bei  einer  Frage,  die  sie  für  gerecht  hält. 
Ich  bin ,  meine  Herren ,  davon  überzeugt ,  daß  Sie  die  vor- 
liegende Interpellation  ablehnen  werden.  In  Ihren  russischen 
Herzen  werden  Sie  diejenigen  Worte  finden ,  welche  die 
Regierung  zwingen  werden,  Ihnen  einen  Gesetzentwurf  vor- 
zulegen, der  das  Verfahren  bei  für  uns  und  für  Finnland  ge- 
meinsamen Fragen  festlegen  soll,  einen  Gesetzentwurf,  der 
die   Rechte   des    kleinen  Finnland  nicht  verletzen,    anderseits 
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aber  auch  das,  was  uns  noch  mehr  am  Herzen  liegt  und  uns 
am  teuersten  ist,  schützen  wird:  die  historischen  Rechte  des 
souveränen  Rußland". 

So  lautet  die  einschmeichelnde  Beweisführung  des  Herrn 
Stolypin  gegen  die  Autonomie  Finnlands. 

In  ihren,  in  der  nissisch-finnländischen  Kommission  ge- 
haltenen Reden  haben  sich  später  die  Herren  Deutrich  und 
Korewo  zu  Nachbetern  vorerwähnter  Beweisführung  gemacht, 
wobei  sie  auf  mehrere  Detailpunkte  ein  ganz  besonderes  Ge- 
wicht legten. 

Herr  Deutrich  äußerte  : 

„Bei  der  Bestätigung  der  schwedischen  Grundgesetze  für 
Finnland  hat  Kaiser  Alexander  I.  niemals,  in  keiner  Urkunde, 
angegeben ,  welche  schwedischen  Gesetze  er  auf  das  Groß- 
fürstentum ausgedehnt  wissen  wollte.  Es  ist  nun  aber  voll- 
kommen unbestreitbar,  daß  er  alle  schwedischen  »Grund- 
gesetze« nicht  bestätigen  konnte.  In  den  schwedischen  Ver- 
fassungsurkunden —  der  Regierungsform  von  1772  und  der 
Vereinigungs-  und  Sicherheitsakte  von  1789  — ,  welche  die 
Politiker  und  Juristen  Finnlands  jals  die  Grundlage  der  finn- 
ländischen  Verfassung  und  als,  ihrer  Beschaffenheit  nach,  zu 
den  finnländischen  Grundgesetzen  mitgehörend  betrachten, 
finden  sich  nämlich  Bestimmungen,  die  mit  der  russischen 
Regierungsform  im  Widerspruch  stehen.  So  soU  der  König 
von  Schweden  oder  sein  gegenwärtiger  Stellvertreter,  der 
Kaiser  von  Rußland,  beispielsweise  sich  zur  Augsburger  Kon- 
fession bekennen,  dem  Selbstherrschertum  für  immer  entsagen 
und  das  Staatsgebiet  nicht  ohne  Zustimmung  des  Landtages 
verlassen.  Der  russische  Selbstherrscher  konnte  offenbar  auf 
keine  dieser  Bedingungen  eingehen  und  ist  denn  auch  nicht 
darauf  eingegangen.  Was  die  »Grundgesetze«  und  die  »Landes- 
verfassung« betraf,  so  hätte  der  Eroberer  sie  nur  insoweit 
bestätigen    können,    als    sie    mit   der   Regierungsform    seines 
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eigenen  Reiches  nicht  im  Widerspruch  standen  und  Finnland  auf 
Grund  der  schwedischen  Gesetze  bereits  verliehen  worden  waren. 
In  den  Verfassungsurkunden  Schwedens  —  der  Regieriings- 
form  von  1772  und  der  Ver einiglings-  und  Sicherheitsakte 
von  1789  —  ist  Finnland  nun  aber  nicht  als  ein  mit  Schweden 
blofä  durch  das  Band  eines  gemeinsamen  Monarchen  ver- 
knüpfter besonderer  Staat,  sondern  als  eine  gewöhnliche,  von 
Stockholm  aus  regierte  und  an  den  Staatsemrichtungen  des 
Königreiches  Schweden  teilhabende  Provinz  angesehen  worden. 
In  den  soeben  angeführten  Urkunden  wird  Finnland  nicht  ein 
einziges  Mal  erwähnt.  Als  der  Kaiser  von  Rußland  die  »ur- 
sprünglichen Gesetze  des  Großfürstentums  oder,  der  Termino- 
logie der  Finnländer  zufolge,  dessen  »Grundgesetze«  bestätigte, 
hat  er  ihm  demnach  seine  Organisation  als  Provinz,  nicht  aber 
als  Staat  gewährleistet.  Zur  Gründung  eines  neuen  finn- 
ländischen  Staates,  an  Stelle  der  den  Schweden  abgenommenen 
finnländischen  Provinz,  genügte  die  Bestätigung  der  »ursprüng- 
lichen Gesetze«  Schwedens  oder  selbst  der  »Grundgesetze« 
Schwedens  keineswegs ;  zu  einem  solchen  Zwecke  wäre  es 
vielmehr  nötig  gewesen,  eine  konstituierende  Urkunde  zu  ver- 
öffentlichen, die  einen  neuen  Staat  Finnland  schuf.  Zu  einer 
derartigen  Urkunde  ist  es  jedoch  niemals  gekommen.  Der 
Kaiser  hat  sich  vielmehr  darauf  beschränkt,  der  Bevölkerung 
Finnlands  die  Beibehaltung  ihrer  »Grundgesetze«  bekannt- 
zugeben ;  nichts  weiter  1  Hieraus  erhellt  zur  völligen  Evidenz, 
daß  alle  von  den  finnländischen  Kommissionsmitgliedern  vor- 
gebrachten Schlußfolgerungen,  die  auf  einer  niemals  existiert 
habenden  Urkunde  betreffs  Gründung  Finnlands  als  eines  be- 
sonderen Staates  basieren,  nicht  als  richtig  und  überzeugend 
angesehen  werden  können  und  folglich  zurückgewiesen  werden 
müssen". 

„Ich  wäre  den  finnländischen  Kommissionsmitgliedern  sehr 
dankbar,  wenn  sie  sich  nicht  auf  eine  unbestimmte  Versicherung 
vom   Vorhandensein   dieser   Verfassung  beschränken   wollten, 
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sondern  mir  zeigen  würden ,  wo  sich  deren  Originaltext 
mit  der  Unterschrift  des  russischen  Monarchen  befindet.  Ich 
gebe  Ihnen  die  kategorische  Versicherung,  daß  eine  derartige 
Magna  Charta  nicht  existiert  und  auch  niemals  existiert  hat. 
Ich  weiß  nur,  daß  der  finnländische  Ministerstaatssekretär 
Graf  Rehbinder  im  Jahre  1819  einen  Verfassungsentwurf  für 
das  Großfürstentum  ausgearbeitet  hat,  und  daß  dieser  Entwurf 
von  ihm  sogar  Alexander  I.  vorgelegt  worden  ist.  Allein 
dieser  Versuch  Rehbinders  hat  keinen  Erfolg  gehabt.  Seine 
Arbeit  ist  nur  ein  Entwurf  geblieben,  der  keine  Folgen  hatte. 
Die  finnländischen  Mitglieder  fügen  noch  hinzu,  die  russischen 
Herrscher  hätten  bei  ihrer  Thronbesteigung,  jeder  für  sich, 
der  Reihe  nach  die  Verfassung  Finnlands  gewälu-leistet.  Das 
ist  unrichtig.  Die  russischen  Kaiser  haben,  als  sie  den  Thron 
ihrer  Väter  bestiegen,  in  ihrem  Manifest  den  Bewohnern 
Finnlands  diejenige  Autonomie  verheißen,  die  ihnen  von  ihren 
Vorgängern  verliehen  worden  war.  Man  hatte  aber  solcher- 
gestalt den  Bewohnern  des  Großfürstentums  lediglich  eine 
provinzielle  Autonomie  und  eine  lokale  Sondergesetzgebung 
verheißen ;  in  keinem  einzigen  Manifest  findet  sich  auch  nur 
eine  einzige  Anspielung  darauf,  daß  die  russischen  Selbst- 
herrscher sich  selber,  für  sich  oder  für  ihre  Nachfolger,  zur 
Aufrechterlialtung  der  Rechte  Finnlands  als  eines  Staates  ver- 
pflichtet hätten  ...  Es  ist  nicht  unsere  Aufgabe,  derartigen 
Träumereien  die  Form  einer  Realität  zu  verleihen.  Anderseits 
aber  müssen  wir  uns  ins  Gedächtnis  zurückrufen,  daß,  wenn 
im  Laufe  der  Geschichte  Staaten  gegründet  werden,  solches 
nicht  mit  Worten,  sondern  mittels  Blut  und  Eisen  geschieht". 

Ebenso  erklärte  Herr  Korewo  in  der  russisch-finnländischen 
Kommission : 

„Die  Einverleibung  Finnlands  stammt  nicht  aus  der  Zeit 
des  Borgäer  Landtages,  was  die  Finnländer  gern  glauben 
machen  wollen,  obwohl  doch  niemand  auf  den  Gedanken  ver- 
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fallen  kann,  daß  zwischen  dem  souveränen  Russischen  Reiche 
und  einer  zu  Verhandlungen  mit  auswärtigen  Mächten  un- 
fähigen schwedischen  Provinz,  deren  Truppen  sich  vor  und 
nach  der  Landtagssession  auf  dem  Schlachtfelde  schlugen,  ein 
Vertrag  zustande  kommen  könnte.  Die  kaiserliche  Proklamation 
von  1809,  welche  die  Finnländer,  dem  ausdrücklichen  Wort- 
laut des  russischen  Textes  zuwider,  in  der  schwedischen 
Fassung  mit  »Versicherung«  übersetzt  haben,  ist  lediglich  eine 
Wiederholung  des  am  5./17.  Juni  1808  von  Kaiser  Alexander  I. 
promulgierten  Manifestes  und  anderer  Edikte,  in  denen  die 
durch  jenes  Manifest  früher  bewilHgten  Rechte  bloß  »aufs 
neue«  bestätigt  und  bekräftigt  werden.  Wahr  ist  es,  daß  die 
schwedische  Übersetzung  liindern  würde,  jene  Schlußfolgerung 
zu  ziehen;  allein  weshalb  enthält  sie  nicht  die  Worte  »aufs 
neue«,  die  sich  im  russischen  Text  finden?  Die  einzigen 
rechtmäßigen  Urkunden,  welche  die  Besitznahme  Finnlands 
betreffen,  sind  die  Friedensverträge  zu  Nystad,  Abo  mid 
Fredrikshamn ;  die  Geschichte  weiß  nichts  von  den  Kon- 
ventionen zu  Borgä ,  [die  dem  Reiche  der  Sage  angehören. 
Als  einfache  schwedische  Provinz  war  Finnland,  trotz  den 
Versicherungen  unserer  Theoretiker,  nicht  fähig,  auf  dem 
Borgäer  Landtage  einen  Vertrag  abzuschließen,  welcher  (Pro- 
fessor Korkuno w,  den  wir  vermissen,  hat  es  bewiesen),  da  er 
dem  Abschluß  des  Friedens  von  Fredrikshamn  vorausgegangen 
war,  jeglicher  gesetzmäßigen  Autorität  entbehrte.  Ebenso  un- 
richtig ist  die  Behauptung,  daß  der  Kaiser  aller  Reußen  auf 
dem  Borgäer  Landtage  zum  Großfürsten  von  Finnland  prokla- 
miert worden  sei.  Um  sich  davon  zu  überzeugen,  wie  irrig 
diese  Auffassung  ist,  braucht  man  nur  das  Edikt  vom 
25.  Dezember  1808/6.  Januar  1809  durchzulesen,  in  dem  der 
Titel  Kaiser  derart  angeführt  wird,  daß  der  eines  Großfürsten 
sich  darin  mit  eingeschlossen  findet". 

„Die  Finnländer   reden   immerfort   von   einer  freiwilligen 
Vereinigung,    d.   h.    von    einer    (Personal-    oder    Real-)Union 
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zwischen  dem  nengebildeten  Staate  Finnland  und  dem 
Russischen  Reiche,  obwohl  der  Wortlaut  der  Edikte  unbarm- 
herzig dieses  politische  Hirngespinst  zerstört.  Die  erste 
öffentliche  Ankündigung  der  Landtagseinberufung  findet  man 
schon  am  18.  Februar/2.  März  1808  in  einer  Proklamation  des 
Grafen  Buxhöwdon,  der  von  ihr  als  einer  Provinzialinstitution, 
nicht  aber  als  einer  Staatsinstitution  spricht.  Die  Proklamation 
besagt  nämlich,  das  Groüfürstentum  solle  genau  ebenso  wie 
die  übrigen  auf  dem  Wege  der  Eroberung  gewonnenen  Pro- 
vinzen des  Russischen  Reiches  angesehen  werden,  die  unter 
dem  Zepter  der  russischen  Kaiser  die  Wohltaten  eines  glück- 
sehgen  Friedens ,  den  ungestörten  Besitz  ihrer  alten  Privi- 
legien ,  die  freie  Ausübung  ihrer  Religion  und  der  seit  un- 
vordenklichen Zeiten  bis  zum  gegenwärtigen  Tage  von  ihnen 
besessenen  Rechte  und  Freiheiten  usw.  usw.  genießen.  Der 
gleiche  Ausdruck  wird  im  Artikel  6  des  Friedensvertrages  zu 
Fredrikshamn  wiederholt.  In  der  Deklaration  vom  16./28.  März 
1808  wird  Finnland  als  eine  auf  ewig  mit  dem  Russischen 
Reiche  vereinigte  Provinz  beschrieben.  In  dem  Manifest  vom 
5./17.  Juni  werden  den  Finnländem  gleiche  Rechte  zugesichert 
wie  den  übrigen  Bewohnern  des  Kaiserreiches ,  und  es  wird 
ihnen  ein  feierliches  Versprechen  gegeben,  daß  die  vorhandenen 
Einrichtungen  und  die  Privilegien  des  Landes  vollkommen 
unversehrt  beibehalten  werden  sollen.  Allein  gleichzeitig  wird 
wiederholt,  daß  Finnland  auf  ewige  Zeit  dem  Kaiserreiche 
einverleibt  sei.  Alles  das  war  übrigens  für  die  Zeitgenossen  ein- 
leuchtend genug;  erklärte  sich  doch  der  Borgäer  Landtag  selber 
für  den  gesetzlichen  Umlauf  der  Rubelmünze  in  Finnland, 
damit  »Finnland  sich  hinsichtlich  seines  Münzsystems  nicht 
von  den  übrigen  Provinzen  Rußlands  unterscheide«.  Obwohl 
femer  der  französische  Text  der  Vorschriften  für  den 
Regierungskonseil  von  1809  in  seiner  Vorrede  den  Ausdruck 
»bien-etre  de  l'Etat«  enthält,  sprechen  anderseits  doch  die 
russischen   oder  finnländischen  Texte  von  dem  Gedeihen  des 
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»Landes«  oder  der  »Provinz«  (maakunta).  Ebenso  wäre  darauf 
hinzuweisen,  daß  der  Landtag  Finnlands  auf  schwedisch,  sogar 
heutzutage,  richtig  »Landtag«,  d.  h.  Provinzialtag  genannt  wird, 
obwohl  doch  der  finnländische  exakte  Ausdruck  »maapäivät«, 
der  vor  hundert  Jahren  angewandt  wurde,  gegenwärtig  durch 
das  Wort  »valtiopäivät«  ,  d.  h,  Parlament  oder  Reichstag, 
ersetzt  worden  ist.  Allein  durch  philologische  Kunststücke 
solcher  Art  kann  man  keine  Provinz  in  einen  Staat  verwandeln. 
Die  Einberufung  eines  Landtages ,  der  —  wie  man  sagen 
muß  —  keine  gesetzgebende  Gewalt,  sondern  einfach  das 
Recht  der  Begutachtung  (»simple  avis« :  so  schrieb  Speranskij) 
besitzt,  ist  also  ganz  und  gar  kein  Beweis  dafür,  daß  ein 
neuer  Staat  geschaffen  worden  sei.  Denn  der  Landtag  ist 
eine  Provinzialinstitution ,  deren  Einberufung  in  der  jüngst 
eroberten  Provinz  schon  in  der  Proklamation  des  Grafen 
Buxhöwden  verkündigt  worden  war", 

„Ganz  gewiß  bestreitet  niemand  unter  uns  zum  mindesten, 
daß  diese  Provinz,  dank  der  Hochherzigkeit  des  russischen 
Monarchen ,  eine  gewisse  Anzahl  von  Privilegien  erworben 
hat,  die  sie  von  den  übrigen  Gebieten  des  Kaiserreiches  unter- 
scheiden, obwohl  sie  in  jedem  Falle  jederzeit  von  dem  Be- 
lieben des  souveränen  Rußland  abhängig  sind.  Denn  Finn- 
land bleibt,  wie  es  das  stets  gewesen  ist,  eine  Provinz.  Diese 
Tatsache  wird  mit  vollkommener  Klarheit  im  Artikel  4  des 
Friedensvertrages  von  Fredrikshamn  zum  Ausdruck  gebracht, 
einem  Artikel ,  kraft  dessen  die  schwedische  Provinz  mit 
völligem  Eigentumsrecht  und  mit  voller  Souveränität  in  den 
Besitz  des  Russischen  Reiches,  nicht  aber  in  den  des  Kaisers 
persönlich  übergehen  sollte.  Der  Inhalt  dieses  Artikels  wird 
auch  in  dem  kaiserlichen  Reskript  vom  28.  Februar/12.  März 
1891  aufs  neue  wiederholt.  Zur  Verteidigung  ihrer  Theorie 
von  einem  Staate  Finnland  berufen  sich  nun  zwar  die  finn- 
ländischen  Juristen  immerfort  auf  folgende  Worte  Speranskijs 
in   seinem  Bericht   vom  Jahre  1811:    »Finnland   ist  ein  Staat 
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und  keine  Provinz«.  Allein  derselbe  Speranskij  erklärt  in 
einem  andern  Schriftstück,  daß  »les  revenus  de  ce  pays 
enrichissent  la  prorince  elle-meme«  *,  Ebenso  machen  die 
Finnländer  den  Umstand  geltend,  da&  in  dem  auf  die  Ver- 
einigung zwischen  Alt-  und  Neufinnland  bezüglichen  Manifest 
von  1811  die  Worte:  »Unserm  Reiche  einverleibt-  gestrichen 
worden  seien.  Allein  sie  erwähnen  nichts  von  der  Erklärung 
Speranskijs,  daß  das  Wort  »einverleibt«  als  unnötig  ausgelassen 
worden  sei.  »Es  kann«,  so  sagt  Speranskij,  »zu  falschen 
Auslegungen  Anlaß  geben ,  und  obwohl  der  Ausdruck ,  im 
Grunde  genommen,  richtig  ist,  darf  er  doch  nicht  angewendet 
werden,  denn  er  ist  unnötig«.  Graf  Armfeit  war  derselben 
Ansicht.  Als  er  Alexander  I.  dazu  beredete,  den  Wiborger 
Distrikt  von  Rußland  abzutrennen,  sclirieb  er  über  Alt-  und 
Neufinnland:  »Da  diese  beiden  Provinzen  gegenwärtig  zum 
Kaiserreiche  gehören  und  durch  eine  einzige  unteilbare 
Herrschergewalt  gewonnen  worden  sind«  —  ich  lenke  die 
Aufmerksamkeit  darauf,  daß  Armfeit  die  Unteilbarkeit  der 
Gewalt  in  dem  unteilbaren  Russischen  Reiche  bejaht  — ,  »ist 
gegenwärtig  kein  Grund  dafür  vorhanden ,  sie  inbezug  auf 
den  Namen,  das  Geschick  oder  die  Regierungsform  zu  trennen; 
da  es  sich  um  zwei  zu  verschiedenen  Zeiten  eroberte  Distrikte 
handelt ,  die  einstmals  eine  einzige  Provinz  waren ,  sind  es 
zwei  Distrikte,  die  gegenwärtig  eine  einzige  Provinz  werden 
müssen«.  Alexander  I.  konnte  den  Wiborger  Distrikt  nm" 
einer  eroberten  Provinz  einverleiben,  denn  er  hätte  diesen 
Distrikt  nicht  einem  anderen  Staate  einverleiben  können. 
Wenn  die  finnländischen  juristischen  Texte  häufig  von  einer 
»Vereinigung«  ^  Finnlands  mit  dem  Kaiserreiche  reden ,  so 
sprechen  die  entsprechenden  Texte  auf  der  anderen  Seite  von 
einer  »Einverleibung«,  so  z.  B.  das  auf  den  Senat  bezügliche 


1  Über    die    Bedeutung    des    Wortes    „province"    in    diesem    Zu- 
sammenhang vgl.  die  Fußnote  S.  73  (Anm.  d.  Übersetzers). 

2  Das  Original  hat  „Union"  (Anm.  d.  Übers.). 
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Manifest  vom  9,/21.  Februar  1816,  das  auf  das  Staatssekretariat 
bezügliche  Manifest  vom  17./29.  März  1826  oder  ferner  das 
Reskript  vom  28.  rebruar/12.  März  1891,  dessen  schw^edische 
Übersetzung  fehlerhaft  war  und  aus  diesem  Grunde  auf  Be- 
fehl des  Kaisers  noch  einmal  gedruckt  werden  mußte.  Es 
empfiehlt  sich,  darauf  hinzuweisen,  daß,  solange  die  Ein- 
verleibung des  Landes  in  das  Russische  Reich  noch  in  der 
Erinnerung  der  Leute  war,  das  dem  russischen  Ausdruck  ent- 
sprechende Wort  für  »Einverleibung«  im  Schwedischen  richtig 
übersetzt  wurde.  Eine  ganze  Reihe  von  Beschlüssen  redet 
von  Finnland  als  einer  Provinz ,  so  beispielsweise  die  Ver- 
ordnungen vom  5./1 7.  November  1811,  vom  20.Juni/2.  Juli  und 

21.  Juni/S.  JuH  1816,   vom  9./21.  Oktober  1827  usw Es 

dürfte  daher  wohl  unnötig  sein,  noch  andere  Urkunden  auf- 
zuführen, in  denen  Finnland  als  eine  dem  Kaiserreiche  ein- 
verleibte Provinz  bezeichnet  wird.  Dagegen  ist  es  von  Inter- 
esse ,  daß  den  Titeln  der  wichtigsten  Landesinstitutionen  — 
Kanzlei,  Senat,  Appellationsgericht,  militärisches  Obertribunal, 
Universität  usw.  ...  —  das  Wort  »Kaiserlich«  vorangeht. 
Wenn  in  den  russischen  Reichsgrundgesetzen  die  mit  dem 
Kaiserreich  unzertrennlich  verbundenen  Throne  des  Königreiches 
Polen  und  des  Großfürstentums  Finnland  erwähnt  werden, 
hat  man  diese  Unzertrennlichkeit  als  Einheitlichkeit  auf- 
zufassen. Außerdem  ist  darauf  hinzuweisen,  daß  dieser  Aus- 
druck im  Art.  26  der  russischen  Reichsgrundgesetze  sich  einzig 
in  der  Urkunde  von  1823  vorfindet.  Alle  anderen  Staats- 
dokumente, einschließlich  des  Thronbesteigungsmanifestes  des 
regierenden  Kaisers,  reden  von  einem  einzigen  Throne  des 
Kaiserreiches,  sowie  anderseits  von  dem  Königreich  Polen  und 
dem  Großfürstentum  Finnland  als  von  unzertrennHchen  Teilen 
dieses  Reiches.  Ebenso  wird  es  in  den  finnländischen  Ge- 
setzen klar  hingestellt,  daß  der  Thron  in  Helsingfors,  der  aus 
Moskau  mitgebracht  worden,  ein  kaiserlicher  Thron  sei.  Finn- 
land gehört  also  dem  Russischen  Reiche  mit  vollem  Eigentums- 
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recht  und  mit  voller  Souveränität.  Es  ist  ein  Ding  der  Un- 
möglichkeit, auch  nur  eine  einzige  von  der  russischen  Regierung 
erlassene  Verordnung  anzuführen,  durch  welche  die  ein- 
verleibten schwedischen  Provinzen  in  einen  Staat  umgewandelt 
worden  wären.  Die  von  den  Finnländern  angeführten  Stellen 
in  Gesetzestexten ,  offiziellen  Urkunden  oder  gar  vorläufigen 
Entwürfen  sind  aus  ihrem  Zusammenhange  herausgerissen  und 
haben  nicht  den  Sinn,  den  sie  damit  verbinden,  und  können 
sich  nicht  an  Bedeutung  mit  einer  Urkunde  wie  dem  Friedens- 
vertrage von  Fredrikshamn  messen,  durch  den  Finnland  end- 
gültig in  den  vollkommenen  Besitz  Rußlands  übergegangen 
ist  und  der  —  aus  einer  bestimmten  Zahl  von  Gründen,  denen 
■wir  schon  früher  begegnet  sind  —  die  Grundlage  für  alles 
übrige  bildet.  Auch  wenn  Alexander  I.  am  Schlüsse  des 
Borgäer  Landtages  erklärt  hat ,  daß  das  finnländische  Volk 
fortan  zum  Range  der  Nationen  erhoben  und  unter  der  Herr- 
schaft seiner  Gesetze  frei  im  Innern  sei,  so  ist  es  doch  un- 
möglich, diesen  Worten  einen  anderen  Sinn  unterzulegen,  als 
denjenigen,  den  der  Kaiser  seilet  ihnen  in  folgenden  Sätzen 
gegeben:  »Die  Bewohner  des  neueinverleibten  Finnland  haben 
gegenwärtig  und  auf  immer  einen  Platz  unter  denjenigen 
Völkern  eingenommen,  die  dem  russischen  Zepter  Untertan 
sind  und  das  unteilbare  Kaiserreich  bilden«". 

„Selbst  wenn  man  Finnland  als  einen  Staat  betrachten 
vvürde,  so  wäre  es  dennoch  ein  abhängiger  Staat,  nicht 
aber  ein  souveräner  Staat  .  .  .  Jellinek  (Allgerueme  Staats- 
lehre, S.  641)  betrachtet  Rußland  als  einen  einzigen  Staat 
und  beschreibt  Finnland  als  eine  russische  Pro\4nz ,  sogar 
vom  konstitutionellen  Standpunkte  aus.  Dem  Zeugnis  des 
finnländischen  Gelehrten  R.  Erich  zufolge  vertreten  so 
berühmte  Fachmänner  wie  die  französischen  Juristen 
Bonfils  und  Despagnet  die  Auffassung,  kraft  des  Mani- 
festes vom  3,/ 15.  Februar  1899  sei  die  konstitutionelle 
Stellung    Finnlands     im    Russischen    Reiche    eine    derartige, 
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daß     sie     gegenwärtig     von     dem     Belieben     Rußlands     ab- 
hänge". 

Was  die  russischen  Grundgesetze  von  1906  betrifft,  so 
haben  diese,  nach  der  Ansicht  der  Herren  Deutrich  und 
Korewo,  der  These  von  der  Autonomie  Finnlands  den  Gnaden- 
stoß gegeben. 

Herr  Deutrich  erklärt: 

„Bei  dieser  These  [der  finnländischen  These]  bringt 
Artikel  2  der  russischen  Grundgesetze  von  1906  nicht  mehr 
die  Stellung  Finnlands  im  Russischen  Reiche  zum  Aus- 
druck .  .  .  Kraft  des  Artikels  2  ist  das  Großfürstentum  Finn- 
land ein  unzertrennlicher  Teil  des  Russischen  Reiches.  Nach 
Artikel  86  darf  kein  neues  Gesetz  ohne  die  Genehmigung  des 
Reichsrates  und  der  Reichsduma  erlassen  werden.  Auf  Grund 
von  Artikel  85  haben  die  Gesetze  für  alle,  Russen  oder  Aus- 
länder, im  gesamten  Gebiet  des  Kaiserreiches  rechtsverbind- 
liche Kraft.  Finnland  ist  ein  Teil  des  Kaiserreiches,  und  die 
Finnländer  sind  russische  Untertanen,  die  sich  im  Russischen 
Reiche  aufhalten.  Folglich  erstrecken  sich  alle  auf  Grund 
des  Artikels  86  erlassenen  Gesetze  laut  Artikel  85  auch  auf 
Finnland". 

Herr  Korewo  vdederum  entwickelt  mit  starkem  Nach- 
druck folgende  Beweisgründe : 

„Rußland  hat  seine  Grundgesetze,  auf  die  es  Rücksicht 
zu  nehmen  gezwungen  ist.  Artikel  1  dieser  Gesetze  lautet : 
»Das  Kaiserreich  Rußland  ist  ungeteilt  und  unteilbar« ;  ferner 
Artikel  2:  »Das  Großfürtentum  Finnland,  das  einen  untrenn- 
baren Teil  des  Kaiserreiches  Rußland  bildet,  wird  in  seinen 
inneren  Angelegenheiten  durch  besondere  Institutionen  regiert, 
die  auf  einer  besonderen  Gesetzgebung  basieren«.  Diese 
beiden  Artikel  sind  das  Alpha  und  Omega  der  Beziehungen 
zwischen   der  russischen   und   der  finnländischen  Verfassung. 
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Aus  ihren  ungewöhnlich  kh^ren  Ausdrücken  erhellt  nun  aber 
unstreitig,  daß  die  russische  Regierung  berechtigt  ist,  1°  dafür 
zu  sorgen,  daß  das  Kaiserreich  ungeteilt  und  unteilbar  bleibt, 
und  2°  einem  Teile  des  Kaiserreiches  inbezug  auf  die  inneren 
Angelegenheiten  ein  Selfgoventment  zu  verleihen.  Da  nun 
indessen  jedes  Recht  auch  eine  Pflicht  mit  sich  bringt,  ist  die 
russische  Regierung  zur  Nutzanwendung  dieser  beiden  Grund- 
gesetze nicht  nur  berechtigt,  sondern  auch  verpflichtet.  Fast 
achtzig  Jahre  lang  hat  Rußland,  insoweit  es  sich  um  Finnland 
handelt,  den  zweiten  Teil  jenes  Programms  zur  Ausführung 
gebracht,  ohne  den  ersten  Teil  zu  berücksichtigen.  Diese 
Art  und  Weise,  das  betreffende  Problem  zu  lösen,  war  viel- 
leicht ein  Fehler  vonseiten  Rußlands,  vielleicht  auch  das 
Ergebnis  einer  poHtischen  Notwendigkeit.  Es  ist  das  ein 
Punkt,  über  den  eines  Tages  die  Geschichte  entscheiden  wird. 
Allein  er  ist  ohne  direkte  Einwirkung  auf  die  uns  hier  be- 
schäftigende Frage  und  ohne  Einfluß  auf  die  Rechte  des 
Kaiserreiches  Rußland,  Rechte,  die  es  jederzeit  besessen  hat 
und  die  im  Artikel  2  der  russischen  Reichsgrimdgesetze  be- 
kräftigt werden.  Infolgedessen  kann  dieser  Punkt  nicht  die 
ausschließliche  Befugnis  Rußlands  einschränken,  die  politische 
Stellung  Finnlands  als  die  eines  unzertrennlichen  Teiles  des 
Kaiserreiches  Rußland  zu  bestimmen.  Nicht  der  finnländischen 
Gesetzgebung  kommt  es  zu,  den  Geltungsbereich  für  die  Be- 
fugnisse des  Kaiserreiches  festzusetzen;  sondern  im  Gegenteil 
ist  es  Sache  der  Gesetzgebung  Rußlands,  als  eines  souveränen 
Staates,  den  Wirkungskreis  der  Sonderinstitutionen  Finnlands 
zu  bestimmen ,  wie  Graf  S.  I.  von  Witte  solches  in  seinem 
Briefe  vom  14.  Januar  1901  an  Herrn  v.  Plehwe  sehr  treffend 
dargelegt  hat.  Der  Artikel ,  in  dem  festgesetzt  wird ,  daß 
Finnland  einen  unzertrennlichen  Teil  des  Kaiserreiches  bildet, 
ist  von  ganz  besonderer  Wichtigkeit,  und  ich  lege  auf  ihn 
starken  Nachdruck.  Die  Kaiserlich  russische  Regierung  ist 
niemals   —   weder  jetzt   noch   früher  —   imstande    gewesen. 


—     64     — 

kraft   Artikel  2    der   Grundgesetze   Finnland   eine  Autonomie 
zu  verleihen,  die  mit  der  Formel :   »das  einen  unzertrennlichen 
Teil  des  Kaiserreiches  Rußland  bildet«,  im  Widerspruch  steht 
oder    die   der   im   Artikel   1    derselben   Gesetze   aufgestellten 
Doktrin   widerstreitet,   daß  das  Kaiserreich  Rußland  eine  un- 
teilbare Einheit  sei.    Auf  dieser  Basis,  und  zwar  auf  ihr  allein, 
ist  die  Errichtung  des  juristischen  Baues  möglich  und  zulässig, 
der   die   russisch-finiiländischen   Beziehungen  genau   festlegen 
oder,  genauer  gesprochen,  die  Stellung  Finnlands  in  dem  un- 
teilbaren Kaiserreiche   Rußland   bestimmen   soll.     Jetzt   aber, 
wo  Rußland,    unter  dem  Drucke  der  historischen  Notwendig- 
keit, endlich  den  ersten  Teil  des  oben  erwähnten  politischen 
Programms   zu    entwickeln   beginnt,   wird  ein  Versuch  unter- 
nommen,  uns   gleich   ohne   weiteres   zu   überzeugen,    daß  es 
hierzu   nicht   imstande  sei.     Und  weshalb  denn  nicht?     Weü 
Rußland,    so   sagt   man,   solchergestalt   die  Grundgesetze  des 
Großfürstentums  Finnland  verletzen  würde.    Nun  ist  aber  doch 
der  Antrag   des  Herrn  Mechelin,  daß  Finnland  ausschließlich 
kraft   seiner  Grundgesetze  regiert  werden  solle,    dazumal  bei 
der  Ausarbeitung   des  Entwurfes   zu   den   russischen  Reichs- 
grundgesetzen abgelehnt  worden  .  .  .     Man  sagt  uns,    daß  die 
allgemeine  Reichsgesetzgebung  die  Gesetze  Finnlands  verletze. 
Wohl  möglich!     Allein  die  allgemeine  Reichsgesetzgebung  ist 
nichtsdestoweniger   notwendig.     Ein  Ausdruck    wie  der:    »die 
Grundgesetze  Finnlands   verletzen«    ist   übrigens   an   und   für 
sich    sinnlos  .  .  .      Ein    Reichsgesetz    kann   eine    Provinzial- 
verfassung    nicht    verletzen,    und   zwar   aus   dem   einfachen 
Grunde,  weil  diese  letztere  ein  integrierender  Bestandteil  des 
ersteren  ist;    es  kann  sie  verändern,    aber  das  schheßt  keine 
Verletzung    in    sich.      Im    Mai    des    letzten    Jahres    hat    der 
deutsche   Reichstag    ein   Gesetz    angenommen,    das   für  ganz 
Deutschland   dieselben  Regeln  inbezug   auf   das  Vereins-   und 
Koalitionsrecht  aufstellt.    Als  dieses  Gesetz  promulgiert  vmrde, 
traten      fünfundzwanzig      Grundgesetze      in     fünfundzwanzig 
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deutschen  Staaten  außer  Kraft.  Hat  dieses  Gesetz  denn  wirk- 
lich fünfundzwanzig  Verfassungen  verletzt?  Es  ist  gerecht- 
fertigt, die  Phraseologie  der  Gesetze  zu  berücksichtigen;  aber 
man  darf  daraus  keinen  Fetisch  machen.  Wir  müssen  sie 
verstehen  und  das ,  was  in  ilir  von  Bedeutung  ist ,  verwirk- 
lichen ,  aber  wir  dürfen  ilu-  nie  und  nimmer  gestatten ,  bei 
uns  die  Rolle  eines  Schreckgespenstes  zu  spielen.  Ein  von 
einer  souveränen  gesetzgebenden  Gewalt  verfügtes  Gesetz  kann 
ein  anders  geartetes  und  von  einer  anderen  gesetzgebenden 
Gewalt  verfügtes  Gesetz  nicht  verletzen,  wenn  diese  letztere 
nicht  selber  souverän ,  sondern ,  nach  einer  allgemeinen  Be- 
stimmung der  Grundgesetze ,  der  ersteren  unterworfen  ist. 
Von  solcher  Beschaffenheit  sind  aber  gerade  die  Beziehungen 
zwischen  der  russischen  und  der  finnländischen  Gesetzgebung. 
Der  ersteren  steht  es  zu,  den  Prinzipien  der  Einheit  und  Un- 
teilbarkeit des  Russischen  Reiches  in  M^rksamer  Form  Aus- 
druck zu  verleihen.  Es  ist  zugleich  das  Recht  wie  die  Pflicht 
der  Kaiserlichen  Gesetzgebung ,  Gesetze  zu  formulieren ,  um 
klarer  und  deutlicher  hervorzuheben,  daß  das  Großfürstentuni 
in  der  Tat  einen  3>  unzertrennlichen  Bestandteil  Rußlands 
bildet«,  und  sie  kann  solches  in  der  Weise  tun,  daß  sie,  zum 
Zwecke  einer  allgemeinen  Reichsgesetzgebung,  ganz  allein  und 
unabhängig  von  dem  anderen  Bestandteil  ein  Verfahren  aus- 
arbeitet. Diese  Reichsgesetzgebung  aber  wird  durch  das  Vor- 
handensein eines  gesetzgeberischen  Mechanismus  des  Kaiser- 
reiches erleichtert ,  der  gleichzeitig  berechtigt  ist ,  allgemeine 
Reichsgesetze  zu  erlassen  sowie  das  auf  das  Zustandekommen 
dieser  Gesetze  bezügliche  Verfahren  vorzuschreiben  und  ab- 
zuändern. Die  russischen  Reichsgrundgesetze  von  1906  be- 
schränken unter  allen  Umständen  die  besondere  Gesetzgebung 
Finnlands  auf  die  inneren  Angelegenheiten  des  Großfürsten- 
tums (vgl.  Art.  2)  und  schreiben  gleichzeitig  für  alle  Teile  des 
Kaiserreiches,  ohne  Finnland  davon  auszunehmen,  ein  einziges 

und   für   alle   anderen   Fragen   gleichförmiges   Gesetzgebungs- 
Finnland  und  Rußland.  5 
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verfahren  vor:  die  Gesetzgebung  durch  die  Reichsduma  und 
den  Reichsrut  (vgl.  Art.  7  und  Art.  86).  Auf  Grund  dieser 
Artikel  hat  der  [russische]  Ministerrat  in  einer  besonderen 
Eingabe  vom  20.  Juni/ 3.  Juli  1907,  betreffend  den  Entwurf 
zu  einem  neuen  Gesetze  über  den  Erwerb  des  finnländischen 
Staatsbürgerrechtes  durch  Russen,  sich  dafür  entschieden,  diese 
Vorlage  den  gesetzgebenden  Institutionen  des  Kaiserreiches 
zur  Behandlung  zu  übergeben ,  und  dieser  Entschluß  ist  am 
19.  August/ 1.  September  1907  von  Seiner  Kaiserlichen  Majestät 
gutgeheißen  worden ,  indem  Er  auf  die  Denkschrift  Höchst- 
eigenhändig die  Worte:  »von  Mir  genehmigt«  sclirieb.  Wir 
besitzen  mithin  schon  jetzt  den  erforderlichen  Mechanismus 
zur  Schaffung  der  allgemeinen  Reichsgesetze  und  folglich  auch 
zur  Vervollkommnung  des  Reichsgesetzgebungsverfahrens. 
Zweifellos  gibt  es  gewisse  Mängel  in  diesem  Mechanismus. 
So  enthält  beispielsw^eise ,  ohne  Rücksicht  auf  das  Manifest 
vom  6./19.  August  1905,  das  Reichsparlament  keinen  Vertreter 
aus  dem  finnländischen  Territorium.  Indessen  läßt  sich  diese 
Lücke  leicht  ausfüllen,  und  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß 
die  Einführung  der  Vertreter  Finnlands  diese  gemeinsame 
Gesetzgebung  wirksam  machen  wird.  Deutschland  hat  den  Ver- 
tretern Elsaß-Lothringens  Zutritt  zum  Reichstage  gewährt, 
sobald  die  Kaiserliche  Gesetzgebung  auf  diesen  Bestandteil 
des  Kaiserreiches  ausgedehnt  wurde  ...  Es  ist  sehr  wohl 
möglich,  daß  das  eine  oder  andere  finnländische  Gesetz  — 
meinetwegen  auch  ein  Grundgesetz ,  eine  vom  Landtage  be- 
schlossene Maßregel  oder  das  Gebot  einer  Verwaltungs- 
behörde —  sich  mit  diesem  Gesetzgebungsverfahren  oder  mit 
einem,  diesem  Verfahren  zufolge  erlassenen  Gesetze,  sich  in 
Widerspruch  befindet.  Allein  dieser  Widerspruch  ist  rein 
formeller  Art;  in  Wirklichkeit  hört  ein  lokales  Gesetz  zu 
existieren  auf,  wenn  es  einem  neuen  Reichsgesetz  wider- 
streitet. Denn  ein  Bestandteil  der  allgemeinen  Gesetzgebung 
kann  mit  einer  Sondergesetzgebung  überhaupt  nicht  in  Konflikt 
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geraten.  Die  Ausdrücke  »Verletzung  der  finnländischen  Ver- 
fassung« ,  3- Verletzung  des  finnländischen  Gesetzes« ,  »Ver- 
letzung der  Autonomie  Finnlands«  sind  demnach  sämtlich  auf 
die  Akte  der  Reichsgesetzgebung  gar  nicht  anwendV)ar.  Privat- 
personen können  ein  Gesetz  Finnlands  übertreten,  die  gesetz- 
gebende Gewalt  des  Kaiserreiches  kann  es  aber  nicht.  Ohne 
jemals  jenes  Gesetz  zu  übertreten,  kann  Rußland,  als  souveränes 
Reich,  es  abändern  und  muß  solches  erforderHchenfalls  auch 
tun." 


3.   Meinungsaustausch. 

Welchen  Wert  haben,  vom  historischen  Gesichtspunkt  aus 
betrachtet,  diese  beiden  Thesen?  Ist  die  Behauptung  der 
Herren  Stolypin  und  Korewo  wahr,  daß  die  Existenz  Finnlands 
mit  einem  eigenen  Rechte,  das  sich  Rußland  entgegenstellen 
läßt,  nur  eine  »Einbildung«  der  Finnländer  und  eine  «Sage« 
ist,  welche  sie  nach  Einberufung  des  ersten  Landtages  im 
Jahre  1863  erfunden  haben,  um  die  gesetzgebende  Befugnis 
der  künftigen  Landtage  auszudehnen  und  zu  befestigen?  Lst 
diese  Existenz  in  der  Tat  ein  »durch  Vernunftgründe  schwer 
zu  widerlegendes«  »Dogma«  ,  worunter  man  stillschweigend 
versteht,  daß  das  finnländische  Recht  sich  durch  Gründe  der 
eben  genannten  Art  nicht  beweisen  läßt?  Ist  sie  wirklich  nur 
ein  post  festum  entdecktes,  nicht  aber  mit  der  Entstehung 
Finnlands  selbst  gleichzeitiges  Prinzip?  Ist  es  vollkommen 
richtig,  daß  »man  Alexander  I.  in  sehr  großes  Erstaunen  ver- 
setzt hätte ,  wenn  man  ihm  gesagt  haben  würde ,  er  habe 
Finnland  in  einen  Staat  verw^andelt«  ?  Es  hieße  gegen  die 
Wahrheit  sündigen ,  woUte  man  auch  nur  einen  einzigen 
Augenbhck  sich  bei  dieser  Vorstellung  aufhalten.  Wenn  es 
wahr  ist,  daß  die  Finnländer  sich  seit  1863  immer  mehr  ihrer 
Rechte  bewußt  geworden  sind ,  und  daß  sie ,  vermöge  eines 
immer  gründlicheren  Studiums  der  Stellung  Finnlands,   diese 
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immer  gründlicher  durchschaut  und  begriffen  haben,  so  ist 
dies  gerade  ein  Beweis  dafür,  daß  Finnland  seines  Rechtes 
würdig  war  und  seine  Autonomie  verdiente.  Es  ist  eine 
charakteristische  Tatsache,  daß  eine  derartige  Nation,  die  doch 
niemals  eine  internationale  Existenz  besessen  hat,  ein  so  tiefes 
Bewußtsein  ihrer  nationalen  Existenz  haben  kann,  und  daß 
dieses  Bewußtsein  von  allen  ohne  Ausnahme  geteilt  und  mit 
Gründen  belegt  wird.  Den  Beobachtungen  des  Herrn  Stolypin 
zufolge  hat  eine  durchdringende  Geistesbildung,  von  der 
Alexander- Universität  bis  zu  den  öffentlichen  Schulen  hinunter, 
das  ins  Leben  gerufen,  was  er  das  »Dogma«  der  finnländischen 
Autonomie  nennt.  Ist  die  Tatsache,  daß  eine  derartige  Idee 
in  derartigen  Kreisen  außerordentlich  festen  Fuß  gefaßt  hat, 
nicht  ein  Anzeichen  dafür,  daß  sie  auf  anderen  Fundamenten 
als  auf  bloßer  Vertrauensseligkeit  oder  Dichtung  beruht?  Die 
Wissenschaft  ist  den  Dogmen  kaum  förderlich.  Eine  politische 
Glaubenslehre ,  die  von  der  Schule  ausgeht ,  muß  theoretisch 
begründet  werden.  Als  die  finnländische  Wissenschaft  sich 
der  Prüfung  der  Beziehungen  Finnlands  zu  Rußlands  zu- 
wendete, brauchte  sie  nicht  zu  dem  Glaubensbekenntnis  zu 
greifen ,  das  ihr  Herr  Stolypin  zuschreibt.  Sie  brauchte  nur 
Urkunden  durchzulesen  und  sie  zu  erläutern.  Sie  wartete 
damit  nicht  bis  zum  Jahre  1863,  denn  schon  1842  hatte  der 
finnländische  Professor  Nordström  Finnland  als  einen  Staat 
anerkannt,  der  sich  ex  unione  civüaUmi  unter  der  Ober- 
hoheit Rußlands  befand  ^.  Sie  hatte  ferner  nicht ,  wie  Herr 
Stolypin  ihr  zuschreibt ,  die  Ehre ,  dies  erfunden  zu  haben, 
denn  schon  1834  war  ihr  der  französische  Staatsrechtslehre! 
Angelot  in  seiner  >ySommaire  des  Ugislations  des  Etats  du 
Nordii  auf  diesem  Wege  vorangegangen ,  den  später  der 
deutsche  Historiker  Treitschke  seinerseits  gleichfalls  betreten 
sollte.     Die  Autonomie   ist   nicht   nur   ein  Produkt  der  »finn- 


1  Über   die  juristische  ►Stellung  Finnlands  in  dieser  Hinsicht  vgl, 
weiter  unten.     (Anm,  d.  Verf.) 
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ländischen  Einbildungskraft« ,  sondern  auch  der  »russisclien 
Einbildungskraft« ,  denn  die  These  von  der  finnländischen 
Autonomie  zählte  —  und  zählt  noch  heute  —  innerhalb  der 
russischen  Wissenschaft  sehr  berühmte  und  zahlreiche  Ver- 
treter: so  Tschitscherin  in  Moskau  ( >^Die  Natmtalvertrehmga, 
1.  Aufl.  1866,  neue  Aufl.  1899),  Gradowskij  in  St.  Petersburg 
{Ti>Die  Grundlagen  des  russischen  Verfassungsrechts<i,  1875), 
Sergej e witsch  in  St.  Petersburg  (»  Vorlesungen  und  Unter- 
suchungen sur  Geschichte  des  russischen  Rechtest.,  1883), 
Romano  witsch- Slawatinskij  in  Kiew  {y>Systern  des  russischen 
öffentlichen  Rechts v.  ^  1886),  Iwanowskij  in  Kasan  {y>Das 
öffentliche  Rechte,  1898),  Engelmann  in  Dorpat  (Marquardsens 
T>Hcindhuch<i.  usw.  IV,  1,  2,  p.  11  f.  u.  20),  Kokoschkin  in 
Moskau.  Es  liegt  kein  Grund  vor,  sich  hierüber  zu  wundern. 
Sind  doch  eine  größere  Zahl  von  Russen  wie  auch  eine  grolse 
Zahl  von  Russenfreunden  der  Ansicht,  daß  Rußland,  wenn  es 
das  Recht  Finnlands  anerkennt,  das  »Ruhekissen  St.  Peters- 
burgs« nicht  nur  nicht  gefährden,  sondern  dasselbe  im  Gegen- 
teil sich  auf  eine  um  so  festere  Art  und  Weise  sichern  wird, 
je  herzlicher  es  einerseits  und  je  vertrauensvoller  es  ander- 
seits auftritt.  Und  nicht  genug  hiermit!  Die  Empfindung 
dieser  Russen  und  dieser  Russenfreunde  ist  jederzeit  auch 
die  Empfindung  der  Zaren  gewesen.  Geht  man  bis  auf  die 
Geschichte  zurück  —  jene  Geschichte,  auf  die  Herr  Stolypin 
am  Schlüsse  seiner  Rede  vom  18.  Mai  in  so  pathetischer 
Weise  anspielte,  indem  er  die  Manen  der  Matrosen  Peters 
des  Großen  im  Finnländischen  Meerbusen  heraufbeschwor  — , 
so  ergibt  sich,  daß  nicht  die  finnländische  »Einbildungskraft«, 
sondern  Elisabeth ,  die  Tochter  Peters  des  Großen ,  es  war, 
die  als  erste,  durch  ein  Manifest  Finnland  das  Anerbieten 
machte ,  es  als  einen  unaVjhängigen  Staat  anzuerkennen. 
Katharina  IL  ferner  war  es,  die  eigenhändig  die  Denkschrift 
eines  finnländischen  Offiziers,  namens  Sprengtporten ,  ge- 
nehmigte,  die   den   Vorschlag   enthielt,  Finnland  unabhängig 
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zu  machen ,  und  der  russische  Staatsrat  war  es ,  der  zwei 
Jahre  später,  beim  Beginn  eines  neuen  Krieges  mit  Schweden, 
den  Wortlaut  eines  Manifestes  ausarbeitete,  in  welchem 
Katharina  II.  den  Finnländern  die  Unabhängigkeit  anbot,  sie 
zur  Einberufung  ihres  eigenen  Landtages  aufforderte,  um  diese 
Unabhängigkeit  zu  verkündigen  und  ihnen  ihre  Unterstützung 
verhieß.  Es  waren  das  bloße  Projekte,  die  von  keinen  Folgen 
begleitet  waren.  Aber  die  Vorstellung,  daß  Finnland  einen 
von  Schweden  und  von  Rußland  getrennten  Staat  bilden 
müsse ,  faßte  in  den  politischen  Traditionen  Rußlands  immer 
tiefere  Wurzel.  Am  1.  Januar  1808  riet  Sprengtporten  dem 
Zaren ,  sofort  bei  der  Eröffnung  der  Feindseligkeiten  die  Un- 
abhängigkeit Finnlands  zu  proklamieren  und  ihm  die  Provinz 
Wiborg  zurückzugeben,  während  ein  finnländischer  Emigrant, 
namens  Klick,  vorschlug,  daraus  nur  eine  einzige  russische 
Provinz  zu  machen ,  deren  Bewohner  gewisse  Rechte  und 
Privilegien  allein  aus  kaiserlicher  Gnade  besitzen  sollten. 
Bei  der  Wahl  zwischen  diesen  beiden  Systemen  trug  dasjenige 
Klicks  für  einen  Augenblick  den  Sieg  davon.  Während 
Sprengtporten  sich  bei  der  Armee  befand,  verdrängte  ihn 
Klick  bei  dem  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten; 
unter  seinem  Einflüsse  notifizierte  der  Zar  am  16./28.  März 
1808  den  europäischen  Mächten  seinen  Willen,  Finnland  „als 
eine  von  seinen  Truppen  eroberte  Provinz"  anzusehen,  „die 
er  seinem  Reiche  einverleibe "  -  Allein  die  Erfolge .  des  finn- 
ländischen  Heeres  in  verschiedenen  Teilen  des  Laades ,  das 
warnende  Beispiel  des  durch  die  Einverleibung  zugrunde  ge- 
richteten Gouvernements  Wiborg,  sowie  schließlich  die  Rück- 
kehr und  der  Einfluß  Sprengtportens  verhalfen  der  entgegen- 
gesetzten Auffassung  zum  Siege.  Am  5./17.  Juni  verkündigte 
der  Zar,  daß  die  Landesgesetze  beibehalten  werden  sollten. 
Am  20.  Januar/l.  Februar  1809  berief  er  den  Landtag  nach 
Borgä.  Während  er  in  dem  ersten  Manifest  vom  5./17.  Juni  nm- 
den  Titel  „Kaiser  und  Selbstherrscher  aller  Reußen"  annahm, 
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nannt»'  er  sich  in  diesem  neuen  Manifest  vom  20.  Januar 
1.  Februar  1809  „Kaiser  und  Selbstherrscher  aller  Reußen, 
Großfürst  von  Finnland"  und  maciito  auf  solche  Weise 
sichtbar,  daß  er  im  Juni  1808  Finnland  als  nur  privilegiert, 
im  Jalu-e  1809  aber  als  schlechtweg  autonom  betrachtete:  Am 
15./27.  März  1809  begab  er  sich  in  eigener  Person  nach 
Borgä,  um  „die  Religion  und  die  Grundgesetze  des  Landes 
zu  bestätigen  und  zu  bekräftigen",  indem  er  in  einer  feier- 
lichen Urkunde  ..gelobte",  sie  „fest  und  unverrückt  in  ihrer 
vollen  Kraft  aufrechtzuerhalten".  Auch  fügte  er  bei  Eröffnung 
des  Landtages  in  seiner  französischen  Rede  hinzu:  „Diese 
Versammlung  wird  epochemachend  für  Ihre 
politische  Existenz  sein.  Sie  beabsichtigt  eine  Stärkung 
der  Bande ,  die  Sie  an  die  neue  Ordnung  der  Dinge  fesseln, 
und  eine  Vervollständigung  der  Rechte,  die  das  Kriegsglück 
Mir  beschieden  hat,  durch  Rechte,  die  Meinem  Herzen  teurer 
sind  und  Meinen  Gnmdsätzen  mehr  entsprechen ,  nämlich 
durch  diejenigen .  die  aus  den  Gefühlen  der  Liebe  und  der 
Anhänglichkeit  entspringen".  Am  folgenden  Tage  bekräftigten 
die  Stände  dieses  Gelöbnis,  indem  sie  schwuren,  Alexander  L, 
Kaiser  und  Selbstherrscher  aller  Renßen  sowie  Großfürst 
von  Finnland,  als  ihren  Souverän  anzuerkennen.  Der 
Kaiser  sprach  in  seinen  Reden  von  dem  finnländischen  Volke, 
von  dem  finnländischen  Vaterlande,  von  der  finnländischen 
Nation.  Am  Schlüsse  des  Landtages  hielt  er  in  französischer 
Sprache  eine  Rede,  in  der  alle  diese  schon  früher  angewandten 
Worte  „Volk",  „Vaterland"  und  „Xation"  sich  ver- 
einigt finden,  und  in  der  er  zuguterletzt  feststellt,  daß  das 
finnländische  Volk  „künftig  zum  Range  der  Nationen  er- 
hoben" sei. 

Der  russischen  These  zufolge  einverleibte  Rußland 
sich  sechs  Gouvernements,  die  aus  sechs  Provinzen 
Schwedens  bestanden.  Dem  Wortlaut  der  Urkunden  zufolge 
vereinigte  Alexander  I.  auf  inuner  das  Großfürstentum 
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Finnland  mit  seinem  Reiche.  Der  russischen  These  zufolge 
erkannte  Rußland  den  —  so  gibt  Herr  Korewo  ganz  genau 
an  —  „aus  Moskau  mitgebrachten"  großfürstlichen  Thron  nicht 
als  einen  besonderen  Thron  und  den  Titel  eines  Großfürsten 
nicht  als  einen  von  dem  eines  Kaisers  von  Rußland  unter- 
schiedenen Titel  an.  Es  ist  indessen  von  geringer  Bedeutung, 
von  welchem  Orte  der  Thron  seinem  Material  nach  stammt, 
denn  es  handelt  sich  hier  nicht  um  eine  Frage  der  Kunst- 
tischlerei, sondern  um  eine  solche  des  Rechtes.  Im  übrigen 
erteilen  die  Urkunden  eine  Antwort.  Bei  seiner  Thron- 
besteigung erklärte  Nikolaus  I. :  „Wir  besteigen  den  russischen 
Thron  Unserer  Vorfahren  und  die  von  ihm  unzertrennlichen 
Throne  des  Königreiches  Polen  und  des  Großfürstentums 
Finnland"  (Manifest  vom  12./24.  Dezember  1825).  Der  groß- 
fürstliche Thron  ist  demnach  ein  besonderer;  um  wie  viel 
mehr  erst  ist  der  großfürstliche  Titel  em  besonderer.  Ver- 
geblich bemüht  sich  die  russische  These,  mit  Hilfe  des  Herrn 
Korewo  festzustellen,  daß  der  Titel  Großfürst  in  den  eines 
Kaisers  von  Rußland  mit  eingeschlossen  sei.  Denn  der  Titel 
eines  konstitutionellen  Herrschers  kann  juristisch  nicht  in  den 
eines  Selbstherrschers  miteingeschlossen  werden,  und  außer- 
dem haben  die  Zaren  wiederholt  erklärt,  daß  sie  in  Finnland 
konstitutionelle  Herrscher  seien  (vgl.  besonders  die  französische 
Rede  Alexanders  II.  bei  Eröffnung  des  Landtages  im  Jahre 
1863).  Der  russischen  These  zufolge  soU  Finnland  lediglich 
eine  Provinz  sein,  die  dazu  bereit  war,  gleich  den  übrigen 
Provinzen  des  Kaiserreiches  die  russische  Münze  zu  begehren. 
„Für  die  Zeitgenossen",  so  sagt  Herr  Korewo,  „war  es  sonnen- 
klar, daß  der  Borgäer  Landtag  selber  sich  zugunsten  des 
Rubelumlaufs  in  Finnland  erklärte ,  damit  sich  Finnland  be- 
züghch  seines  Münzsystems  nicht  von  den  übrigen  Provinzen 
Rußlands  unterscheide".  Nun  war  aber  für  die  Zeitgenossen 
gerade  das  Gegenteil  sonnenklar,  nämlich  daß  der  Borgäer 
Landtag  sich  für  die  Annahme  einer  eigenen  Münze  aussprach. 
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die  zwar  als  Währungseinheit  den  Rubel  haben ,  aber  i  n 
Abu  mit  dem  Wappen  des  Großfürstentums  ge- 
prägt werden  sollte.  Die  Währungseinheit  sollte  russisch, 
die  Prägung  aber  finnländisch  sein.  Sogar  in  den  Absichten 
des  Landtages  bezügUch  der  finnländischen  Münzen  spiegelt 
sich  also  im  Jahre  1809 ,  was  auch  immer  Herr  Korewo 
darüber  sagen  mag,  die  Autonomie  Finnlands  wieder.  Ist 
Finnland  wirklich  nur  eine  Provinz?  Unaufhörlich  kehrt  in 
der  russischen  Beweisführimg  diese  Angabe  wieder,  und  zwar 
mit  Anführung  einiger  hier  und  da  eingestreuter,  in  un- 
bestimmten Ausdrücken  gehaltener  Beispiele ,  die  außerhalb 
des  Gebiets  der  -svichtigen  offiziellen  Texte  herausgewählt 
worden.  Es  heißt  dies  dem  Worte  „Provinz"  eine  Wichtig- 
keit beilegen,  die  es  tatsäcMich  dazumal  und  überhaupt  für 
Rußland  niemals  besaß.  Die  Friedensverträge  zu  Akkerman 
(1826),  zu  Adrianopel  (1829),  zu  Paris  (30.  März  1856),  das 
Wiener  Protokoll  vom  15.  März  1855  und  das  Pariser  Protokoll 
vom  8.  März  1856  geben  den  Vasallenstaaten  Moldau  und 
Walachei  ausdrücklich  zu  gleicher  Zeit  die  Bezeichnung 
„Provinzen"  und  „Fürstentümer",  so  daß  man  sich  fragen 
kann,  ob  nicht,  nach  der  Auffassung  der  russischen  Diplomatie, 
diese    beiden   Wörter    sinnverwandt   sind  ^      Sollte    Finnland 


^  Dies  wäre  gar  nicht  zu  verwimdern;  das  Wort  „provnnce"  hat 
nach  Littres  großem  Wörterbuch  u.  a.  die  weitere  Bedeutung:  „4.  «Land« 
(contree)  ||  »Kleinstaat'  (petit  Etat)".  Littre  stützt  dies  mit  Beispiek^i 
aus  La  Fontaines  Fabeln  (YIII  Nr.  18)  und  aus  dem  korrekten  Boileau, 
der  von  Alexander  dem  Großen  sagt,  er  sei  „ne  roi  d'une  province 
Qu'il  pouvait  gouverner  en  bon  et  sage  prinee"  (d.  h.  geborener  König 
in  einem  Reich,  das  er  als  guter  und  weiser  Fürst  regiereu  konnte) 
gewesen;  —  man  könnte  noch  La  Fontaines  Fabel  VIII  Nr.  14  hinzu- 
fügen, wo  das  Reich  des  Löwen  unter  den  Tieren  als  dessen  „province" 
bezeichnet  wird.  In  Corneilles  „Cid"  wird  Rodrigue,  der  das  Reich 
gerettet  hat,  „la  main  qui  sauve  la  province"  genannt  (Acte  IV,  sc.  1); 
in  seinem  „Clitandre"  (V.  1205)  heißt  es,  daß  „keine  «province«  auf  der 
Erde  so  schön  ist,  daß  ich  dort  fern  vom  Anblick  meines  Fürsten  leben 
AvoUte".  —  In  Racines  „Thebaide"  (Acte  IV,  sc.  3)  heißt  es,  daß  Thebe 
einen  Fürsten  fürchtet,  der  dessen  „province",  d.  h.  dessen  Reichsgebiet 
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wirklich ,  wie  man  sagt ,  nur  eine  Provinz  in  «Ics  Wortes 
genauer  und  moderner  Bedeutung  sein?  Und  doch  geben  die 
offiziellen  Urkunden  den  Namen  „Provinz"  dem  Gouverne- 
ment Wiborg,  als  dieses  1811  mit  dem  Groüfürstentum  Finn- 
land vereinigt  wurde  (vgl.  Art.  2  des  Dekrets  vom  11. /23.  De- 
zember 1811  und  das  Dekret  vom  28.  März/9.  April  1812), 
während  ebendieselben  Urkunden  diese  Bezeichnung  dem 
GroMürstentum  Finnland  nicht  geben.  Wäre  letzteres  lediglich 
eine  Provinz,  so  würde  man  nicht  begreifen,  daß  das  Gouverne- 
ment Wiborg  seinerseits  in  der  Eigenschaft  als  Provinz  daran 
angegliedert  wurde.  Hier  wird  die  Ausdrucksweise  not- 
wendigerweise eine  präzise.  In  einem  Staate  gibt  es  Pro- 
vinzen ;  dagegen  gibt  es  in  einer  Provinz  keine  Provinzen. 
Vergebens  sucht  man  glauben  zu  machen,   daß  die  Finn- 


in Strömen  von  Bhit  ertränken  will;  im  „Alexandre"  desselben  Dichters 
(Acte  II,  sc.  2)  ist  von  den  Königen  in  allen  den  „provinces"  die  Rede, 
die  an  den  Ufern  des  Hydaspes  liegen  usw.  usw.  —  Ich  habe  absichtlich 
mit  den  Jugendarbeiten  des  Dichters  begonnen;  aber  Herr  Korewo 
kann  mit  Leichtigkeit  in  dieser  kleinen  Studie  über  die  Ausdrucksweise 
der  französischen  Klassiker  fortfahren,  —  dieser  Klassiker,  deren 
Sprache  zu  Alexander  I.  und  Speranskis  Zeit  für  so  maßgebend  galt, 
daß  niemand,  der  sich  mit  deren  Geschichte  beschäftigt,  unterlassen 
kann,  sie  gründlich  zu  studieren.  Er  wird  dann  bei  Racine  (im 
„Mithridate")  u.  a.  die  außerordentlich  beweiskräftige  Stelle  finden : 

„Ce  prince  a  cru  pouvoir,  apres  votre  trepas, 

Compter  cette  province  au  rang  de  ses  Etats  (Acte  II,  sc.  3), 

wo  die  beiden  Wörter  Etat  und  province  oflfenkuudig  eine  voll- 
kommen identische  Bedeutung  haben,  nämlich  „Reiche".  Er  wird 
auch  folgende  großartige  Stelle  bei  Corneille  bewundern  können  („Cinna" 
Acte  II,  sc.  1): 

„Tous  les  conquerants, 
Pour  etre  usurpateurs,  ne  sont  pas  des  tyrans; 
Quand  ils  ont  sous  leurs  lois  asservi  des  provinces, 
Gouvernant  justemeut,  ils  s'en  fönt  jvxstes  priuces: 
C'est  ce  que  fit  Cesar;  il  vous  faut  aujourd'hui 
Condamner  sa  memoire,  ou  faire  comme  lui". 

Alexander  I.,  „La  Harpe's  fürstlicher  Schüler",  scheint  Corneille 
zu  anderen  Zwecken  studiert  zu  haben,  als  um  „mit  philologischen 
Kunstgriffen  einen  Staat  in  eine  Provinz  zu  verwandeln".  (Anmerkung 
des  Übersetzers  der  schwedischen  Ausgabe). 


länder,  indem  sie  ihrem  Parlament  den  Namen  „Landtag"  — 
schwedisch:  „Landtdag"  —  gaben,  diesem  einen  provinziellen 
Charakter  zuerkannten,  und  daß  sie  heutzutage  ihm  durch 
einen  neuen  finnländischen  Namen  —  „Valtiopäivät"  —  einen 
staathchen  Charakter  beizulegen  bestrebt  seien.  Dieses 
schwache  etymologische  Beweismittel  ist  ohne  alle  Bedeutung, 
denn  das  finnländische  Wort  „valtiopäivät"  hat  jederzeit  nur 
die  Bedeutung  „politische  Vertretung"  gehabt,  ohne  irgend- 
etwas weiteres  zu  präjudizieren.  Hat  ferner  Finnland  seine 
Volksvertretung  „Landtdag"  genannt,  so  heißt  es  ein  sonder- 
bares Spiel  mit  Worten  treiben,  wenn  man  hierin  ein  Ein- 
geständnis dafür  erblicken  will,  daß  jene  Volksvertretung  eine 
provinziale  Einrichtung  sei,  wo  doch  Preußen  für  seine  Volks- 
vertretung denselben  Namen  hat  und  wo  doch  die  Beschlüsse 
des  finnländischen  Landtages  —  oder,  wie  Herr  Korewo  sagt, 
die  „einfachen  Gutachten"  —  für  das  Zustandekommen  von 
Gesetzen  unentbehrlich  sind.  Verfassungsgemäß  nimmt  der 
Landtag  als  beschließendes  Organ  effektiv  an  der  Ausübung 
der  gesetzgebenden  Befugnisse  teil.  Wäre  endlich  Finnland 
keine  Nation  gewesen,  hätte  es  dann  wohl  seine  besonderen 
Sprachen,  seine  besonderen  Einrichtungen  und  seine  besondere 
Nationalität  bewahrt?  Und  wenn  keine  Haupturkunde  Finn- 
land als  Provinz  bezeichnet,  sondern  alle  es  entweder  Staat 
oder  Land  oder  Nation  nennen ,  ist  es  dann  nicht  sonderbar, 
daß  vermöge  derartiger  Wortspielereien  die  russische  These 
ihm  Titel  versagt,  welche  die  russischen  Urkunden  ihm  ge- 
währen? Auch  hier  wiederum  handelt  es  sich  um  keine 
juristische  Auseinandersetzung,  sondern  um  einfaches  Lesen. 
Wir  ergehen  uns  nicht  in  Betrachtungen  und  wir  geben 
keine  Erläuterung ;  wir  tun  nichts  weiter  als  lesen !  Auf 
russischer  Seite  sagt  man  uns ,  daß  Finnland  eine  Provinz 
sei,  und  doch  finden  wir  keine  die  Beziehungen  zwischen 
Finnland  und  Rußland  regelnden  Urkunden,  die  es  so  nennen. 
Auf  russischer  Seite  sagt  man  uns,  daß  Finnland  keinen  Thron 
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habe,  und  doch  finden  Avir  Urkunden,  hi  denen  die  russischen 
Kaiser  erklären,  dalä  sie  den  Thron  Finnlands  besteigen.  Auf 
russischer  Seite  sagt  man  uns,  daß  der  Titel  eines  Großfürsten 
in  den  eines  Zaren  miteingeschlossen  sei,  und  doch  können 
wir  nicht  begreifen,  daß  der  Titel  eines  Selbstherrschers  den 
eines  konstitutionellen  Herrschers  miteinschließen  solle,  wes- 
halb denn  auch  die  Titel  ebensowenig  wie  die  Throne  mit- 
einander vermengt  werden  dürfen.  Zu  diesen  tendenziösen 
Angaben  fügt  man  noch  hinzu ,  der  Landtag  habe  lediglich 
eine  beratende  Stimme,  und  man  wagt  sogar  die  noch  kühnere 
Behauptung,  die  Zaren  hätten  Finnland  keineswegs  die  Bei- 
behaltung seiner  Verfassung  gelobt. 

Mit  keckem  Leugnen  werden  solchergestalt  die  kaum 
zitierten  Urkunden,  w^e  beschaffen  sie  auch  sein  mögen,  beiseite 
geschoben.  Nichts  hilft  es,  daß  es  von  derartigen  Urkunden 
über  alle  Fragen ,  in  allen  Sprachen  und  aus  allen  Zeiten 
förmlich  wimmelt.  Wenn  sie  in  Verlegenheit  setzen,  übergeht 
man  sie  mit  Stillschweigen  oder  schiebt  sie  beiseite,  indem 
man  erklärt:  das  ist  nicht  wahr.  Die  Worte  sind  keine 
Worte,  die  Sätze  keine  Sätze  mehr.  Alexander  I.  —  so  erklärt 
Herr  Stolypin  in  der  Reichsduma  —  wäre  sehr  erstaunt 
gewesen,  wenn  man  ihm  gesagt  hätte,  daß  er  einen 
finnländischen  Staat  geschaffen  habe.  Nun  ist  es  aber 
vielmehr  Herr  Stolypin,  der  uns  in  Erstaunen  setzt,  wenn  er 
das  bestreitet,  was  Alexander  I.  ausdrücklich  gesagt  hat ;  denn 
in  den  dem  Borgaer  Landtage  übergebenen  Gesetzentwürfen 
bedient  sich  der  Kaiser  stets  des  französischen  Wortes  „Etat" 
( Staat) ,  um  Finnland  zu  bezeichnen ,  und  in  der  Einleitung 
zu  dem  Dekret  vom  6./18.  August  1809,  das  den  „Regierungs- 
konseil" (später  „Senat"  genannt)  organisiert,  bezeichnet  der 
königliche  Schüler  La  Harpes  im  französischen  Originaltext 
gleichfalls  Finnland  nicht  nur  als  eine  Nation,  sondern  als 
einen  Staat.  Das  gleiche  tat  Nikolaus  I.  in  einem  Dekret  vom 
21.  April  1826,  dasgleiche  Alexander n.  in  seiner  französischen 
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Landtagsrede  vom  18.  September  1863,  wo  er  von  den  Ein- 
nahmen Finnlands  nicht  als  Einnahmen  einer  Provinz,  sondern 
als  Einnahmen  eines  Staates  sprach.  Wenn  ferner  das 
Wort  „Staat"  fehlt,  findet  man  doch  dessen  Grundgedanken 
wieder,  so  beispielsweise  in  dem  Dekret  vom  9. '21.  Februar 
1816,  wo  Kaiser  Alexander  I.  für  gut  befindet,  „der  obersten 
Regierungsbehörde  Finnlands ,  in  Übereinstimmung  mit  dem 
obersten  Regierungsorgan  Seines  Kaiserreiches  und  des  jüngst 
damit  vereinigten  Königreiches  Polen,  den  Namen  Senat  bei- 
zulegen". In  der  Vorstellung  des  Zaren  besitzt  somit  Finn- 
land im  Innern  seines  Kaiserreiches  dieselbe  Beschaffenheit 
rmd  denselben  Rang  wie  Polen,  das,  kraft  der  Wiener  KongTeß- 
akte,  als  ein  besonderer  Staat,  der  seine  besondere  Verfassung 
haben  sollte ,  mit  dem  Russischen  Reiche  vereinigt  worden 
war.  Es  ist  von  geringer  Bedeutung,  daß  die  russische  Selbst- 
herrschaft später  die  den  Polen  von  den  Mächten  gewähr- 
leistete Stellung  vernichtet  hat ;  diese  regelwidrige  Handlungs- 
weise kann  das  Recht  nicht  modifizieren.  Im  übrigen  bezieht 
sich  die  vorhegende  Urkunde  auf  eine  Zeit,  wo  auf  die  diu'ch 
die  Wiener  Akte  in  Polen  geschaffene  Verwaltungsform  noch 
die  schuldige  Rücksicht  genommen  wurde.  Schließlich  ist 
Finnland  durch  die  Urkunde  von  1816  innerhalb  des  Reiches 
nicht  nur  Polen,  sondern  dem  Kaiserreich  Rußland  selber 
gleichgestellt  worden. 

Wohl  erhebt  das  mit  dem  Kaiserreiche  unzertrennlich 
verbundene  Finnland  keinen  Anspruch  darauf,  nach  außenhin 
ein  Staat  zu  sein ,  und  gerade  dadurch  erklärt  es  sich .  wes- 
halb für  dieses  Land  mit  Vorliebe  das  Wort  Nation  gebraucht 
wird.  Da  es  jedoch  mit  einer  konstitutionellen  Monarchie 
ausgestattet  ist,  während  Rußland  unter  dem  autokratischen 
Regiment  verharrt,  ist  es  inbezug  auf  die  inneren  Angelegen- 
heiten   ein   Staat  ^     „Dieses   edle   und   loyale  Volk   Avird   die 

1  Ebenso  bestehen  die  Eingeboreneustaaten  Indiens  niclit  als  inter- 
nationale  Einheiten.     Doch    bleibt    —    nach    den   Bestimmungen    einer 
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Vorsehung  segnen ,  welche  die  gegenwärtige  Ordnung  der 
Dinge  herbeigeführt  hat.  Künftig  zum  Range  der 
Nationen  erhoben  und  unter  dem  Schutze  seiner 
Gesetze,  wird  es  der  verflossenen  Regierung  nur 
gedenken ,  um  Freundschaftsbeziehungen  zu  pflegen ,  die  der 
Friede  wiederherstellen  wird.  Ich  aber",  so  erklärte  Alexander I. 
am  6./18.  Juli  1809  am  Schlüsse  des  Borgäer  Landtages,  „Ich 
werde  die  edelste  Frucht  Meiner  Fürsorge  geerntet  haben, 
wenn  Ich  sehen  werde,  wie  diese  Nation,  ungestört  von 
aufsen,  frei  im  Innern,  sich  unter  dem  Schutze  der  Ge- 
setze und  der  guten  Sitten  dem  Ackerbau  und  der  Industrie 
widmen  und  durch  die  Tatsache  ihres  Wohlstandes  Meinen 
Absichten  Gerechtigkeit  widerfahren  lassen  und 
sein  Los  segnen  wird".  Es  ist  das  die  klarste  Definition,  die 
sich  über  die  Stellung  Finnlands  geben  läßt,  das  dritten 
Nationen  gegenüber  keine  internationale  juristische  Persönlich- 
keit besitzt,  aber  Rußland  gegenüber  eine  juristische  Person 
mit  einer  anerkannten  Autonomie  ist. 

Da  Herr  Korewo  die  Realität  dieses  Satzes  nicht  zu  be- 
streiten vermag,  ist  er  bemüht,  diesbezüglich  versteckt  Worte 
des  Zweifels  einfließen  zu  lassen,  indem  er  äußert:  „Sogar 
wenn  Alexander  I.  am  Schlüsse  des  Borgäer  Landtages  ge- 
sagt hat,  daß  das  finnländische  Volk  »künftig  zum  Range  der 
Nationen  erhoben  und,  unter  der  Herrschaft  der  Gesetze,  frei 
im  Innern  sei«,  so  läßt  sich  doch  diesen  Worten  unmöglich 
ein  anderer  Sinn  beilegen  als  derjenige,  den  derselbe  Kaiser 
ihnen  vorher  beigelegt  hatte,  als  er  erklärte :  »Die  Bewohner 
Finnlands,  das  in  Rußland  einverleibt  worden  ist,  haben  fortan 
unter    den    Völkern    Platz    genommen,    die    dem    Russischen 

Reihe  von  Verträgen  und  öffentlichen  Akten,  die  zwischen  ihren  Fürsten 
und  dem  Gouvernement  Britisch-Indiens  vollzogen  wurden  —  ihre  innere 
Kegierungsform  eine  streng  abgesonderte.  Die  englisch-indischen  Ge- 
setze finden  auf  sie  keine  Anwendung,  und  bezüglich  des  internationalen 
Privatrechtes  bilden  sie,  wie  Schottland  England  gegenüber,  besondere 
Einheiten. 
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Zepter  Untertan  sind  und  das  unteilbare  Kaiserreich  bilden«". 
Also:  „Sogar  wenn  der  Zar  gesagt  hat"  I  Ist  diese  ein- 
schmeichelnde Form  des  Zweifels  angesichts  einer  beglaubigten 
Urkunde  nicht  bewundernswert?  Ist  es  in  der  Tat  einerlei, 
ob  der  Zar  das  finnländische  Volk  ein  „künftig  zum 
Range  der  Nationen  erhobenes"  Volk  nennt,  oder  ob  er 
es,  wie  früher,  auf  der  Rangstufe  der  Provinzen  beließ?  Ist 
es  wirklich  einerlei,  ob  er  das,  was  er  sagte,  gesagt,  oder  ob 
er  das  Gegenteil  gesagt  hat?  Die  russische  These  bringt  die 
Worte  um  ihren  Sinn.  Wir  werden  das  noch  besser  sehen, 
wenn  wir  vom  konstitutionellen  Gesichtspunkte  aus  durch  die 
russische  These  erfahren,  ein  Grundgesetz  sei  kein  Grund- 
gesetz, sondern  ein  „ursprüngliches"  Gesetz;  ein  „verfassungs- 
mäßiges" Gesetz  sei  kein  „verfassungsmäßiges",  sondern  ein 
„bürgerliches"  Gesetz;  eine  Versicherungsurkunde  sei  keine 
Versicherungsurkunde ,  ein  Gelöbnis  sei  kein  Gelöbnis ,  und 
ein  Wort  sei  kein  Wort.  Für  den  gegenwärtigen  Augenblick 
wollen  wir  uns  mit  der  Belehrung  begnügen,  daß  ein  Staat 
kein  Staat,  eine  Nation  keine  Nation,  ein  Thron  kein  Thron 
und  ein  aus  Provinzen  zusammengesetztes  Großfürstentum 
nichts  weiter  als  eine  Provinz  sei,  und  daß  „künftig"  gleich- 
bedeutend sei  mit  „wie  früher",  „politische  Existenz"  mit 
„provinzielle  Stellung",  „frei  im  Innern"  mit  „ohne  Auto- 
nomie". Die  Geschichte,  so  erklärt  Herr  Korewo  feierlich, 
weiß  nichts  von  den  Konventionen  zu  Borgä,  die  nur  dem 
„Reiche  der  Sage"  angehören.  Nach  den  schweren  tatsäch- 
lichen Irrtümern,  die  wir  auf  russischer  Seite  inbezug  auf  den 
rein  buchstäblichen  Sinn  der  Erklärungen  Alexanders  I.  fest- 
gestellt haben ,  könnte  man  ja  tatsächhch  glauben ,  daß  von 
diesem  Standpunkt  betrachtet,  die  Konventionen  von  Borgä  sich 
in  ein  fernes,  nebelhaftes  Dunkel  der  Legende  verHeren. 

Nach  der  Ansicht  des  Herrn  Korewo  soll  der  Zar  im  Jahre 
1809  lediglich  „aufs  neue"  das  Manifest  vom  5./17.  Juni  1808 
bestätigt   haben,   worin  der  Zar  zwar  nicht  den  Titel  Kaiser, 
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sondern  den  eines  Großfürsten  annimmt,  gleichzeitig  aber 
Finnland  als  eine  „Provinz",  nicht  als  eine  „Nation"  bezeichnet 
und  von  der  unverbrüchlichen  Aufrechterhaltung  seiner  „alten 
Gesetze",  nicht  aber  seiner  „Grundgesetze"  spricht.  Wenn 
sich  Herr  Korewo  nun  aber  in  solchen  Betrachtungen  ergeht, 
so  zieht  er  nicht  in  Betracht,  daß  der  Zar  im  Laufe  der  an 
Ereignissen  so  reichen  Jahre  1808  und  1809  mit  jedem  neuen 
Manifeste  immer  deutlicher,  um  sich  Finnlands  besser  zu  ver- 
sichern, seine  freiheitlichen  Absichten  erklärt.  So  gibt  das 
Manifest  vom  15. /27.  März  1809  dem  Zaren  einen  Titel,  den 
das  vom  5./17.  Juni  1808  ihm  nicht  gab,  und  bezeichnet  das 
Land,  das  in  dem  vorhergehenden  Manifest  ungenau  „Provinz" 
genannt  wurde,  nunmehr  genau  als  „Nation".  Wenn  Herr 
Korewo  in  der  Akte  vom  15./27.  März  1809  die  Bestätigung 
der  Akte  vom  5./] 7.  Juni  [1808]  erblickt,  so  macht  er  sich 
einer  zweideutigen  Wortspielerei  schuldig.  Was  der  Großfürst- 
Zar  im  Jahre  1809  bestätigt,  ist  nicht  die  Akte  vom  5./17.  Juni 
1808.  Vielmehr  handelt  es  sich  dabei  um  die  Grundgesetze, 
Gesetze,  die  er  nicht  mehr  „alte  Gesetze",  sondern  „Grund- 
gesetze" nennt. 

Will  man  hingegen,  ohne  zu  solchen  zweideutigen  Wort- 
spielereien zu  greifen ,  mit  Herrn  Deutrich  einwenden ,  daß 
Finnland,  da  es  eine  in  den  schwedischen  Ver- 
fassungen von  1772  und  1789  nicht  aufgeführte, 
einfache  schwedische  Provinz  gewesen ,  bei  der  Bestätigung 
dieser  Verfassungen  keine  Anerkennung  als  Staat  finden 
konnte,  da  ihm  dieser  Charakter  unter  jenen  Verfassimgen 
fehlte  ?  Aber  die  einfache  Tatsache ,  daß  die  schwedische 
Verfassung  für  Finnland  beibehalten  wurde,  hatte  doch  genau 
denselben  Wert  wie  die  Bezeichnung  Finnlands  als  einer  be- 
sonderen politischen  Einheit.  Wohl  versteift  man  sich  (vgl. 
Deutrich)  auf  folgendes  Argument:  „Um  Finnland  aus  einer 
eroberten  Provinz  zu  einem  neuen  Staate  zu  machen,  genügte 
die    Bestätigung    der    »ursprünglichen«     oder    sogar    »grund- 
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legenden«  Gesetze  Schwedens  keineswegs,  sondern  man  mußte 
es  mittelst  einer  ausdrücklichen  Akte  zu  einem  neuen  Staat 
erheben.  Eine  solche  Akte  ist  jedoch  niemals  zustande  ge- 
kommen". Nun  war  aber  gerade  eine  derartige  Akte  gar 
nicht  erforderlich.  Ebenso  wie  im  internationalen  Staatsrecht 
zur  Anerkennung  eines  Staates  ein  Handelsvertrag  oder  eine 
Entsendung  von  Botschaftern  genügt,  ebenso  muß  im  in- 
ländischen Staatsrecht  ein  Vertrag  (im  vorliegenden  Falle  der 
Borgker  Vertrag)  oder,  noch  einfacher,  eine  einseitige  Er- 
klärung genügen.  Und  wenn  es  sich  nun  darum  handelt, 
vom  inländischen,  nicht  aber  vom  internationalen  Gesichts- 
punkte aus  einen  Staat  zu  schaffen,  wie  viel  eher  muß  da 
nicht  eine  Verfassung  genügen  I  Das  Staatsrecht  ist  nicht 
formalistisch;  es  verlangt  Gewißheit,  aber  keine  Förmlich- 
keiten. Etwas  Schriftliches  ist  nicht  notwendig.  Im  übrigen 
gibt  es  aber  im  vorliegenden  Falle  etwas  Geschriebenes:  die 
Akte  von  Borgä.  Allerdings  ist  sie  einseitig,  aber  etwas 
anderes  war  unmöglich ,  da  ja  Alexander  I. ,  er  und  kein 
anderer,  seiner  schönen  Äußerung  zufolge  ..das  finnländische 
Volk  künftig  zum  Range  der  Nationen  erheben'"  mußte.  Die 
Garantieakte  ist  vom  27.  März  [1809]  datiert.  Dadurch,  daß 
die  vier  Stände  am  29.  März  den  Treueid  leisteten,  ist  die 
einseitige  Verpflichtung  übrigens  eine  wechselseitige  geworden. 
Hätte  Finnland  feierlich  sein  Wort  dem  Kaiser  gegeben, 
bevor  dieser  Finnland  sein  Wort  gegeben,  so  wäre  es  viel- 
leicht eine  politische  Einheit  mit  widerruflichen  Rechten. 
Allein  dadurch,  daß  es  ihm  den  Treueid  leistete,  nachdem  er 
selber  sein  Ehrenwort  zum  Pfände  eingesetzt  hatte,  gab  Finn- 
land diesem  Treueid  die  Gültigkeit  eines  Vertrages.  Nun 
wird  ja  weiter  behauptet,  der  Friedensvertrag  von  Fredriks- 
hamn  habe  hernach  die  Borgäer  Akte  ihres  ganzen  Wertes 
beraubt,  die  er  schon  allein  deshalb  liinfällig  mache  und  auf- 
hebe, weil  er  auf  sie  folge.  Dieses  Argument  erscheint  Herrn 
Korewo  sehr  gewichtig.    Aber  im  Gegenteil  erhält  die  Borgäer 
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Akte  ihren  ganzen  Wert  gerade  dadurch,  daß  sie  dem  Friedens- 
vertrage von  Fredrikshamn  vorangegangen  ist.  Wäre  die  Akte 
auf  den  Friedensvertrag  gefolgt,  so  hätte  der  Zar  in  dem 
Augenbhck ,  wo  er  die  Borgäer  Akte  unterzeichnete ,  bereits 
einen  Anspruch  auf  Finnland  gehabt,  das  laut  Artikel  4  des 
Vertrages  sich  „mit  vollem  Eigentumsrecht  und  mit  voller 
Souveränität"  in  seinem  Besitze  befand.  Infolgedessen  wäre 
er  auch ,  als  er  Finnland  Rechte  bewilligte ,  lediglich  em 
Herrscher  gewesen,  der,  als  glücklicher  Besitzer  gewissen  Be- 
wohnern seines  Reiches  Privilegien  gewährt.  Da  er  nun  aber 
Finnland  noch  nicht  von  Schweden  «bekommen  hatte,  konnte 
er  es  im  März  1809  in  Borgä  nur  von  Finnland  erhalten,  und 
um  es  von  diesem  zu  bekommen,  mußte  er  es  damals  als  eine 
Nation  anerkennen. 

In  dem  historischen  Gewebe,  um  das  es  sich  hier  handelt, 
gibt  es  zwei  Fäden,  die  sich  durchkreuzen  und  sich  miteinander 
verbinden :  einen  kriegerischen  und  einen  friedfertigen,  einen 
schwedischen  und  einen  finnländischen.  Als  Rußland  mit 
Schweden  über  den  Frieden  verhandelte,  forderte  der 
schwedische  Bevollmächtigte  dringend  „einen  Artikel,  der 
Finnland  die  freie  Ausübung  seiner  Religion,  seiner  Gesetze 
und  seiner  Privilegien  sichere".  Es  war  dies  in  der  Tat  ge- 
bräuchlich, aber  im  vorliegenden  Falle  war  schon  von  Anfang 
an  das  Herkommen  nicht  befolgt  worden.  „Ich  stellte  nicht 
in  Abrede,  daß  er  die  Wahrheit  sage",  schrieb  der  russische 
Bevollmächtigte  Rumjanzow  an  den  Kaiser;  „aber  es  war  mir 
ein  Leichtes ,  ihm  die  geringe  Ähnlichkeit  zwischen  allen 
früheren  Erwerbungen  und  den  soeben  von  Ew.  Kaiserl. 
Majestät  gemachten  zu  beweisen.  Ew.  Majestät  hätten  die 
Liebe  der  Finnländer  gewonnen,  seien  noch  vor  den  Friedens- 
verhandlungen in  eigener  Person  unter  ilmen  als  ihr  Herrscher 
aufgetreten  und  hätten  in  eigener  Person  ihren  Treueid  ent- 
gegengenommen". Demgemäß  beschränkt  sich  der  Friedens- 
vertrag von  Fredrikshamn  auf  eine  Feststellung  der  Tatsache, 
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daß  der  König  von  Schweden  im  gegenwärtigen  Augenblicke 
keine  Garantien  für  das  finnländisclie  Volk  zu  übernehmen 
brauche,  da  diesem  bereits  alle  Garantien  gegeben  seien.  Das 
ist  der  Sinn  von  Artikel  6:  „Da  Seine  Majestät  der  Selbst- 
herrscher aller  Reußen  schon  die  unzweideutigsten  Beweise  der 
Gnade  und  der  Gerechtigkeit  gegeben  hat ,  womit  Seine 
Majestät  die  Bewohner  der  soeben  von  Ihm  erworbenen  Lande 
zu  regieren  entschlossen  ist,  indem  Er  aus  Edelmut  und  aus 
eignem  Antrieb  ihnen  die  freie  Ausübung  ihrer  Religion,  ihrer 
Eigentumsrechte  und  ihrer  Privilegien  zusicherte  usw.  usw." 
Gerade  diejenige  Urkunde  also,  auf  die  man  sich  der  Borgäer 
Akte  gegenüber  beruft,  redet  von  der  Borgäer  Akte  als  dem- 
jenigen Rechtstite] ,  kraft  dessen  die  Finnländer  ein  Anrecht 
auf  ihre  Privilegien  haben.  Umsonst  bemüht  sich  Herr 
Stolypin,  die  Borgäer  Akte  durch  den  Friedensvertrag  von 
Fredrikshamn  vergessen  zu  machen.  Wofern  man  nur  vom 
Artikel  4,  den  er  anführt,  bis  zu  dem  von  ihm  nicht  zitierten 
Artikel  6  weiterliest,  so  kommt,  Rußland  gegenüber,  aus  dem 
Friedensvertrage  von  Fredrikshamn  die  Borgäer  Akte  selber 
zum  Vorschein.  Keine  der  beiden  Urkunden  schließt  die 
andere  aus.  Ausdrücklich  beruft  sich  der  Friedensvertrag  auf 
die  Akte,  und  beide  müssen  folglich  miteinander  überein- 
stimmen. Derjenige,  der  weder  vorurteilsvoll  noch  mitbeteiligt 
ist,  vermag  sich  dies  leicht  zu  erklären.  Wälirend  der  Zar, 
insofern  es  sich  um  Schweden  handelt,  Finnland  durch  die 
Gewalt  der  Waffen  besitzt,  besitzt  er  es,  insofern  es  sich  um 
Finnland  handelt,  nur  durch  dieses  selbst.  Während  er  femer, 
insoweit  es  sich  um  Schweden  handelt,  Finnland  mit  vollem 
Eigentumsrecht  und  mit  voller  Souveränität  besitzt,  hat  er 
selbst,  insoweit  es  sich  um  Finnland  handelt,  diese  Souveränität 
eingeschränkt. 

Vergebens  sucht  die  russische  Interpretation  zwischen  der 
Akte  von  Borga  und  dem  Friedensvertrage  von  Fredrikshamn 
eine  Wahl  zu  treffen;   man  braucht  weder  die  eine  noch  den 
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andern  fallen  zu  lassen.  Es  genügt,  sie  im  Hinblick  auf  die 
Willensmeinung  Alexanders  I.,  ihres  gemeinsamen  Urhebers, 
in  Übereinstimmung  zu  bringen.  Während  man  auf  russischer 
Seite  die  Akte  dem  Friedensvertrage  aufopfern  muß,  kann 
man  auf  finnländischer  Seite  beide  Urkunden  leicht  miteinander 
in  Einklang  setzen.  Die  eine  ist  die  internationale  Urkunde, 
durch  die ,  insoweit  es  sich  um  Schweden  und  alle  dritten 
Mächte  handelt,  die  russische  Souveränität  auf  Finnland  aus- 
gedehnt wird.  Die  andere  ist  die  inländische  Urkunde,  durch 
die  das  Russische  Reich  Finnland  zwar  nach  außen  hin  für 
sich  in  Anspruch  nimmt,  im  Innern  aber  auf  der  „Rangstufe 
der  Nationen"  läßt.  Nach  der  Ansicht  des  Herrn  Korewo 
bedeutet  letzteres  „auf  der  Rangstufe  der  Provinzen"  ;  nach 
der  Ansicht  derjenigen  aber,  die  vor  den  Urkunden  die 
schuldige  Achtung  beobachten,  bedeutet  es,  daß  Finnland  im 
Innern  diejenige  Autonomie  erhalten  hatte,  die  Sprengtporten 
bereits  im  Jahre  1808  für  dieses  Land  beanspruchte.  Man 
muß  sich  die  Pläne  Sprengtportens  vor  Augen  halten ,  wenn 
man  diese  Begebenheiten  betrachtet.  Seinem  Projekt  zufolge 
sollte  die  Autonomie  Finnlands  auch  auf  Altfinnland  aus- 
gedehnt w^erden.  Diese  Vereinigung  vollzog  sich  nun  aber 
gerade  1811,  und  dies  suchen  die  Gegner  des  finnländischen 
Rechtes  als  Beweismittel  zu  verwerten.  Alexander  I.,  so  er- 
klärt Herr  Stolypin,  hat  einem  benachbarten  Staate  nicht 
„einen  durch  das  Blut  seiner  Vorfahren  erworbenen  Teil  Finn- 
lands" zum  Geschenk  machen  können.  Eine  solche  Schluß- 
folgerung würde  nur  dann  verständlich  sein,  wenn  der  Zar 
nicht  Großfürst  von  Finnland  und  wenn  Finnland  einfach 
„benachbart"  gewesen  wäre,  während  es  doch  „vereinigt" 
war.  Sie  ist  um  so  weniger  verständlich,  als  alle  diejenigen, 
welche  Finnland  von  Schweden  losreißen  wollten,  stets  be- 
absichtigt hatten,  später  mit  ihm  Wiborg  zu  vereinigen.  Soll 
man  schließlich  etwa ,  wie  Herr  Stolypin ,  die  Behauptung 
aufstellen,    daß    Alexander  I.,    obwohl    er    auf    dem    Borgäer 
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Landtage  das  Gelöbnis  abgegeben,  Finnland  solle  „künftig  eine 
Nation"  sein,  dennoch  sich  vorbehalten  habe,  die  Beziehungen 
zwischen  Finnland  und  Rußland  genau  zu  bezeichnen  und  sie 
als  „souveränes  Eigentum"'  zu  definieren?  NeinI  Es  hieße 
den  Kaiser  schwer  beleidigen ,  wollte  man  voraussetzen ,  daß 
er  in  Borgä,  solange  der  Friede  noch  nicht  geschlossen  war, 
nur  den  einen  Zweck  verfolgte ,  durch  trügerische  Ver- 
sprechungen das  Volk ,  dessen  Widerstand  er  fürchtete ,  ein- 
zuschläfern ,  und  das ,  was  er  selbst  als  einen  Akt  der  Liebe 
bezeichnete ,  in  einen  Akt  der  Lüge  zu  verwandeln.  Nein, 
er  dachte  nicht  im  entferntesten  daran,  diesem  Volke  gegen- 
über sein  Versprechen  zurückzunehmen,  sondern  erweiterte  und 
befestigte  im  Gegenteil  die  finnländische  Autonomie  durch 
neue  Urkunden.  Die  Geschichte  der  Vereinigung  Finnlands 
ist  für  die  russischen  Zaren  allzu  günstig,  als  daß  es  auf 
russischer  Seite  den  gegenwärtigen  Leitern  der  Politik  ge- 
stattet sein  sollte,  sie  dermaßen  zu  entstellen  I 


"Will  man  Finnland  den  Titel  einer  ..im  Linern  freien 
Nation"  verweigern,  den  Alexander  I.  ihm  verheb,  so  ist  es 
überflüssig,  sich  zu  diesem  Zwecke  an  die  Urkundentexte  zu 
wenden ;  denn  diese  lassen  es  nicht  zu.  Der  Wille  Alexanders  I. 
ist  sonnenklar,  und  während  die  russische  These  eine  ganze 
Reihe  von  Handlungen  und  Worten  von  russischen  Monarchen 
dem  Reiche  der  Legende  zuweist ,  braucht  die  finnländische 
These  lediglich  im  vollen  Lichte  der  Vernunft  und  der  Ge- 
schichte zwei  sich  scheinbar  gegenseitig  aufhebende  Urkunden- 
reihen zu  verfolgen,  um  sie  alle  beide  zu  erklären,  ohne  daß 
eine  von  beiden  zum  Verschwinden  genötigt  wäre. 

Nun  aber  beruft  sich  die  russische  These  auf  die  Rechts- 
wissenschaft. 

Mit  Hilfe  der  Rechtswissenschaft  will  sie  im  vorliegenden 
Falle  die  Geschichte  korrigieren,  und  zwar  zunächst  mit  Hilfe 
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der  Rechtsphilosophie.  Man  muß,  so  sagt  Herr  Deutrich,  sich 
ins  Gedächtnis  zurückrufen,  daß  die  Staaten  im  Verlaufe  der 
Geschichte  „nicht  mit  Worten,  sondern  mit  Eisen  und  Blut" 
geschaffen  worden  sind.  Wenn  in  der  russisch-finnländischen 
Konnnission  die  russischen  Mitgheder  ihren  finnländischen 
Kollegen  hierdurch  zu  verstehen  geben  wollten,  daß  die  Finn- 
länder nicht  die  Macht  besäßen,  sich  von  Rußland  zu  trennen, 
um  ihrer  Unabhängigkeit  Achtung  zu  verschaffen,  so  war  ein 
derartiger  Fingerzeig  zum  mindesten  umiötig.  Die  von  Herrn 
Deutrich  anderwärts  getane  Äußerung  nämlich,  daß  „Finnland 
sich  als  einen  unabhängigen  und  mit  dem  Kaiserreich  lediglich 
vereinigten  Staat  betrachte " ,  ist  sichtlich  ein  Irrtum.  Wenn  Finn- 
land auch  Rußland  gegenüber  unabhängig  zu  sein  versichert, 
so  maßt  es  sich  doch  nicht  an ,  dem  russischen  Kaiserreiche 
gegenüber  unabhängig  zu  sein,  und  denkt  somit  keineswegs 
daran,  die  Bande  zu  zerreißen,  die  es  in  diesem  Kaiserreiche 
an  Rußland  fesseln,  sondern  überläßt  nötigenfalls  einzig  dem 
verletzten  Recht  die  Sorge,  zugunsten  Finnlands  Verwahrung 
einzulegen.  Soll  die  obige  Redewendung  Herrn  Deutrichs  je- 
doch nicht  als  bloße  Anspielung,  sondern  als  ein  tatsächliches 
Beweismittel  angesehen  werden ,  so  darf  man  eine  derartige 
Rechtsphilosophie,  die  bloß  die  mit  Eisen  und  Blut  gegründeten, 
nicht  aber  die ,  wie  Finnland ,  durch  Wohlwollen  und  Liebe 
geschaffenen  Staaten  als  rechtmäßige  anerkennt,  nicht  gelten 
lassen.  Die  Antwort  der  Geschichte  lautet  nämhch  so,  daß 
Klugheit,  Hochherzigkeit  und  Weisheit  Staaten  ins  Leben  rufen 
und  aufrechterhalten  können,  deren  Gründung  und  Erhaltung 
auf  dem  Wege  der  Gewalt  unmöglich  gewesen  wäre.  Läßt 
es  sich  wirkHch  behaupten  (und  zwar  wird  hier  von  uns  selbst 
die  russische  Argumentation  weiter  fortgeführt) ,  —  läßt  es 
sich  wirklich  behaupten ,  daß  die  Geschichte  keine  Staaten 
kenne,  die,  ohne  den  Rang  einer  internationalen  Persönlichkeit 
jemals  zu  besitzen  oder  wenigstens  besessen  zu  haben,  lediglich 
im  Schöße  eines  anderen  Staates  eine  interne  Autonomie  be- 


—     87     — 

sitzen,  ohne,  nach  auüon  liin,  mit  der  Souveränität  ausgestattet 
zu  sein?  Werden  nicht  in  den  Vereinigten  Staaten  die  Terri- 
torien zu  Staaten  im  internen  Sinne,  ohne  es  im  internationalen 
Sinne  zu  sein  oder  je  gewesen  zu  sein?  Im  übrigen  aber 
sind  alle  diese  wissenschaftlichen  Streitfragen  überflüssig.  Der 
Rechtswissenschaft  wäre  ausschheßlich  eine  widerwärtige  Rolle 
beschieden,  wollte  sie  durch  die  Willkürherrschaft  ihrer  Kate- 
gorien so-^^e  durch  die  Engherzigkeit  ihrer  Definitionen  und 
ihi'er  Formeln  jede  Lebenskraft  ertöten.  Umsonst  erklärt  Herr 
Stolypin,  daß  es  zu  einer  Union,  sie  mag  nun  eine  Personal- 
oder eine  Realunion  sein,  zweier  Einheiten  bedarf,  welche 
gleiche  Rechte  haben.  Das  ist  ja  gerade  diejenige  Frage,  über 
die  sich  die  Juristen  streiten.  Wie  ist ,  genau  gesagt ,  das 
Verhältnis  Finnlands  zu  Rußland  beschaffen?  Wo  steckt  es 
in  unseren  juristischen  Kategorien?  Gibt  es  ganz  bestimmte 
Kategorien  dafür?  Es  ist  das  eine  Frage,  die  man  deshalb 
aufwirft,  um  das  Recht  Finnlands  zu  verstehen,  nicht  aber, 
um  es  abzuleugnen.  Der  Staat  ist  eine  organische  und  lebendige 
Realität,  der  das  Recht  zwar  Formeln  gibt,  die  es  aber  mittelst 
dieser  Formeln  weder  ins  Leben  rufen  noch  vernichten  kann. 
Es  ist  von  geringer  Bedeutung,  daß  die  alten  Einteilungen 
durch  neue  ersetzt  werden  müssen,  um  Finnland  einen  Platz 
zu  verschaffen.  Es  genügt,  daß  Finnland  tatsächlich  diesen 
Platz  in  der  Geschichte  gefunden  hat  —  und  wäre  es  auch 
außerhalb  der  allzu  engumgrenzten  Kategorien  der  traditionellen 
Rechtswissenschaft  — ,  auf  daß  diese  letztere  um  eine  neue 
Kategorie  bereichert  werde,  um  einer  neuen  Realität  zu  ent- 
sprechen. 

Auf  solche  Weise  haben  die  Juristen  jederzeit  die  be- 
treffende Frage  verstanden. 

Daraus,  daß  Finnland,  insoweit  Rußland  in  Betracht  kommt, 
weder  ein  Vasallenstaat  noch  eine  Personalunion  noch  eine 
Realunion  noch  ein  besonderer  Staat  noch  ein  unvollständig 
einverleibter  Staat  ist  (Theorien,  die  doch  sämtlich  verfochten 


worden  sind),  —  aus  alledem  folgt  durchaus  nicht,  daß  Finn- 
land überhaupt  kein  Staat  ist.  Als  das  römische  Recht  die 
Liste  der  benannten  Verträge  erschöpft  hatte,  schuf  es  andere 
derartige :  die  unbenannten  Verträge.  Ebenso  könnte  das 
Staatsrecht  nicht,  ohne  in  Formalismus  zu  verfallen,  ein  für 
allemal  die  Liste  der  Beziehungen  von  Staat  zu  Staat  ab- 
schließen. Selbst  w^enn  Finnland  nicht  ein  Staat,  sondern, 
wie  Jellinek  annimmt,  ein  Staatsfragment  sein  würde,  so  wäre 
es  doch  unrichtig,  behaupten  zu  wollen,  daß  es  kein  eigenes 
Recht  besäße,  und  daß  Rußland,  als  souveräne  Macht,  die  in 
Borgä  übernommene  Verpflichtung  verleugnen  könnte.  Ohne 
jeden  Grund  brüstet  sich  Herr  Korewo  in  seiner  Rede  mit 
der  Ansicht  Jellineks.  Er  vergißt  dabei,  daß  unser  Kollege 
selber  ausdrücklich  sich  in  einer  besonderen  Anmerkung 
(»Stafdslehre«,  2.  Aufl.,  S.  641)  gegen  eine  falsche  Interpretation 
seiner  Anschauungen  verwahrt  hat,  die  ihn  in  den  russischen 
Kreisen  so  darstellt,  als  ob  er  Rußland  die  Ermächtigung  er- 
teile ,  die  Rechte  Finnlands  zu  verleugnen ,  während  doch 
seines  Erachtens  die  juristische  Stellung  Finnlands  auf  der 
Borgäer  Akte  beruht  und  daher  ohne  dessen  Zustimmung  nicht 
abgeändert  werden  darf.  Mit  welchem  Namen  man  auch  das 
Recht  Finnlands  inbetreff  seiner  Verfassung  benennen  mag  — 
sicher  ist,  daß  dieses  Recht  besteht.  Nach  einem  langen  und 
peinlich  genauen  Studium,  das  eine  stattliche  Literatur  ins 
Leben  rief,  drängte  sich  in  den  Jahren  1899 — 1901  eine  solche 
Auffassung  unwiderstehlich  dem  juristischen  Gewissen  Europas 
auf  und  fand  in  einer  Reihe  von  Abhandlungen  ihren  Aus- 
druck, in  denen  —  unbeschadet  vielfacher  Meinungsabstufungen 
über  die  schwierigen  Begriffe  der  Souveränität,  des  Staates, 
seiner  Natur  und  seiner  Bedingungen  —  alle  Rechtsgelehrten, 
die   sich  mit  der  Frage  beschäftigt  haben  ^,   zu  dem  Ergebnis 


1  Mit  Ausnahme  Herr  Rehms,  der  übrigens  zugibt,  daß,  vom 
etliisclien  Gesichtspunkte  aus,  sich  die  russische  These  nicht  recht- 
fertigen läßt. 
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gelangt  sind,  daß  —  den  Worten  des  späteren  Staatssekretärs 
für  Irland,  Herrn  Birrell,  zufolge  —  „das  Recht  Finnlands  so 
klar  wie  die  Sonne  ist"   (vgl.  Contemporary  Re^^ew,  1900). 


Nun  macht  die  russische  Argumentation  allerdings  den 
kühnen  Versuch,  sogar  das  zu  verschleiern,  was  sonnenklar  ist. 
Allein  vergebens  experimentiert  sie  mit  zweideutigen  Wort- 
spielen und  Wort  Verdrehungen.  Niemand  wird  sich  dadurch 
irreführen  lassen.  Vergebens  erklären  die  Herren  Deutrich 
und  Korewo  immer  aufs  neue,  daß  Finnland  kein  „besonderer 
Staat"  sei.  Finnland  erhebt  keinen  Anspruch  darauf,  von 
dem  Russischen  Reiche  getrennt  oder  abgesondert  zu  sein,  in 
welchem  es.  dem  Auslande  gegenüber,  völlig  aufgeht.  Ver- 
gebens versichern  die  Herren  Deutrich  und  Korewo  aus 
historischen  oder  aus  juristischen  Gründen  immer  wieder,  daß 
Finnland  auf  immer  des  Ranges  einer  internationalen  Peisön- 
lichkeit  beraubt  und  deshalb  kein  Staat  sei.  Denn,  hätten 
sie  auch  Recht,  so  bliebe  doch  immer  noch  die  Tatsache  be- 
stehen ,  daß  Alexander  I.  nicht  Schweden,  sondern  Finnland 
ausdrücklich  die  Beibehaltung  seiner  Freiheit  verbürgt  hat. 
Finnland  ist  also  —  gleichgültig  ob  Staat  oder  Nichtstaat  — 
jedenfalls  ein  autonomer  Organismus,  dem  Alexander  I.  seine 
auf  der  Beibehaltung  der  schw'edischen  Verfassung  beruhende 
Freiheit  verbürgt  hat.  Die  Herren  Deutrich  und  Korewo  be- 
gnügen sich  denn  auch  nicht  damit,  durch  absichtliche  Über- 
treibung die  falsche  Vorstellung  zu  verbreiten,  Finnland  wolle 
ein  besonderer,  souveräner  oder  gleichberechtigter  Staat  sein, 
während  es  doch  ledighch  im  Schöße  des  souveränen  Russischen 
Reiches  und  an  der  Seite  des  souveränen  Rußland  autonom 
sein  will.  Vielmehr  sind  sie  auch  bemüht,  den  Nachweis  zu 
führen,  daß  Rußland  niemals  Finnland  die  Beibehaltung  seiner 
Verfassung  gelobt  habe.  Die  von  ihnen  angeführten  Beweise 
sind    folgende:    1.   Alexander  I.    habe,    als    er   Finnland    die 
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Beibehaltung  seiner  „  Grundgesetze "  gelobte ,  lediglich  seine 
„ursprünglichen  Gesetze"  (also  keine  Gesetze  verfassungs- 
mäßigen Charakters)  im  Auge  gehabt;  2.  der  russische  Text 
der  Akte  vom  Ib. 121.  März  1809  enthalte  nicht,  wie  der 
schwedische  Text,  den  Ausdruck  „Garantie";  3.  in  der 
schwedischen  Verfassung  fänden  sich  Bestimmungen  —  wie 
beispielsweise  das  Verbot  für  den  Landesherrscher,  das  Land 
zu  verlassen ,  oder  seine  Verpflichtung ,  sich  zur  Augsburger 
Konfession  zu  bekennen  — ,  die  mit  dem  Regierungsantritt 
der  Zaren  im  Großfürstentum  Finnland  unvereinbar  seien; 
4.  im  Hinblick  darauf,  daß  Graf  Rehbinder  später  ohne  Erfolg 
einen  finnländischen  Verfassungsentwurf  vorgelegt  hätte,  sei 
es  sonnenklar,  daß  Finnland  bis  dahin  keine  Verfassung  hatte. 
Derartige  Gründe  widerlegen  die  Behauptung,  die  sie  beweisen 
wollen.  Umsonst  machen  sich  die  Herren  Deutrich  und  Korewo 
die  Tatsache  zunutze,  daß  der  russische  und  der  schwedische 
Text  bisweilen  unbedeutende  Abweichungen  voneinander  auf- 
weisen. Zunächst  muß,  wenn  eine  Abweichung  besteht,  der 
schwedische  Text  den  Vorzug  erhalten,  da  er  der  einzige  ist, 
mit  dem  die  Vertreter  des  finnländischen  Volkes  bekannt  sein 
konnten.  Im  Zweifelsfalle  ferner  muß  —  zugegeben  sogar, 
daß  beide  Texte  die  gleichen  sind  —  diejenige  Interpretation 
den  Vorzug  verdienen ,  die  sich  am  besten  mit  den  beiden 
Texten  verträgt.  Heißt  es  in  dem  einen  „Garantieakte"  und 
in  dem  andern  „Edikt",  in  dem  einen  „Grundgesetze"  und  in 
dem  andern  „alte  Gesetze",  so  muß  die  erstgenannte  Be- 
deutung obsiegen,  da  sie  die  eine  der  beiden  Formeln  zur 
Wirkung  bringt,  ohne  der  anderen  ihre  Wh^kung  zu  nehmen, 
während  bei  der  russischen  Argumentation  der  eine  der  beiden 
Texte ,  und  zwar  der  erstgenannte ,  seiner  Wirkung  beraubt 
wird.  Allein  nicht  genug  hiermit !  Besteht  wirklich  ein  Wider- 
spruch zwischen  den  beiden  Texten,  so  wird  dieser  Wider- 
spruch mit  einem  Schlage  durch  den  französischen  Originaltext 
der   Rede   beseitigt,    die    Seine  Kaiserliche  Majestät   bei   der 
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Eröffnung  des  Borgaer  Landtages  hielt  und  in  der  es  heißt: 
„J'ai  promis  de  niaintcnir  votre  Constitution,  vos  lois 
fundamentales;  votre  reunion  ici  vous  g  a  r  a  n  t  i  t  ma  pro- 
messe". Französische  Originaltexte  dieser  Art  würden  sich 
noch  in  gi-oßer  Zahl  anführen  lassen.  In  der  Proklamation 
vom  23.  März  4.  April  1809 ,  in  der  Alexander  I.  sich  an 
sämtliche  Bewohner  Finnlands  anläßhcli  des  von  den  Landes- 
ständen  geleisteten  Treueides  wendete,  erklärte  er:  „Als  Wir 
die  Stände  Finnlands  zu  einem  allgemeinen  Landtage  ver- 
sammelten und  ihren  Treueid  entgegennahmen,  haben  Wir  bei 
dieser  Gelegenheit  durch  eine  feierliche ,  in  ihrer  Gegenwart 
ausgefertigte  und  in  dem  Heiligtum  des  Höchsten  verkündigte 
Akte  die  Beibehaltung  ihrer  Religion  und  ihrer  Grund- 
gesetze bekräftigen  und  gewährleisten  wollen". 
Wäre  es  schließlich  nötig,  diesen  französischen  und  schwedischen 
Texten  noch  einen  russischen  Text  hinzuzufügen,  so  brauchte 
man  bloß  das  am  9. '21.  Februar  1816  in  vSt.  Petersburg  er- 
lassene Dekret  durchzulesen,  durch  das  die  Benennung  »Kaiser- 
licher Regierungskonseil«  in  ^^ Kaiserlich  Finnländischer  Senat« 
abgeändert  wird ,  und  dessen  >j  3  folgendermaßen  beginnt : 
„Überzeugt,  daß  die  Verfassung  und  die  Gesetze,  die, 
übereinstimmend  mit  dem  Charakter,  den  Sitten  und  dem 
Bildungsgrade  des  finnländischen  Volkes,  während  einer  langen 
Reihe  von  Jahren  die  Grundlage  seiner  bürgerlichen  Freiheit 
imd  Ruhe  gewesen  sind,  nicht  ohne  Schaden  für  dieselben 
eingeschränkt  oder  erschüttert  werden  könnten,  haben  Wir, 
seit  der  ersten  Stunde  Unserer  Regierung  über  dieses  Land, 
nicht  nur  diese  Verfassung  und  diese  Gesetze, 
mit  den  jeglichem  finnländischen  Staatsbürger  demzufolge  zu- 
kommenden Freiheiten  und  Rechten,  aufs  feierlichste 
bestätigt,  sondern  auch  .  .  .".  Wenn  Urkundentexte  der- 
maßen sonnenklar  sind,  wie  kann  man  da  den  Versuch  machen, 
ihren  Sinn  umzudrehen ,  indem  man  ein  geschicktes ,  aber 
zweideutiges  Wortspiel  mit   dem    einen   oder  anderen,   mehr 
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oder  weniger  exakten  Ausdruck  in  dieser  oder  jener  der  drei 
angewandten  Sprachen  treibt?  Nicht  nur  in  schwedischer, 
sondern  auch  in  französischer,  nicht  nur  in  schwedischer  und 
französischer,  sondern  auch  in  russischer  Sprache  bezeugt 
Alexander  I.  seine  Absicht,  die  Verfassung  zu  bestätigen,  unter 
deren  Schutze  Finnland  die  Freiheit  kennen  gelernt  hatte. 

Die  Zeitgenossen,  so  sagt  Herr  Korewo,  hatten  von  der 
Autonomie  Finnlands  keine  Kenntnis.  Gerade  das  Gegenteil 
ist  der  Fall!  Sie  hatten  ein  so  klares  und  so  sicheres  Be- 
wußtsein, daß  der  Regierungskonseil  im  Jahre  1811  gegen 
zwei  Gesetzentwürfe,  von  denen  der  eine  die  Vollmachten  des 
Generalgouverneurs,  der  andere  die  des  Oberprokurators  im 
Senat  betraf,  Einspruch  erhob ;  und  zwar  deshalb,  weil  diese 
beiden  Entwürfe  nicht  in  strenger  Übereinstimmung  mit  den 
Grundgesetzen  von  1772  und  1789  standen.  Im  übrigen  hat 
der  Kaiser  die  Berechtigung  dieses  Widerspruchs  anerkannt 
und  die  Entwürfe  damals  schleunigst  zurückgezogen.  Was 
wäre  wohl  bezeichnender? 

Vergeblich  erklärt  man  mit  Herrn  Deutrich,  daß  sich  in 
der  schwedischen  Verfassung  Bestimmungen  fänden,  die  mit 
der  russischen  Regierungsform  unvereinbar  seien ;  es  genügte, 
daß  sie  als  hinfällig  betrachet  wurden,  ohne  daß  die  gesamte 
Verfassung  an  ihrem  Fall  teilhatte.  Vergeblich  fügt  man  hinzu, 
Graf  Rehbinder  habe  durch  die  erfolglose  Vorlegung  eines  finn- 
ländischen  Verfassungsentwurfes  später  dargetan,  daß  Finnland 
keine  Verfassung  besaß ;  was  Rehbinder  voraussah  und  was 
hernach,  im  Jahre  1863,  Alexander  H.  gelobte,  war  eine  mit 
Einwilligung  des  Landtages  erfolgende  Revision  der  Verfassung, 
um  deren  Grundsätze  fortzuentwickeln  und  ihre  Bestimmungen 
mit  der  neuen  Lage  in  Einklang  zu  bringen.  Umsonst  be- 
hauptet man  mit  den  Herren  Deutrich  und  Korewo ,  daß 
Alexander  L,  als  er  Finnland  Privilegien  verlieh,  sich  deren 
spätere  Zurücknahme  vorbehalten  habe;  im  Jahre  1809  äußerte 
Alexander  L  wörtlich,  und  bei  jedem  Regierungsantritt  haben 
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seine  Nachfolger  wörtlich  wiederholt :  „Wir  geloben,  alle  diese 
Vorrechte  und  Gesetze  fest  und  unverbrüchlich  in  ihrer 
vollen  Kraft  aufrechtzuerhalten".  Um  das  unerschütterliche 
Gewicht  dieser  Urkundentexte  zu  verringern,  behaupten  nun 
die  Herren  Deutrich  und  Korewo ,  daß  die  Zaren  mittelst 
jener  Gelöbnisse  nur  eine  provinzielle  Autonomie,  d.  h.  eine 
widerrufliche  Autonomie  verheißen  hätten.  Kann  man  nun 
aber  wirklich  die  Autonomie  eines  Landes  provinziell  nennen, 
dem  man  nicht  nur  seine  Privilegien,  sondern  auch  seine 
„grundlegenden"  Gesetze  gewährleistet  und  von  dem  man 
gleichzeitig  erklärt,  daß  es  einen  „Thron"  besitze  (vgl.  die 
Garantieakte  Nikolaus'  I,  vom  12. /24.  Dezember  1825  und  das 
Manifest  Nikolaus'  I.  von  demselben  Tage)?  Wäre  nun  aber 
auch  unter  einer  provinziellen  Autonomie  wirklich  eine  wider- 
rufliche Autonomie  zu  verstehen,  was  anderes  würde  ein  solches 
Argument  wohl  beweisen  als  nochmals  die  alte  Tatsache,  daß 
Finnland,  dem  Ausspruche  Alexanders  I.  und  Alexanders  II. 
gemäß,  ein  Staat  ist?  Allerdings  gibt  Herr  Korewo  zu  ver- 
stehen, Finnland  habe  sich  nicht  dem  Zaren,  sondern  Rußland 
übergeben,  so  daß,  wenn  man  das  Argument  kurz  und  bündig 
zusammenfaßte,  das  Wort  des  Zaren  nicht  für  Rußland  ver- 
bindlich sein  könne.  Eine  reine  Sophisterei !  Indem  Finnland 
sich  den  Zaren  übergab ,  trat  es  in  Verbindung  mit  Rußland, 
das  sich,  unter  dem  Selbstherrschertum ,  von  ihnen  selbst 
überhaupt  nicht  unterschied.  Das  Wort  der  Zaren  ist  un- 
streitig für  Rußland  verbindlich.  Vergeblich  begibt  sich  die 
russische  Argumentation  auf  die  Suche  nach  allen  möglichen 
Ausflüchten ,  Spitzfindigkeiten,  Wortspielereien  und  Schlupf- 
wegen; immerfort  erhebt  sich,  am  Endpunkt  des  Arguments, 
unwiderstehlich  das  Recht  Finnlands. 

In  der  russisch-finnländischen  Kommission  drückte  sich 
Herr  Deutrich  folgendermaßen  aus:  „Ich  wäre  den  finnländischen 
Kommissionsmitgliedern  sehr  dankbar,  wenn  sie  sich  nicht 
auf  eine  unbestimmte  Versicheruns  vom  Vorhandensein  dieser 
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Verfassung  beschränken  wollten ,  sondern  mir  zeigen  wür- 
den .  wo  sich  deren  Originaltext  mit  der  Unterschrift  des 
russischen  Monarchen  befindet.  Ich  gebe  Ilmen  die  kate- 
gorische Versicherung,  daß  eine  derartige  Magna  Charta  nicht 
existiert  und  auch  niemals  existiert  hat".  Es  gibt  so  nahe- 
liegende und  so  feststehende  Wahrheiten,  daß  sie  sich  nicht 
wiederfinden  lassen ,  wenn  man  sie  einmal  aus  den  Augen 
verloren  hat.  Diejenigen,  die  angesichts  der  Sonne  hartnäckig 
das  Vorhandensein  des  Tageslichtes  ableugnen,  sind  für  Beweise 
nicht  mehr  zugänglich.  Wie  könnten  sie  aber  hoffen,  irgend- 
einem anderen  eine  Ansicht  beizubringen,  die  nur  noch  als 
ein  Gebrechen  zu  betrachten  ist?  Die  finnländische  Verfassung 
existiert:  es  ist  die  1809  in  Finnland  gültige  schwedische 
Verfassung,  vermindert  um  diejenigen  Bestimmungen,  die  an 
und  für  sich  mit  dem  Zarismus  unvereinbar  waren,  und  deren 
feste  und  unverbrüchliche  Beibehaltung  und  Garantie,  die 
Alexander  I.  in  aller  Form  gelobt  hatte,  seine  ganze  Regierung 
hindurch  in  einer  Reihe  von  Akten  seine  Unterschrift  tragen. 
Die  Forderung  einer  besonders  für  Finnland  festgesetzten 
finnländischen  Verfassung  mit  der  Unterschrift  des  Zaren  ist 
unnötig,  da  ja  der  Kaiser  durch  die  unter  seiner  Unterschrift 
erlassene  und  erforderlichenfalls  durch  eine  ganze  Reihe  späterer 
Akte  erläuterte  Akte  vom  15./27.  März  1809  Finnland  die 
feste  und  unverbrüchliche  Beibehaltung  der  schwe- 
dischen Grundgesetze  (d.  h.  Gesetze  verfassungsmäßigen 
Charakters)  garantiert  hat.  Wohl  erklärt  Herr  Deutrich: 
„In  keinem  einzigen  Manifest  findet  sich  auch  nur  eine  einzige 
Anspielung  darauf,  daß  die  russischen  Selbsthen'scher  sich 
selber,  für  sich  oder  für  ihre  Nachfolger,  zur  Aufrechterhaltung 
der  Rechte  Finnlands  als  eines  Staates  verpflichtet  hätten". 
Aber  auch  hier  wieder  treibt  Herr  Deutrich  ein  Spiel  mit 
Worten.  Wäre  der  Nachweis  erforderlich,  daß  die  Manifeste 
Alexanders  I.  und  Alexanders  II.  ausdrücklich  Finnland  zu 
einem  Staate  machten,  so  würde  sich  der  Beweis  dafür  leicht 
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erbringen  lassen,  und  wir  haben  ihn  denn  auch  erbracht. 
Hingegen  würde  man  uns  schwerHch  Manifeste  zeigen  können, 
in  denen  das  durchgehends  als  „Nation'',  als  „Land"  und  als 
„Volk"  gekennzeichnete  Finnland  kategorisch  als  „Provinz" 
bezeichnet  wird.  Allein  hierum  handelt  es  sich  nicht,  wie 
wir  noch  einmal  betonen  wollen.  Es  handelt  sich  nicht  darum, 
festzustellen,  ob  Finnland  ein  Staat  ist,  sondern,  viel  einfacher, 
darum,  ob  es  eine  verfassungsmäßige  Autonomie  besitzt.  Es 
handelt  sich  nicht  darum,  festzustellen,  ob  es  Rechte  als  Staat 
besitzt,  sondern  vielmehr  darum,  ob  es  als  politischer  Orga- 
nismus sich  im  Besitze  von  Rechten,  d.  h.  Privilegien  befindet, 
die  ohne  seine  Zustimmung  nicht  geschmälert  werden  dürfen. 
Nun  aber  -vsäederholen  alle  Urkundentexte  um  die  Wette : 
Finnland  besitzt  diese  Rechte. 

Konnten  mm  aber  die  Zaren  wirklich  das  geloben,  was 
sie  solchergestalt  gelobt  haben?  Konnten  sie,  als  sie  Finn- 
land in  das  russische  Kaiserreich  aufnahmen,  ihm  auf  Grund 
ihrer  Proklamationen  mehr  gewähren,  als  den  mehr  als  un- 
sicheren Gnadenbeweis  —  eine  stets  nur  zeitweihge ,  weil 
ihrem  Wesen  nach  widerrufliche  Vergünstigung  —  eines 
Willens,  der,  weil  er  souverän  war,  sich  nicht  selber  binden 
konnte?  Das  ist  die  neue  und  letzte  Perspektive,  die  sich 
der  russischen  These  eröffnet.  Und  in  der  Tat  kehrt  diese 
zur  Rechtswissenschaft  zurück  —  freilich  nicht  mehr,  wie 
vordem,  zum  Völkerrecht,  sondern  zum  Verfassungsrecht  — 
und  sucht  zu  beweisen ,  daß  Finnland  kein  Recht  besitzen 
könne,  das  sich  demjenigen  Rußlands  entgegenstellen  lasse. 
Es  ist  das  ein  verzweifelter,  noch  dreisterer  und  tollkühnerer 
Versuch  als  wenn  man  da  „bürgerliche  Gesetze"  liest,  wo  die 
Zaren  „Grundgesetze"  schrieben.  Die  Bemühungen  des  Herrn 
Korewo  in  dieser  Richtung  sind  derartig,  daß  sie  für  diejenigen 
eine  Überraschung  bilden,  die  das  Staatsrecht  zum  Gegenstand 
ihrer  Untersuchungen  machen.  Nach  seiner  Ansicht  ist  das 
Finnland   inbezug   auf  die  Beibehaltung  seiner  Verfassunar  er- 
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teilte Gelöbnis  deshalb  für  Rußland  nicht  verbindlich,  weil 
letzteres  iui  Unterschied  zu  Finnland  souverän  ist,  und  weil 
die  Souveränität  sich  nicht  binden  läßt.  „Ein  Reichsgesetz", 
so  hat  er  wörtlich  erklärt ,  „kann  eine  Pro vinzial Verfassung 
nicht  verletzen,  und  zwar  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil 
die  letztere  ein  integrierender  Bestandteil  des  ersteren  ist; 
es  kann  sie  verändern,  aber  das  scliließt  keine  Verletzung  in 
sich".  Fürwahr  eine  bewundernswerte  Formulierung!  Auf 
solche  Weise  könnte  also  der  Zar,  obwohl  er  Finnland  die 
feste  und  unverbrüchliche  Beibehaltung  seiner  Ver- 
fassung versprochen,  als  Oberhaupt  des  souveränen  Rußland, 
ganz  nach  seinem  Belieben,  das  als  Großfürst  von  Finnland 
erteilte  Gelöbnis  zurücknehmen !  Wenn  in  einem  Reiche 
ein  Teil  desselben  feierlich  bewilligte  Privilegien,  eine  Ver- 
fassung und  sogar  eine  Verfassungsm'kunde  erhalten  würde, 
so  wäre  also  diese  Verfassung  oder  diese  Verfassungsurkunde 
—  selbst  wenn  sie  wörtlich  dahin  lautete  —  nicht  unwider- 
ruflich, da  sie  ja  in  juristischer  Hinsicht  nicht  unwiderruflich 
sein  könnte  1  Nein,  dann  wäre  es  doch  ein  köstliches  Ding 
um  die  Rechtswissenschaft,  welche  die  Urkundentexte  das 
Gegenteil  von  dem  sagen  läßt,  was  sie  wirkHch  sagen,  und 
die  von  erteilten  Gelöbnissen  entbindet! 

Allein  es  ist  Juristen  nicht  gestattet,  es  ruhig  geschehen 
zu  lassen,  daß  das  Recht  auf  solche  Weise  herabgewürdigt 
und  verfälscht  wird.  Was  besagt  das  Recht?  Es  besagt, 
daß  ein  gegebenes  Versprechen  gehalten  werden  muß;  pacta 
servanda:  so  lautet  sein  Prinzip.  Das  in  Borgä  gegebene 
Versprechen  trägt  nicht  den  Charakter  einer  Verleihung, 
sondern ,  da  der  Treueid  der  Stände  darauf  folgte ,  den 
Charakter  eines  Vertrages.  Trüge  es  aber  auch  den  Charakter 
einer  Verleihung,  so  wäre  es  doch  unwiderruflich.  Denn  ein 
einfaches,  einseitiges  Versprechen,  dessen  Fassung  die  Absicht 
verrät,  sich  auf  dem  Gebiete  des  Rechts  zu  verpflichten,  bindet 
in  rechtlicher  Hinsicht  denjenigen,   der  es  abgegeben,   ebenso 
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fest  wie  ein  Vertrag,  mag  es  sich  nun  um  Kaiser  und  Könige 
oder  um  einfache  Privatpersonen  handeln.  Könnten  die 
Regierenden  sich  eigenmächtig  von  juristischen  Versprechungen 
lossagen,  die  sie  einmal  gemacht,  so  gäbe  es  überhaupt  kein 
Staatsrecht  mehr.  Souveränität  bedeutet  keineswegs  die  un- 
umschränkte Gewalt,  alles  das  zu  tun,  was  Herr  Korewo  sich 
im  Geiste  vorstellt;  Souveränität  bedeutet  vielmehr  auch  die 
Befugnis,  sich  durch  seinen  eigenen  Willen  zu  beschränken. 
Mag  Finnland  auf  Grund  der  Borgäer  Akte  ein  Staat  oder 
kein  Staat  sein,  mag  die  Borgäer  Akte  ein  Vertrag  oder  kein 
Vertrag  sein,  —  jedenfalls  hat  sich  die  Souveränität  des  Zaren, 
folglich  auch  die  des  Russischen  Reiches,  Schranken  auferlegt. 
Da  diese  Beschränkung  erfolgt  ist,  muß  Rußland  sie  anerkennen. 
Ebenso  hat  Großbritannien  sowolil  Kanada  als  auch  Australien 
Verfassungen  zuerkannt,  von  denen  kein  englischer  Jui'ist  zu- 
geben würde,  daß  sie  durch  Großbritannien  nach  freiem  Gut- 
dünken und  ohne  die  Zustimmung  derjenigen  verändert  w^erden 
dürfen,  für  die  sie  Gültigkeit  haben.  Vergeblich  beruft  man 
sich  auf  den  Friedensvertrag  von  Fredrikshamn.  „Dieses 
Dokument",  so  hat  Herr  Stoh^in  in  seiner  Rede  in  der 
Reichsduma  erklärt,  „ist  der  Rechtstitel,  kraft  dessen  Rußland 
sich  im  Besitze  Finnlands  befindet,  und  die  einzige  Urkunde, 
die  über  den  Charakter  der  Beziehungen  zwischen  Rußland 
und  Finnland  entscheidet".  Um  das  Irrige  dieser  Beweis- 
führung zu  erkennen,  braucht  man  sie  nur  auf  Kanada  an- 
zuwenden, ein  großes,  im  englischen  Rechte  „Dominion"  ge- 
nanntes Territorium,  das  genau  diejenige  Autonomie  besitzt, 
auf  welche  die  Finnländer  Anspruch  erheben.  Obwohl  es 
einen  Teil  des  Britischen  Reiches  bildet,  besitzt  es  doch  eine 
besondere  Verfassung,  welche  die  zentrale  oder  souveräne 
Gewalt  dieses  Reiches  nicht  ausschließlich  nach  seinem  Belieben 
zu  verändern  berechtigt  ist.  Soll  man  uns  nun  etwa  damit 
kommen,  daß  eine  juristische  Stellung,  deren  Existenz  jeder- 
mann sieht,  deshalb  nicht  existiert,  weil  der  Pariser  Friedens- 
Finnland  und  Rußland.  7 
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vertrag  von  1763,  in  welchem  Frankreich  Kanada  an  Groß- 
britannien abtrat,  nichts  davon  erwähnt?  Vergeblich  behauptet 
man  mit  Herrn  Korewo,  die  Souveränität  eines  Reiches  er- 
hebe Widerspruch  dagegen,  daß  das  Reichsgesetz  die  Gesetze 
seiner  Bestandteile  zu  respektieren  verpflichtet  sei;  sobald 
eine  Souveränität  sich  Schranken  auferlegt,  ist  si(^  verpflichtet, 
dieselben  zu  respektieren.  In  dreister  Weise  leugnet  Herr 
Korewo  die  Möglichkeit,  daß  es  zwischen  einer  politischen 
Gesamtheit  und  deren  Bestandteilen  organische  Beziehungen 
geben  könne ,  die  ihren  gegenseitigen  Wirkungskreis  genau 
bezeichnen.  Wollte  man  eine  solche  These  gelten  lassen,  so 
würde  das  heißen,  daß  Kanada  und  Australien  bereits  morgen 
durch  ein  britisches  Gesetz  ihrer  Verfassungen  beraubt  werden 
können,  und  das  wäre  doch  wohl  eine  überraschende  Be- 
hauptung ^  Noch  überraschender  aber  ist,  daß  diese  Be- 
hauptung als  ein  Axiom,  ohne  die  mindeste  Spur  einer  Beweis- 
fülu-ung  und  ohne  ein  anderes  Argument  als  den  Hinweis  auf 
das  Beispiel  des  deutschen  Reichstages  auftritt.  Letzterer 
schreibt  den  Bundesstaaten  gewisse  Gesetze  als  Reichsgesetze 
vor;  doch  kann  er  solches  offenbar  nur  innerhalb  der  von  der 
Reichsverfassung  angegebenen  Schranken  imd  kraft  dieser  von 
den  Bundesstaaten  angenommenen  Reichsverfassung  tun.  Herr 
Korewo  versichert  uns  —  oder  gibt  uns  vielmehr  unter  der 
Hand  zu  verstehen  — ,  daß  Finnland  sich  in  derselben  Lage 
wie  Elsaß-Lothringen  befinde,  und  daß  es  nach  dem  Vorbilde 
Elsaß-Lothringens,  das  Abgeordnete  in  den  Reichstag  entsende, 
unter  Entsendung  von  Abgeordneten  in  die  Reichsduma  den 
russischen  Reichsgesetzen  unterworfen  sein  kömie  und  müsse. 


^  Die  englischen  Juristen,  die  zwischen  der  Form  des  Gesetzes 
und  der  Grundlage  der  Verfassung  einen  Unterschied  machen,  er- 
klären, daß  eine  derartige  Veränderung  streng  genommen  sich  in 
formeller  Hinsicht,  nicht  aber  dem  Grunde  nach  verstehen  lassen  würde. 
So  sei  die  Enteignung  ohne  jeglichen  Schadenersatz  aus  Gründen  des 
öffentlichen  Nutzens  gesetzlich  in  formaler  Hinsicht  möglich,  ver- 
fassungsmäßig aber  unmöglich. 
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Bisher  hatte  noch  niemand  zwischen  Elsaß •Lotlu'ingen  und 
Finnland  eine  solche  Parallele  zu  ziehen  gewagt ;  sie  krankt 
u.  a.  an  dem  kleinen  Fehler,  dais  sie  die  Tatsache  übersieht, 
daß  die  Anwendbarkeit  der  deutschen  Verfassungsgesetze  auf 
Elsaß-Lothringen  durch  Artikel  7  des  Gesetzes  vom  25.  Juni 
1873  ermöglicht  wird,  während  Finnland  bereits  im  Jahre  1809 
die  seitdem  unaufhörhch  erneuerte  Zusicherung  empfing,  daß 
seine  früheren  Grundgesetze  aufrechterhalten  werden  sollten. 
Der  Unterschied  zwischen  Elsaß-Lothringen  und  Finnland  ist 
schon  in  diesem  einzigen  Punkte  allzu  handgreifhch,  als  daß 
die  mindeste  Analogie  gestattet  wäre. 

Die  Rechtswissenschaft,  zu  der  die  russischen  Be- 
hauptungen ihre  Zuflucht  nehmen,  um  diejenigen  Beweisgründe 
zu  finden,  welche  die  Geschichte  ihr  versagt,  wird  in  ihren 
Hauptbegriffen  von  den  Anhängern  der  russischen  Ansprüche 
genau  ebenso  mißhandelt,  wie  früher  von  ihnen  die  Urkunden- 
texte mißhandelt  worden  waren,  selbst  wo  es  sich  um  Erlasse 
der  russischen  Kaiser  handelte. 


Mag  Finnland  ein  Staat  oder  kein  Staat  sein,  mag  —  noch 
besser  ausgedrückt  —  die  Borgäer  Akte  ein  Vertrag  oder  kein 
Vertrag  sein,  nichtsdestoweniger  steht  es  fest,  daß  Finnland 
Rußland  gegenüber  eia  Anrecht  auf  die  Beibehaltung  seiner 
Verfassung  besitzt,  und  daß  sein  Rechtsanspruch  in  diesem 
Falle  nicht  eine  unsichere,  von  dem  gnädigen  Willen  des 
Fürsten  herrührende  Vergünstigung,  sondern  ein  unwiderruf- 
liches Recht  ist,  das  nur  durch  den  gemeinsamen  Willen  des 
Großfürst-Zaren  und  des  Landtages  modifiziert  werden  kann. 
Eine  solche  Erklärung  haben  alle  Zaren  abgegeben,  als  sie 
den  Thron  Finnlands  bestiegen.  Wenn  nun  aber  auch  bis 
Ende  des  19.  Jahrhunderts  das  historische  Recht  Finnlands 
derart  beschaffen  war,  ist  es  vielleicht  seit  Beginn  des  20.  Jahr- 
hunderts  modifiziert   worden?     Am   25.  Oktober/6.  November 
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1894  hat  Nikolaus  IL,  gemäß  dem  Beispiel  seiner  Vorgänger, 
„die  Grundgesetze  nebst  den  Rechten  und  Privilegien  bestätigt 
und  bekräftigt,  die  alle  Bewohner  insgemein ,  sowohl  Hoch 
als  Niedrig,  bisher  gemäß  den  Konstitutionen  dieses  Landes 
genossen  haben".  Hat  der  Zar  dieses  einmal  gegebene  Ver- 
sprechen zurücknehmen  können  ?  Herr  Korewo  gibt  in  seiner 
Rede  unter  der  Hand  zu  verstehen,  daß  der  Zar  durch  das 
Manifest  vom  3,/15.  Februar  1899,  das  die  gesetzgebende  Be- 
fugnis des  Landtages  einschränkte,  das  historische  Recht  Finn- 
lands modifiziert  habe,  und  daß  nach  Erlaß  dieses  Dekrets 
französische  Juristen  von  so  großem  Rufe  wie  Bonfils  und 
Despagnet  die  ganze  Frage  als  künftig  zugunsten  Rußlands 
und  gegen  Finnland  entschieden  ansähen.  Auch  hier  wieder 
handelt  es  sich  indessen  um  ein  Spiel  mit  Worten.  Wohl 
kann  im  öffentlichen  Recht  die  Macht  die  Schöpferin  des 
Rechts  sein,  beispielsweise  mittelst  der  Eroberung,  indessen 
immer  nur  unter  der  Bedingung,  daß  die  Kundgebung  dieser 
Macht  von  einer  freiwilligen  Unterwerfung  oder  mindestens 
einer  stummen  Verzichtleistung  begleitet  wird.  Selbst  wenn 
man  von  dem  schönen  Ausspruch  des  Herrn  Stolypin,  daß 
„in  Rußland  Macht  nicht  vor  Recht  gehen"  könne,  absieht, 
müßte  man  doch  erklären,  daß  ein  von  der  Gewalt  verkanntes 
Recht  erst  im  Laufe  der  Zeit,  und  zwar  durch  die  ausdrück- 
liche oder  schweigende  Zustimmung  seines  Inhabers,  hinfällig 
wird.  Selbst  wenn  man  die  auf  dem  Zwangswege  abgepreßte 
Zustimmung  für  genügend  hielte ,  könnte  man  doch  kein  Be- 
w^eismittel  daraus  herleiten ;  denn  im  vorliegenden  Falle  hat 
jene  Zustimmung  nicht  stattgefunden.  Das  dem  Rechte  Finn- 
lands feindliche  Prinzip ,  das  wie  ein  Keim  in  der  Akte  von 
1899  enthalten  war,  hat  sich  nicht  frei  entwickeln  können. 
Da  auf  diese  Akte  unmittelbare  Verwahrungen  seitens  des 
Landtages  in  Gestalt  eines  „allergehorsamsten  Antwort- 
schreibens" erfolgten,  hat  sie  kein  neues  Recht  schaffen  können. 
Weder  Fauchille  —  der  Fortsetzer  der  Arbeit  des  damals  ver- 
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storbenen  Bonfils  —  noch  Despagnet  vertreten  eine  solche 
Lehre ;  auch  das  ist  ein  tatsächlicher  Irrtum,  neben  so  vielen 
anderen,  in  der  Rede  des  Herrn  Korewo.  Was  jene  Verfasser 
vor  1905  an  einer  Stelle  ihrer  Handbücher  für  Studierende 
kurz  gesagt  haben,  ist  einfach  das,  daß  die  betreffende  Frage 
seit  Erlaß  des  Manifestes  von  1899  praktisch  nicht  mehr  auf- 
geworfen worden  sei.  Im  übrigen  aber  haben  die  Beharrlich- 
keit Finnlands  im  Kampfe  um  sein  Recht  und  die  Aufhebung 
der  Akte  von  1899  im  Jahre  1905  seitdem  mehr  als  genug 
ihre  damaligen  Behauptungen  Lügen  gestraft. 

Im  Jahre  1900  erklärten  sämtliche  Juristen,  daß  das  Recht 
Finnlands  „so  klar  wie  die  Sonne"  sei.  Wo  findet  sich  denn 
die  neue  Tatsache,  die  im  vorliegenden  Falle  das  allgemeine 
juristische  Bewußtsein  verändern  könnte?  Diese  Fi-age  wird 
in  der  Dumarede  des  Herrn  Stolypin  in  verschleierten  Aus- 
drücken durch  Suggerierung  eines  allgemeinen  Arguments,  so- 
wie von  den  Herren  Deutrich  und  Korewo  in  sehr  klaren 
Worten  durch  die  einfache  Anführung  von  urkundlichen  Be- 
weismitteln beantwortet.  In  der  so  geschickten  und  politisch 
insinuanten  Rede  des  Herrn  Stolypin,  in  der  die  Ideen  ohne 
bestimmte  Umrisse  aber  mit  so  einschmeichelnder  Gewalt  auf- 
tauchen, heißt  es,  nach  Anklagen  über  die  Unterstützung,  die 
Finnland  sich  auf  umstürzlerischer  Seite  zu  verschaffen  suche : 

„Man  lauscht  in  Finnland  den  Stimmen  derer,  die  nicht 
begreifen  wollen  oder  nicht  begreifen  können,  daß  die  strenge 
Gewalt,  welche  die  Revolution  unterdrückt,  und  die  schöpfe- 
rische Kraft,  welche  die  soziale  Ordnung  im  Kaiserreiche  .  .  . 
umzuformen  bestrebt  ist,  lediglich  ein  und  dasselbe  Ziel  haben : 
die  Einführung  einer  vollkommenen  und  unerschütterlichen 
gesetzHchen  Ordnung  im  gesamten  Bereiche  Rußlands  (Beifalls- 
klatschen in  der  Mitte  und  rechts).  Ich  vermag,  meine  Herren, 
nicht  zu  begreifen ,  wie  man  Argwohn  gegen  eine 
Regierung  hegen  kann,  die  den  Willen  des 
Monarchen  ausführt  und  die,  in  Übereinstimmung 
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mit  den  Organen  der  Volksvertretung,  in  Ruß- 
land eine  ausschließlich  auf  die  Gesetze  ge- 
gründete, ungestörte  und  unerschütterliche  Ord- 
nung einzuführen  sucht.  Wie  kann  man  sie  im 
Verdacht  haben,  sie  wolle  bei  unseren  finn- 
ländischen  Untertanen  eine  völlig  gleiche  Ord- 
nung zugrunde  richten"? 

Fast  unmittelbar  darauf  gleiten  Worte  und  Gedanken  zu 
anderen  Ideen  hinüber.  Man  bemerkt  nur  einen  plötzlich 
aufleuchtenden  Blitz ,  der  jedoch  zum  Verständnis  genügt. 
Der  Gedankengang  ist  folgender:  v^enn  Finnland  auch  im 
Jahre  1809  eine  besondere  Verfassung  verdiente,  da  die  auto- 
kratische Regierungsform  des  Russischen  Reiches  nicht  für 
Finnland  passen  konnte,  so  kann  es  doch  heutzutage  nicht 
mehr  darauf  Anspruch  erheben,  da  Rußland,  nach  dem  Bei- 
spiele Finnlands,  jetzt  konstitutionell  geworden  ist.  Um  die 
obige  Stelle  in  der  Rede  des  Herrn  Stolypin  richtig  zu  durch- 
schauen, müssen  wir  uns  ins  Gedächtnis  zurückrufen,  daß  im 
Jahi'e  1908  das  vom  finnländischen  Landtage  beschlossene 
Preßgesetz  vom  russischen  Ministerrat  zurückgehalten  wurde, 
weil  nächstens  auch  von  der  Reichsduma  ein  Preßgesetz  be- 
schlossen werden  sollte.  Weil  das  politische  System  Finn- 
lands und  Rußlands  vereinheitlicht  wird,  kann  also  für  beide 
das  Gebiet  der  gemeinsamen  Gesetzgebung  sich  auf  beinahe 
alle  Fragen  erstrecken.  Aber  sogar  bei  einfacher  Berück- 
sichtigung der  Tatsache  und  der  Zweckmäßigkeit  (d.  h.  dessen, 
was  politisch  wünschenswert  oder  möglich  wäre,  obwohl 
es  in  juristischer  Hinsicht  weder  unbestritten  noch  unbestreit- 
bar ist)  erscheint  es  unzulässig,  daß  die  Zunalime  der  politischen 
Freiheit  in  Rußland  die  geradezu  widersinnige  Folge  haben 
soll,  in  Finnland  ebendieselbe  Freiheit  zurückzudrängen. 

Wenn  man  nun  bei  diesem  Argument  etwas  länger  ver- 
weilt, obwohl  es  ein  rein  tatsächliches,  dem  Recht  fremdes 
ist,  so  bemerkt  man  sofort,  daß  es  schon,  inbezug  auf  die  Tat- 
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Sache  selbst,  auf  einem  IiTtum  beruht.  Zwischen  den  durch 
die  Gewöhnung  seit  hinger  Zeit  zur  Freiheit  erzogenen  Finn- 
ländern und  den  Russen,  denen  es  noch  an  Erfahrung  fehlt 
und  noch  lange  fehlen  wird,  ist  der  Unterschied  allzu  groü, 
als  daß  innerhalb  des  Kaiserreiches  die  politische  Einheit  her- 
gestellt werden  könnte.  Da  Finnland  auf  der  Bahn  des  Kon- 
stitutionalismus Rulsland  vorausgegangen  ist,  hat  es  vor  ihm 
einen  Vorsprung.  Auf  den  Pfaden  der  Freiheit  können  beide 
noch  nicht  gleichen  Schritt  halten.  Ein  solches  Vereinsgesetz 
wie  das  vom  Landtage  beschlossene  und  vom  Großfürst-Zaren 
bestätigte  Gesetz  vom  20.  August  1906,  das  die  Gültigkeit 
eines  Grundgesetzes  besitzt,  könnte  vielleicht  in  Rußland 
noch  nicht  eingeführt  werden.  Anderseits  wird  das  Inkraft- 
treten des  Preßgesetzes,  in  dessen  Besitz  Finnland  gerade 
gelangen  sollte,  durch  die  Tatsache  aufgehalten,  daß  Rußland 
noch  nicht  sein  eigenes  Preßgesetz  erhalten  hat.  Soll  jede 
Freiheit,  deren  Verleihung  an  Rußland  infolge  russischer  Vor- 
fälle verfrüht  erscheinen  könnte,  oder  die  infolge  der  Willkür 
der  Regierenden  Rußland  versagt  werden  würde,  —  soll  denn 
eine  solche  Freiheit  auch  Finnland  für  dieselbe  Zeit  verweigert 
werden  ?  Nur  eins  von  zwei  Dingen  ist  möglich :  entweder 
erhält  Rußland  in  politischer  Hinsicht  dieselben  Rechte  wie 
Finnland,  und  der  Gang  der  russischen  Angelegenheiten  läuft 
alsdann  Gefahr,  in  Ungelegenheiten  gebracht  zu  werden,  oder 
aber  Finnland  richtet  sich  nach  Rußland  und  alsdann  ist  es 
nicht  mehr  sicher ,  das  ihm  zuträghche  Regierungssystem  zu 
besitzen.  Vorausgesetzt  sogar,  daß  Rußland  sich  sofort  und 
ohne  Erschütterungen  zur  vollen  Blüte  der  politischen  Freiheit 
entfalten  könnte,  so  würde  hieraus  doch  keineswegs  folgen, 
daß  eine  Vereinheitlichung  des  materiellen  und  moralischen 
Zustandes  der  beiden  Länder  möglich  wäre.  Die  Geschichte, 
die  Rasse,  das  Temperament  und  die  Sitten  sind  es,  die  der 
politischen  Freiheit  ihre  Form  geben,  und  zwar  eine  Form, 
die  niemals  sich  von  ihrer  Substanz  loslösen  kann.    Das  Recht 
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auf  Beibehaltung  dieser  Fonii  ist  es,  was  die  Finnländer  stets 
beanspruchen,  und  das  Recht  auf  Bewahrung  dieser  Form  ist 
es,    was    Alexander    I.    ihnen    auf   immer    gelobt    hat.      Die 
politische    Freiheit    ist    das    höchste   Unterpfand    der   bürger- 
lichen  Freiheit,    d.   h.    der   individuellen   öffentlichen  Rechte. 
Auf  solche  Weise   haben   auch   die  Zaren  jederzeit   die   finn- 
ländischen  Freiheiten  aufgefaßt.     So  erklärt  sich  Alexander  I. 
„überzeugt,   daß  die  Verfassung  und  die  Gesetze,   die,  über- 
einstimmend   mit  dem  Charakter,   den  Sitten  und 
dem    Bildungsgrade    des    finnländischen    Volkes, 
M^ährend  einer  langen  Reihe  von  Jahren  die  Grundlage  seiner 
bürgerlichen    Freiheit    und    Ruhe    ausgemacht    haben, 
nicht    ohne    Schaden    für    dieselben    eingeschränkt    oder    er- 
schüttert werden  könnten"   (Dekret  vom  9. '21.  Februar  1816). 
So   erklärt  Alexander  IL,   daß   er  „an  den  mit  den  Sitten 
des     finnländischen     Volkes     in      engster     Verbindung 
stehenden   konstitutionell-monarchischen   Ginindsätzen   fest- 
halte" (Thronrede  vom  18.  September  1863).    Die  Zaren  haben 
anerkannt,  daß  zwischen  den  bürgerlichen  Freiheiten  und  den 
Sitten   eine   enge  Abhängigkeit  besteht,   und  sie  haben  Finn- 
land erklärt,  daß  dieser  Zusammenhang  zwischen  seinen  Frei- 
heiten  und   seinen   Sitten   geachtet  werden   solle.     Was   die 
Zaren  den  Finnländern  im  Jahre  1809  zu  Borgä  gelobt  haben, 
waren  nicht  nur  einige  individuelle  Freiheiten,  sondern  auch, 
als   Schirm   und   Quelle    dieser   Freiheiten ,   für  Finnland   die 
Freiheit  seines  Volkes.    Genügt  das  Argument  der  Einführung 
einer   neuen  Ordnung    in   Rußland   ohnehin   schon   nicht,   um 
verständlich  zu  machen,  weshalb  denn  eigentlich  in  Finnland 
wie  in  Rußland  inbezug  auf  das  Preß-,  Koalitions-  und  Vereins- 
wesen,   hinsichtlich   des   Belagerungszustandes   etc.  etc.    .  .  . 
dieselben  Einrichtungen  bestehen  müßten,    so  genügt  es  noch 
weniger,    um   verständlich   zu   machen,   daß   auch   andere  An- 
gelegenheiten  (z.   B.    die   Justizorganisation)   gemeinsam    sein 
müßten,  oder  daß  in  Finnland,  ohne  die  Zustimmung  des  Land- 
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tages  und  auf  dem  Wege  der  Reiclisgesetzgebimg,  die  russische 
Sprache  obhgatorisch  gemacht  werden  könne.    Schließlich  aber 
ist   das  Argument   auch  vom   rechtlichen   Gesichtspunkte   aus 
vollkommen   wertlos.      Denn   es    beruht   auf   der   Vorstellung, 
daß ,     falls    die    Gründe    der    finnländischen    Autonomie    ver- 
schwinden   würden ,    diese    Autonomie    infolge    der    Willens- 
äußerung  Rußlands    aufhören    könne ,     während    doch    diese 
Autonomie,  falls  jene  Gründe  AAnirklich  verschwinden  sollten,  nur 
mit  Zustimmung  Finnlands  selber  aufgehoben  werden  könnte. 
Rußland    bedarf    demnach    anderer    Beweisgründe.      Der 
russische  Ministerrat  will  bei  allen  finnländischen  Angelegen- 
heiten,  deren  Prüfung  ihm  zweckmäßig  erscheint,   und  deren 
Vortrag    beim   Kaiser    er ,    ohne   sein    Gutachten ,    verhindern 
möchte,   sich   eine  Kompetenz   in  beratender  Eigenschaft  ver- 
schaffen und  beruft  sich  zu  solchem  Zwecke  in  seinem  durch 
den   Kaiser  gebilligten   Reglement   vom    20.  Mai/2.  Juni  1908 
auf  die  Artikel   10    und    11  der  Grundgesetze  vom  25.  April/ 
8.  Mai  1906.     Die   in   der  russisch-finnländischen  Kommission 
als   Mitglieder  bezw.    als   Präsident   tätigen  Herren  Deutrich 
Korewo     und     Haritonow,     die     gleichfalls     ihre     unaufhör 
liehen  Eingriffe   in   die   gesetzgebenden  Befugnisse  des  Land 
tages   zugunsten  der  Reichsgesetzgebung  beschönigen  wollen 
sind    bemüht,    das    neue    Recht    Rußlands   Finnland    gegen 
über   auf   den  Wortlaut   der  russischen  Verwaltungsurkunden 
zu  gründen  (Artikel  2,  4,  10,  86  und  87  der  russischen  Grund- 
gesetze   vom    25.   Aprü/8.   Mai    1906).     In    seiner    Dumarede 
endlich   erkennt   Herr  Stolypin  Finnland,   nachdem  er  dessen 
aus   der  Borgäer  Akte  hervorgegangenen  historischen  Rechte 
bestritten,   zwar  Rechte  zu,   allein  einfach  solche  Rechte,  die 
aus  Artikel  2  der  russischen  Grundgesetze  vom  25.  April/8.  Mai 
1906  stammen,   wo  es  heißt:    „Das  Großfürstentum  Finnland, 
das   einen   unteilbaren  Bestandteil  des  Kaiserreiches  Rußland 
bildet,   wird   in   seinen  inneren  Angelegenheiten  durch  b  e  - 
sondere   Institutionen   auf  Grund    einer   besonderen 
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Gesetzgebung  regiert".  An  Stelle  der  umstrittenen 
Regierungsform,  die  auf  der  Borgäer  Akte  beruht,  schenkt 
Rußland  also  mittelst  seiner  neuen  Konstitution  Finnland  ein 
gesichertes  Regime.  Wieviel  ist  nun  aber  dieses  Regime  wert? 
Mit  Ausnahme  seiner  inneren  Angelegenheiten  der  Reichs- 
gesetzgebung unterworfen,  erhält  Finnland  nur  eine  Schein- 
autonomie ;  denn  die  russische  Gesetzgebung  wünscht,  indem 
sie  Finnland  seinen  Rechtstitel  erneuert,  gleichzeitig  ganz 
allein  und  unumsclu'änkt  seine  innere  Kompetenz  zu  bestimmen. 
Soll  Finnland  einen  solchen  Weg  einschlagen  ?  Alsdann  wäre 
es  um  seine  Autonomie  geschehen.  Demgemäß  weist  es  denn 
auch  das  gefährliche  Geschenk  der  Gesetze  von  1906  zurück 
und  hält  sich  an  die  Borgaer  Akte.  Vergebens  will  Rußland 
ihm  mit  Gewalt  ein  Geschenk  aufbürden,  das  es  lieber  nicht 
annehmen  möchte. 

Die  Gesetze  von  1906  lassen  sich  nicht  auf  Finnland  an- 
wenden, und  zwar  aus  zwei  Gründen :  zunächst,  weil  es  nicht 
ihre  Absicht  ist;  dann  aber,  weil  es  nicht  in  ihrer  Macht 
steht. 

Es  ist  nicht  ihre  Absicht:  erstens  deshalb,  weil  sie 
Rußland  vom  Zaren  nicht  gegen  Finnland  sondern  für 
Rußland  gegeben  worden  sind;  zweitens  deshalb,  weil  sie 
nicht  einmal  in  Finnland  promulgiert  worden  sind,  wo  einige 
Monate  später,  am  20.  August  1906,  der  Kaiser  ein  Gesetz 
als  finnländisches  Grundgesetz  sanktionierte,  das,  nach  Art.  2 
der  russischen  Verfassung,  lediglich  ein  Sondergesetz  hätte 
sein  dürfen;  drittens  endhch  deshalb,  weil  man  nicht  einmal 
in  den  über  die  Reichsduma  oder  den  Reichsrat  handelnden 
Urkundenstellen  daran  gedacht  hat,  Finnland  eine  permanente 
oder  eventuelle  Vertretung  zu  gewähren ,  die  doch  nötig  ge- 
wesen wäre ,  falls  das  Gesetzgebungsverfahren  des  Kaiser- 
reiches gemeinsam  gewesen  wäre. 

Es  steht  aber  auch  nicht  in  ihrer  Macht: 
erstens    deshalb ,    weil    die   Einführung    des   konstitutionellen 
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Regierungssystems  in  Rußland  das  Recht  Finnlands  nicht  hat 
modifizieren  können;  zweitens  deshalb,  weil  der  Zar,  als  er 
seine  Machtvollkommenheit  in  Rußland  einschränkte,  weder 
durch  diesen  Akt  sie  in  Finnland  vermehren  noch  auf  die 
Reichsduma  oder  auf  den  Reichsrat  mehr  Rechte  übertragen 
konnte,  als  er  selber  besaß.  Man  schafft  sich  nicht  selbst 
einen  Rechtstitel.  Man  kann  nicht  mehr  geben  als  man  besitzt. 
Diese  beiden  Grundsätze  verhindern  es,  daß  den  russischen 
Grundgesetzen  von  1906  nachträglich  eine  gegen  Finnland 
gerichtete  Bedeutung  untergelegt  wird ,  die  sie  ursprüngHch 
und  nach  der  Absicht  des  Kaisers  nicht  enthielten. 

Aber  bedarf  es  denn  überhaupt  aller  dieser  Auseinander- 
setzungen ? 

Ein  einziges  Wort  genügt,  um  die  Argumente  für  die  neue 
Ordnung  hinfällig  zu  machen:  das  Gesetz  vom  20.  Juli  1906 
-^  die  vom  Kaiser  sanktionierte  Landtagsordnung  —  enthält 
einen  Artikel  80,  der  ausdrückHch  die  Existenz  eines  Staats- 
grundgesetzes bestätigt,  das  vmverbrüchlich  aufrechterhalten 
werden  muß,  bis  es  vom  Großfürst-Kaiser  und  vom  Land- 
tage gemeinsam  abgeändert  worden  ist. 

Dieses  Gesetz  folgt  nun  aber  auf  die  Promulgation  der 
neuen  [russischen]  Grundgesetze  in  Rußland. 

Die  letzteren  beeinträchtigen  die  finnländische  Verfassung 
also  keineswegs,  da  ja  noch  nach  ilmen  in  einem  vom  Kaiser 
sanktionierten  Gesetz  ausdrücklich  anerkannt  wird ,  daß  in 
Finnland  lediglich  ein  Einvernehmen  zmschen  dem  Monarchen 
und  dem  Landtage  eine  Modifikation  der  Verfassung  herbei- 
führen kann. 


Darf  man  behaupten,  daß  dadurch  allein  schon,  daß  Finn- 
land und  Rußland  in  ein  und  demselben  Kaiserreiche  vereinigt 
seien ,  unvermeidUch  zwischen  ihnen  ein  Kreis  gemeinsamer 
Angelegenheiten  geschaffen  werde,  den  eine  gemeinsame  Ge- 
setzgebung regeln  müsse? 
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Zwei  Fragen  lassen  sich  hier  aufwerfen,  von  denen  die 
eine  Tatsachen,  die  andere  das  Recht  berührt. 

Da  das  juristische  Gebiet  für  die  Endabsichten  der  Wider- 
sacher Finnlands  äußerst  gefahrvoll  ist,  richten  sie  ihre  letzten 
Anstrengungen  auf  das  politische  Gebiet.  Herr  Deutrich 
empfindet  im  vorliegenden  Falle ,  wie  schwach  ihre  Beweis- 
gi'ünde  sind.  Nachdem  er  wiederholt  lang  und  breit  versichert 
hat,  daß  die  betreffende  Frage  einfach  ein  Rechtsproblem  sei, 
stellt  er  sich  daher  in  seiner  Rede  schließlich  auf  den  Stand- 
punkt der  Förderung  und  der  Sicherheit  des  Kaiserreiches. 
„Vor  hundert  Jahren",  so  sagt  er,  „hätten  der  Vorteil  und 
die  Sicherheit  des  Kaiserreiches  vielleicht  eine  Unterordnung 
der  inneren  Gesetze  Finnlands  unter  die  kaiserlichen  In- 
stitutionen nicht  erfordert.  Infolge  des  Aufschwunges  des  wirt- 
schaftlichen Lebens  im  Kaiserreiche,  infolge  der  zunehmenden 
Macht  der  benachbarten  Staaten  und  infolge  der  veränderten 
Bedingungen  des  internationalen  Wettbewerbs  wird  jedoch 
das  Kaiserreich  inbezug  auf  sein  Grenzgebiet  immer 
anspruchsvoller  und  muß  es  auch  immer  mehr  werden".  Was 
bedeutet  dieser  Satz?  Hat  die  kurze  Entfernung  zwischen 
Finnland  und  St.  Petersburg  oder  haben  die  Eisenbahnen 
wirklich  Finnland  so  sehr  in  die  Nähe  des  Kaiserreiches  ge- 
rückt? Sollte  in  der  Tat  von  Schweden  her,  das  nach  der 
Lostrennung  Norwegens  eher  zu  Rußland  hinzuneigen  scheint, 
die  Gefahr  einer  Einverleibung  drohen?  Wenn  ferner  das 
Wirtschaftsleben  im  Kaiserreiche  blüht,  was  macht  es  dann 
aus ,  ob  dies  in  Finnland  zufälligerweise  nicht  geschieht,  — 
obgleich  allerdings  eher  das  Gegenteil  der  Fall  zu  sein  scheint? 
Die  gewichtige  Staatsraison  Sahis  imperii  suprema  lex  esto  ist 
im  vorliegenden  Falle  lediglich  ein  leeres  Phantom.  Rußland 
weiß  sehr  wohl,  daß  Finnland  es  nicht  bedroht,  daß  dessen 
Verwaltung  jederzeit  bereit  ist,  loyal  mit  ihm  zusammen- 
zuarbeiten, und  daß  es  in  unerschütterlicher  Treue  nichts 
sehnHcher  wünscht,  als  mit  der  Anhänglichkeit,  die  es  jeder- 
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zeit  für  alle  Groüfürst-Zaren  gehegt  hat,  noch  ein  innigeres 
Gefühl  dankbaren  Vertrauens  verbinden  zu  können.  Nicht 
durch  Beschränkung,  sondern  durch  Erweiterung  der  Autonomie 
ihrer  verschiedenen  Völker  werden  doch  die  Reiche  während 
ihres  Wachstumes  kräftiger  und  stärker.  Wenn  Großbritannien 
die  Freiheiten  seiner  Völker  vermehrt ,  wenn  Dänemark  den 
Isländern  die  Unabhängigkeit  bewilligt,  warum  besteht  denn 
Rußland  hartnäckig  darauf,  die  Autonomie  Finnlands  zerstören 
zu  wollen?  Geschieht  es  um  eines  unabweisbaren  Lebens- 
bedürfnisses oder  um  eines  dringenden  politischen  Vorteils 
willen?  Nein,  und  abermals  nein!  Was  allen  denen  auffällt, 
die  mit  Aufmerksamkeit  die  finnländische  Frage  verfolgen,  ist 
gerade  der  Umstand,  daß  diese  Frage  nicht  von  einer  Differenz 
zwischen  Finnland  und  Rußland  über  einen  bestimmten,  die 
gemeinsame  Gesetzgebung  betreffenden  Punkt  herrührt,  den 
Finnland  gern  für  sich  allein  und  auf  eine ,  nach  dem  Urteil 
Rußlands  den  Reichsinteressen  widersprechende  Weise  hätte 
behandeln  wollen,  sondern  daß  die  betreffende  Frage  ihren 
Ursprung  unmittelbar  der  abstrakten  Frage  von  der  Abgrenzung 
ihrer  gegenseitigen  Kompetenzen  verdankt,  ohne  daß  man 
jemals  zu  zeigen  vermocht  oder  auch  nur  zu  zeigen  versucht 
hätte ,  inwiefern  Finnland  durch  die  Ausübung  seiner  be- 
sonderen Befugnisse  die  Reichsinteressen  gefährdet  oder  bei- 
nahe gefährdet  habe.  So  hat  beispielsweise  ein  Dekret  ver- 
fügt ,  daß  die  finnländischen  Eisenbahnen  von  Beamten  des 
Kaiserlich  Russischen  Verkehrsministeriums  überwacht  werden 
sollen ,  um  die  Ausführung  der  erforderlichen  Arbeiten  zu 
sichern ,  damit  die  breiteren  und  schwereren  russischen 
Eisenbahnwagen  künftig  sich  auch  auf  dem  finnländischen 
Schienennetz  bewegen  können.  Diese  Maßregel  ist  zunächst 
ungesetzHch,  da  die  Verfassung  nicht  zuläßt,  daß  nicht- 
finnländische  Beamte  mit  irgendeiner  beliebigen  Kontrolle  der 
finnländischen  Verwaltung  beauftragt  werden ;  sie  ist  ferner 
überflüssig,  da  diejenigen  Arbeiten,  für  die  der  Landtag  einen 
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Kredit  eröffnet,  zur  Ausführung  gelangen,  und  da  nichts  zu 
der  Vermutung  berechtigt,  daß  er  diese  Kredite  verweigern 
könnte ,  falls  die  russische  Regierung  sie  in  gesetzmäßiger 
Form  verlangt ;  sie  ist  endlich  verfrüht ,  da  man  noch  nicht 
den  Bau  der  Newabrücke  begonnen  hat,  die  zur  Verbindung 
der  russischen  Eisenbahnlinien  mit  dem  Schienennetz  Finn- 
lands erforderlich  ist.  Ebenso  bestimmt  —  um  ein  zweites 
Beispiel  anzuführen  —  ein  Manifest  vom  7.  Oktober  1909, 
daß  der  Militärdienst  der  finnländischen  Staatsbürger  auf  dem 
Wege  der  „allgemeinen  Reichsgesetzgebung"  geregelt  werden 
solle ,  obwohl  der  Landtag  doch  niemals  die  Genehmigung 
eines  Militärgesetzes  verweigert  hat,  das  man  ihm  als  für  das 
Kaiserreich  erforderlich  übermittelt  hätte.  Für  Rußland  ist  der 
Kernpunkt  der  Frage  nur  ein  Vorwand.  Was  verlangt  es  ,von 
Finnland,  das  für  Rußland  notwendig  wäre  ?  Handelt  es  sich 
um  ein  Militärgesetz  oder  um  ein  Gesetz  über  öffentHche 
Arbeiten  oder  um  ein  Unterrichtsgesetz  ?  Nein  1  Was  es  ver- 
langt, ist  nicht  etwa  diese  oder  jene  Maßregel  aus  dem 
Grunde,  weil  sie  für  Rußland  vorteilhaft  ist,  sondern  aus  dem 
Grunde,  weil  sie  die  Aufhebung  der  finnländischen  Autonomie 
zur  Folge  hat  und  zutage  treten  läßt.  Nicht  die  Art  und 
Weise ,  in  welcher  Finnland  von  seiner  Autonomie  Gebrauch 
macht,  sondern  diese  Autonomie  selbst,  wäre  sie  auch  noch 
so  vortreffUch  angewendet,  ist  es,  an  der  Rußland  etwas  aus- 
zusetzen hat.  Nun  aber  könnte  einzig  und  allein  eine  dring- 
hche  mid  bewiesene  Gefahr,  und  zwar  nur  auf  einem  durch 
diese  Gefahr  eng  begrenzten  Gebiete,  die  Aufhebung  dieser 
Autonomie  nach  sich  ziehen. 

Faktisch  ist  also  keineswegs  erwiesen ,  daß  zwischen 
Finnland  und  Rußland  ein  gemeinsames  Organ  für  die  innere 
Gesetzgebung  oder  Verwaltung  erforderUch  sei. 

Juristisch  aber  ist  es  beinahe  unmöglich,  daß  die  finn- 
ländische  Gesetzgebung  sich  an  den  Rechten  und  Interessen 
Rußlands  vergreifen  kann.    Denn  einerseits  besitzt  der  Land- 
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tag  nicht  das  Recht  der  Initiative  in  Fragen,  die  den  Kriegs- 
dienst zu  Wasser  und  zu  Lande  betreffen  (Landtagsordnung 
vom  20.  Juh  190(3,  Art.  29),  und  anderseits  kommt  kein  vom 
Landtage  angenommenes  Gesetz  zur  VeröffentHchung,  wofern 
es  nicht  vom  Monarchen  bestätigt  worden  ist,  der  sicherHch 
seine  Sanktion  verweigern  würde,  falls  das  Gesetz  den  Reichs- 
interessen widerspräche.  Schließlich  aber  ist  es  bisher  eine 
bloße  Hypothese,  ob  man  voraussetzen  darf,  daß  ein  Gesetz- 
entwurf, den  der  Monarch  aus  Rücksicht  auf  das  Reichs- 
interesse dem  Landtage  übermittelt  hat,  von  diesem  willkürlich 
abgelehnt  werden  würde. 

Das  finnländische  Problem  stellt  sich  also  als  ein  Rechts- 
konflikt in  einer  abstrakten  Frage  dar,  nicht  aber  als  ein 
Konflikt  pohtischer  Interessen  oder  als  ein  Willenskonflikt  in 
einer  konkreten  Frage. 

Das  Lebensinteresse  des  Kaiserreiches,  der  äußerste  Be- 
weisgrund der  russischen  These,  läßt  sich  bisher  weder  de 
facto  noch  de  jure  geltend  machen.  Die  Gefalu%  vor  der  man 
sieh  fürchtet,  hat  sich  noch  nicht  —  nicht  einmal  von  weitem 
—  gezeigt,  es  sei  denn  in  der  russischen  Einbildung. 

Das  Recht  aber  hat  weder  auf  unbegründete  H\"pothesen 
noch  auf  vermeintliche  Gefahren  Rücksicht  zu  nehmen. 

Wäre  die  Hypothese  nicht  unbegründet,  die  Gefahr  nicht 
eine  vermeintHche,  so  müßte  man  zwar  nicht  die  finnländische 
Autonomie  unterdrücken,  wolil  aber  sich  nach  einem  Organ 
umsehen,  das  als  Regulator  zwischen  Finnland  und  Rußland 
durch  seine  Beschaffenheit  selbst  zur  Beseitigung  derartiger 
Streitfragen  berufen  wäre,  indem  es  sie  sofort  nach  ihrem 
Entstehen  löst  oder  ihnen  durch  vorheriges  Entwerfen  der 
Umrisse  für  eine  gemeinsame  Kompetenz  zuvorkommt.  Falls 
die  Umstände  die  Bildung  und  sogar  die  Erweiterung  einer 
gemeinsamen  Gesetzgebung  erfordern  oder  bloß  begünstigen, 
so  unterUegt  es  keinem  Zweifel,  daß  Finnland  seme  Zu- 
stimmung  dazu   geben  wird.     Allein  Rußlands  Pflicht   ist   es, 
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dafür  zu  sorgen,  daß  Finnland  freiwillig  darein  willigt,  indem 
Rußland  durch  ein  dem  finnländischen  Landtage  vorgelegtes 
Übereinkommen  die  Grenzen  und  das  Organ  dieser  gemein- 
samen Gesetzgebung  bestimmt.  Das  ist  die  normale  juristische 
Lösung.  Herr  Stolypin  bestreitet  es,  jedoch  ohne  Grund, 
während  doch  Herr  von  Martens  in  der  Kommission  unter 
dem  Präsidium  des  Herrn  Tagantzew  es  anerkannte.  Was 
die  für  die  Bestimmung  der  Grenzen  dieser  Kompetenz  zu 
findende  Formel  oder  das  mit  ihrer  Feststellung  beauftragte 
Organ  anbelangt,  so  gibt  es  viele  Verfahrungsarten,  und  es 
ist  Sache  der  Beteiligten,  eine  Wahl  zu  treffen.  Man  könnte 
diese  Sorge  —  wie  der  Senat  es  in  seiner  untertänigen 
Denkschrift  vom  22.  Dezember  1908  vorschlug  —  entweder 
dem  Generalgouverneur  oder  einem  in  gleicher  Zahl  aus  Russen 
und  Finnländern  bestehenden  und  dem  Staatsseki'etariat  bei- 
geordneten Komitee  anvertrauen ;  es  ist  das  eine  Einzelfrage, 
die  nur  durch  den  guten  Willen  der  beiden  Teile  ihre 
Regelung  finden  und  sich  vielleicht  nur  versuchsweise  auf 
dem  Wege  der  Erfahrung  entscheiden  lassen  wird.  Aber  das 
Prinzip  steht  fest.  Will  Finnland  sich  nicht  des  Rechtes  be- 
geben, das  es  kraft  der  Borgäer  Akte  besitzt,  so  ist  es  — 
gleichgültig  ob  Staat  oder  Nichtstaat  —  zu  der  Forderung 
verpflichtet,  daß  die  Abgrenzung  seiner  eigenen  Angelegen- 
heiten und  der  Reichsangelegenheiten  in  jedem  Einzelfalle 
nur  mit  seiner  Zustimmung  geregelt  wird,  und  zwar  wäre 
diese  Zustimmung  entweder  von  Finnland  selbst  oder  andern- 
falls von  einem  auf  die  Korapetenzbestimmung  bezüglichen 
Organ  zu  erteilen,  in  dessen  Schaffung  es  ungezwungen  ein- 
gewiUigt  hat. 
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Schlußfolgerungen. 


1,.  Das  Recht  Finnlands  inbetreff  seiner  Verfassung  ist 
nicht,  ein  auf  Erdichtung  beruhendes  Produkt  der  finnländischen 
„Einbildungskraft",  sondern  eine  historische  Realität;  es  ist 
nicht  ein  „Dogma",  an  das  die  Finnländer  glauben,  ohne  es 
beweisen  zu  können,  sondern  eine  wissenschaftlich  bewiesene 
juristische  Wahrheit. 

2°.  Es  ist  nicht  blofs  Schweden  gewesen,  von  dem 
Alexander  I.  im  Friedensvertrage  zu  Fredrikshamn  (Art.  4) 
Finnland  empfing,  sondern  er  hat  es  schon  vor  dem  Friedens- 
vertrage, wie  diese  Urkunde  selber  anerkannte  (Art.  6),  von 
den  Finnländern  selbst  empfangen,  als  er  ilmen  feierlich  die 
Anerkennung  ihrer  Grundgesetze  gelobte. 

3°.  Als  während  des  Borgaer  Landtages  der  Treueid  der 
vier  Stände  auf  die  Gelöbnisse  des  Zaren  folgte,  vollzog  das 
„im  Innern  freie"  und  ..künftig  zum  Range  der  Nationen  er- 
hobene" Finnland  nicht  als  eroberte  und  widerruflich  mit  nur 
zeitweiligen  Privilegien  bedachte  Provinz  seinen  Eintritt  in 
das  russische  Kaiserreich,  sondern  als  autonomer  und  dm-ch 
ein  freies  Übereinkommen  mit  einem  souveränen  Staate  ver- 
einigter Organismus,  welcher  Staat  infolge  dieses  Über- 
einkommens verpflichtet  ist,  jene  Autonomie  zu  respektieren. 

4°.  In  welcher  Weise  auch  immer  verschiedene  Autoren,  je 
nach  ihren  Vorstellungen  von  dem  Begriffe  des  Staates  und  je 
nach   der   von  ihnen  beliebten  besonderen  Klassifizierung  der 

Pinnland  und  Kußland.  8 
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Organismen  des  Staatsrechts ,  die  Verbindung  Finnlands  mit 
Rufsland  analysieren  und  definieren  mögen,  so  ist  es  doch, 
abgesehen  von  einigen  wenigen  Ausnahmen,  für  sie  alle,  ein- 
schließlich der  Russen,  ein  feststehendes  Prinzip,  daß  Finn- 
land dem  Russischen  Reiche  gegenüber  ein  Anrecht  auf  die 
Anerkennung  seiner  Verfassung  besitzt. 

5°.  Die  Einführung  der  konstitutionellen  Regierungsform 
in  Rußland  hat  die  Stellung  Finnlands  nicht  modifizieren 
können. 

Es  würde  in  der  Tat  nichts  nützen,  wollte  man  etwa 
behaupten,  daß  die  Autonomie  Finnlands,  die  dem  Unter- 
schiede zwischen  der  autokratischen  Regierungsform  in  Ruß- 
land und  der  konstitutionellen  Regierungsform  in  Finnland 
ihren  Ursprung  verdankte,  gegenwärtig  keine  Berechtigung 
mehr  besitze,  weil  in  Rußland  der  Absolutismus  aufgehört 
habe.  Finnland,  dessen  politische  Erziehung  eine  ältere  und 
dessen  Kultur  wesentlich  anders  beschaffen  ist,  verlangt  schon 
jetzt  eine  vollständigere  und  stets  „mit  seinen  Sitten  in  engster 
Verbindung  stehende"  Freiheit.  Im  übrigen  aber  haben 
Alexander  I.  und  dessen  Nachfolger  den  Finnländern  nicht 
nur  individuelle  Freiheiten ,  sondern  auch  als  Schirm  und 
Quelle  derselben  Finnland  die  Freiheit  seines  Volkes  auf  immer 
gewährleistet. 

Grundlos  sind  auch  folgende  juristische  Behauptungen: 
a)  Den  neuen  russischen  Grundgesetzen  von  1906  zufolge 
(vgl.  Art.  1)  sei  Finnland  nicht  mehr  ein  Bruchstück  des 
Russischen  Reiches  (Finnland  und  Rußland),  sondern  nur 
noch  ein  Bruchstück  des  Kaiserreiches  Rußland ;  b)  kraft  der- 
selben Gesetze  (vgl.  Art.  2)  erstrecke  sich  das  Gesetzgebungs- 
recht des  Landtages  nicht  auf  alle  inneren  Fragen,  sondern 
nur  auf  diejenigen  dieser  Fragen ,  an  denen  Rußland  kein 
Interesse  habe,  ein  Interesse,  dessen  Entscheidung  im  übrigen 
Rußland   allein   vorbehalten  sei;   c)  im  Falle  eines  Konfliktes 
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zwischen  der  neuen  Verfassung  des  souveränen  Rußland  und 
der  alten  Verfassung  des  nichtsouveränen  Finnland  sei  es  die 
erstgenannte,  die  den  Ausschlag  zu  geben  habe. 

Hierauf  ist  zu  erwidern:  durch  Beschränkung  seiner  Rechte 
Rußland  gegenüber  hat  der  Zar  dieselben  Finnland  gegenüber 
nicht  vermehren  können ;  niemand  kann  sich  selber  einen 
Rechtstitel  schaffen.  Da  er  nicht  das  Recht  hatte,  dem  Landtage 
das  Gesetzgebungsrecht  zu  entziehen,  hat  er  ein  solches  Recht 
auch  weder  vollständig  noch  teilweise  auf  die  Reichsduma 
übertragen  können ;  niemand  kann  mehr  geben  als  er  besitzt. 

6°.  Da  Rußland  weder  dem  Landtage  noch  den  finn- 
ländischen  Verwaltungsorganen  ihre  gesamte  Kompetenz  oder 
einen  Teil  derselben  direkt  zu  entziehen  vermag ,  kann  es 
solches  auch  nicht  indirekt  tun,  indem  es  sich  das  Recht  vor- 
behält, selber  diese  Kompetenz  zu  bestimmen. 

7°.  Wofern  das  höhere  Interesse  des  Kaiserreiches  die 
Einführung  eines  gemeinsamen  Verfahrens  für  bestimmte 
innere  Angelegenheiten  erheischt,  so  ist  es  der  Landtag,  dem 
es  zukommt,  entweder  selbst  diese  Angelegenheiten  zu  be- 
zeichnen oder  in  die  Schaffung  eines  mit  ihrer  Bestimmung 
beauftragten  Organs  einzuwilligen. 

(Unterzeichnet:)  G.  Anschütz, 

L.  von  Bar, 
A.  de  Lapradelle, 
Leon  Michoud, 
Ernest  Nys, 
Frederick  Pollock, 
W.  van  der  Vlugt, 
J.  Westlake. 

Seine  Exzellenz  Herr  C.  C.  V.  Nyholni,  ehemaliger  Prä- 
sident des  Dänischen  Obersten  Gerichtshofes,  hat  seinen  Bei- 
tritt zu  dem  vorstehenden  motivierten  Gutachten  erklärt. 
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Sir  Edward  Fry  hat  durch  nachfolgende  Erklärung  seine 
Beistimmung  ausgedrückt : 

Failand  House,  N.  Bristol,  23.  Februar  1910. 

Die  im  Jahre  1809  auf  dem  Borgäer  Landtage  getroifenen 
Abmachungen  —  umfassend  einerseits  das  Dekret  über  Ein- 
berufung des  Landtages,  die  Zuschrift  des  Zaren  an  die  Be- 
wohner Finnlands  vom  15.  März  [a.  St.]  1809  und  seine 
Proklamation  vom  23.  März  [a.  St.]  1809,  sowie  anderseits 
den  von  den  Landtagsmitgliedern  als  Vertretern  des  finn- 
ländischen  Volkes  geleisteten  Treueid  —  bilden  meines  Er- 
achtens  einen  öffentlichen  Akt  feierlichster  Art,  durch  den 
der  Zar  sich  selbst  und  seine  Nachfolger  zur  Anerkennung 
der  linnländischen  Autonomie  sowie  zur  Aufrechterhaltung 
der  finnländischen  Verfassung  verpflichtet,  und  durch  den  die 
Bewohner  des  Landes  sich  verpflichten,  treue  Untertanen  des 
Kaisers  als  des  konstitutionellen  Großfürsten  von  Finnland 
zu  sein. 

Ich  bin  außerdem  der  Ansicht,  daß  der  Friedensvertrag 
von  Fredrikshamn  die  Existenz  eines  vorhergehenden  Vertrages 
zwischen  dem  Zaren  und  dem  finnländischen  Volke  anerkennt, 
und  daß  er,  als  eine  res  inter  alios  acta,  in  keinem  einzigen 
Falle  die  feierlich  in  Borgä  getroffene  Übereinkunft  aufzuheben 
vermag. 

Ich  glaube  auch,  daß  die  Autonomie  und  die  Verfassung 
Finnlands  seitdem  bis  zur  gegenwärtigen  Zeit  von  den  finn- 
ländischen Großfürsten,  die  aufeinander  folgten,  als  tatsächlich 
vorhanden  anerkannt  worden  sind.  Um  einige  der  in  dieser 
Hinsicht  besonders  einleuchtende  Beweise  zu  nennen,  erinnere 
ich  an  die  Proklamation  vom  9.  Februar  [a.  St.]  1816,  an  die 
von  den  finnländischen  Großfürsten  bei  ihrer  Thronbesteigung 
sukzessive  abgegebenen  Versprechungen ,  an  die  Einberufung 
des  Landtages  gemäß  den  alten  Landesgebräuchen  und  endlich 
an    die    Verwaltung    der    finnländischen    Angelegenheiten    in 
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einer  Art  und  Weise,  welche  von  der  Verwaltiuig  der  nissischen 
Angelegenheiten  vollkommen  unabhängig  ist  und  die  Existenz 
einer  Verfassung  involviert. 

Meine  Schlußfolgerung  ist  endlich,  daß  vom  juristischen 
Gesichtspunkte  aus  das  finnländische  Volk  allen  Grund  hat, 
an  seinen  Rechten  auf  eine  Verfassung  festzuhalten,  der  es 
auf  gesetzmäßigem  Wege  nur  mit  seiner  eigenen  Einwilligung 
beraubt  werden  kann. 

Edw.  Ery. 
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